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Grußwort

Vor zehn Jahren haben die EU-Mitgliedstaaten 
mit der Leipzig-Charta ein grundlegendes Doku-
ment zur integrierten Stadtentwicklung beschlos-
sen. Seitdem sind die Herausforderungen für un-
sere Städte und Gesellschaften weiter gewachsen. 
Überall in Europa stehen wir Herausforderungen 
gegenüber, wie dem Klimawandel, der Digitalisie-
rung, der Globalisierung, der Integration zugewan-
derter Menschen und der Stärkung des sozialen 
Zusammenhalts. 

Um diese Aufgaben bewältigen zu können, braucht 
es nicht nur konsistente und aufeinander abge-
stimmte Lösungen über alle staatlichen Ebenen 
hinweg. Es braucht auch die Partizipation und Be-
teiligung aller Gruppen in der Stadt. Mit dieser For-
derung nahm die Leipzig-Charta bereits im Jahr 
2007 sozial und wirtschaftlich benachteiligte Stadt-
teile in den Fokus. 

Der vorliegende Bericht „Zehn Jahre Leipzig-Char-
ta“ geht der Frage nach, inwiefern Stadtpolitik in 
verschiedenen europäischen und außereuropäi-
schen Ländern integrativ und ganzheitlich gestal-
tet wurde. Mit Blick auf die deutsche EU-Ratspräsi-
dentschaft im Jahr 2020 dient die Studie auch dazu, 
über die Zukunft der integrierten Stadtentwicklung 
in Europa nachzudenken.

Die Ergebnisse dieses Berichts zeigen, dass eine 
integrierte und partizipative Stadtentwicklungspo-
litik im Sinne der Leipzig-Charta inzwischen überall 
in Europa und insbesondere auf lokaler und regio-
naler Ebene weit verbreitet ist. Der Bericht verleiht 
der im Mai 2016 mit dem Pakt von Amsterdam be-
gründeten Debatte um die Städteagenda für die EU 
neue Impulse. Für die europäische Strukturpolitik 
nach 2020 wird es von großer Bedeutung sein, auf 
dem Erbe der Leipzig-Charta aufzubauen.

Die Studie soll den Leserinnen und Lesern berei-
chernde Einsichten eröffnen und dazu beitragen, 
die Städte Europas als gedeihende, integrative und 
lebenswerte Orte zu pflegen.

Dr. Barbara Hendricks
Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und  Reaktorsicherheit

Bild: Bundesregierung/Sandra Steins
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Einleitung

Im Jahr 2007 lenkte die Leipzig-Charta zur nachhal-
tigen europäischen Stadt große Aufmerksamkeit 
auf integrierte Stadtentwicklungsansätze. Im Jahr 
2012 kam die Studie „5 Jahre LEIPZIG-CHARTA – 
Integrierte Stadtentwicklung als Erfolgsbedingung 
einer nachhaltigen Stadt“ zu dem Schluss, dass 
integrierte, gebietsbezogene Strategien der Stadt-
entwicklung in Westeuropa weiterhin eine große 
Rolle spielen und in Mittel- und Osteuropa an Be-
deutung gewinnen. Im Jahr 2017 und zum zehnten 
Jahrestag der Leipzig-Charta ist es an der Zeit, den 
Zustand der integrierten Stadtentwicklung in Euro-
pa neu zu analysieren und zu beurteilen.

Die vorliegende Studie, die vom European Urban 
Knowledge Network (EUKN) durchgeführt und vom 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) in Auftrag gegeben wurde, untersucht, in-
wieweit die Prinzipien der Leipzig-Charta im Zeit-
raum 2012 bis 2016 Anwendung gefunden haben. 
Zu diesem Zweck wurden 35 europäische Länder 
untersucht. Darüber hinaus binden Analysen der 
nationalen Stadtpolitik von fünf Ländern außerhalb 
Europas – Brasilien, China, Indien, Südafrika und 
den Vereinigten Staaten von Amerika – die Ide-
en der Leipzig-Charta in einen breiteren geografi-
schen Kontext ein. Zuletzt wurden drei Fallstudien 
durchgeführt, die die praktische Umsetzung eines 
integrierten Ansatzes für Stadtentwicklung in den 
Städten Brünn (Tschechische Republik), Brüssel 
(Belgien) und Vantaa (Finnland) veranschaulichen.

Das übergeordnete Ziel der Studie ist es, die Be-
deutung integrierter Stadtentwicklungspolitik und 
die begleitenden Governance-Ansätze, Koordina-

tionsmechanismen und Finanzierungsinstrumente 
im Hinblick auf aktuelle stadtpolitische Herausfor-
derungen und die jüngsten politischen Entwicklun-
gen in Europa erneut zu sichten. Das Hauptinstru-
ment der Datenerfassung war eine für die Studie 
entworfene Expertenumfrage. Diese Umfrage rich-
tete sich an öffentliche Bedienstete, die in den für 
Stadtpolitik zuständigen nationalen Ministerien 
und Abteilungen tätig sind. Zusätzliche Analysen 
wurden auf der Grundlage von Sekundärforschung 
durchgeführt.

Der Inhalt des Berichts gliedert sich wie folgt: Das 
erste Kapitel behandelt die nach wie vor bedeut-
samen Schlüsselaspekte der Leipzig-Charta. In Ka-
pitel 2 wird der integrierte Ansatz näher erläutert, 
der das Kernthema der Leipzig-Charta ist. Das dritte 
Kapitel führt die Ergebnisse der EU-Ratspräsident-
schaften bezüglich integrierter und nachhaltiger 
Stadtentwicklung, die zuletzt in der Städteagenda 
für die EU aus dem Jahr 2016 mündeten, auf. Einer 
Diskussion über dringliche stadtpolitische Proble-
me in Kapitel 4 folgt in Kapitel 5 die Beschreibung 
des methodischen Ansatzes der Studie. Anschlie-
ßend analysiert das Kapitel 6 den Zustand der in-
tegrierten Stadtentwicklung in europäischen Län-
dern, veranschaulicht durch drei Fallstudien. Dem 
folgt in Kapitel 7 eine Kontextualisierung der euro-
päischen Ansätze durch eine Darstellung stadtpo-
litischer Herausforderungen und Vorgehensweisen 
in Brasilien, China, Indien, Südafrika und den Verei-
nigten Staaten von Amerika. Schließlich fasst das 
Schlusskapitel 8 die wichtigsten Erkenntnisse des 
Berichts im Überblick zusammen.
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* Die wichtigsten Finanzierungs-
möglichkeiten im Rahmen der 
ESI-Fonds sind in dieser Hinsicht 
der Europäische Fonds für regio-
nale Entwicklung (EFRE), dessen 
gültige Verordnung in Artikel 7 ei-
nen Mindestanteil von fünf Pro-
zent für Stadtentwicklung vor-
sieht, der Europäische Sozialfonds 
(ESF) und der Kohäsionsfonds. In-
strumente, die eigens Investitio-
nen in städtische Gebiete ermög-
lichen, sind das EFRE-finanzierte 
Joint European Support for Sus-
tainable Investment in City Areas 
( JESSICA)-Instrument zum Aufbau 
revolvierender Fonds aus dem Pro-
grammierungszeitraum 2007-2013 
sowie die in der Programmperiode 
2014-2020 eingeführte so genann-
ten Integrierten Territorialen Inves-
titionen (ITI). ITI ermöglichen eine 
Kombination von Strukturfonds-
mitteln in definierten Gebieten.

1 Die Leipzig-Charta

„Das Leben in Städten wird immer beliebter. Dies ist eine positive Entwicklung, die wir fördern müssen. 
Familien kehren vom Stadtrand und dem ländlichen Hinterland in die Innenstädte zurück. Urbanität ist 
ein Qualitätsmerkmal geworden. ... Europas Städte erleben derzeit eine Renaissance, die die Politiker zu 
gestalten haben. Dies ist der Auftakt zu einer neuen Phase der Stadtentwicklung.“

Wolfgang Tiefensee, deutscher EU-Ratspräsident, 2007

Am 24. und 25. Mai 2007 versammelten sich die für 
Stadtentwicklung zuständigen Minister der EU-Mit-
gliedstaaten in Leipzig zum Informellen Minister-
treffen zur Stadtentwicklung und zum territorialen 
Zusammenhalt. Das Ergebnis dieses Treffens war 
die Unterzeichnung der Leipzig-Charta zur nachhal-
tigen europäischen Stadt. Dieses politische Doku-
ment verpflichtet alle Mitgliedstaaten dazu, einen 
integrierten Ansatz in der Stadtentwicklung zu ver-
folgen und voranzubringen, was eine neue Ära in 
der EU-Stadtpolitik kennzeichnet. Die Charta stellt 
zwei Schlüsselprinzipien für politische Entschei-
dungsträger vor, um nachhaltige Stadtentwicklung 
zu fördern: 1) die vermehrte Anwendung von An-
sätzen einer integrierten Stadtentwicklungspolitik 
und 2) eine besondere Aufmerksamkeit für benach-
teiligte Stadtteile im gesamtstädtischen Kontext.

Eine ganzheitliche Stadtentwicklungspolitik meint, 
dass die räumlichen, sektoralen und zeitlichen As-
pekte der Schlüsselbereiche der Stadtpolitik auf-
einander abgestimmt werden. Die Leipzig-Charta 
erkennt die besondere Verantwortung aller Regie-
rungsebenen für die Zukunft unserer Städte und 
Regionen an. Für den effektiven Umgang mit solch 
parallelen Verantwortlichkeiten sollte die Koordi-
nation zwischen den verschiedenen Politikberei-
chen im Bewusstsein der zeitlichen und räumlichen 
Aspekte von Stadtentwicklungspolitik verbessert 
werden. In Anerkennung der Tatsache, dass es kei-
ne isolierten Strategien zur Förderung nachhaltiger 
europäischer Städte mit wettbewerbsfähigen Un-
ternehmen und hoher Lebensqualität für die Men-
schen geben kann, erhält die Koordinierung der 
einzelnen Politiken und Strategien auf verschie-
denen Regierungsebenen wesentliche Bedeutung 
(BBSR 2012; BMVBS/BBR 2007; Eltges 2009).

Weiterhin stellt die Leipzig-Charta fest, dass Stad-
tentwicklungspolitik und die Suche nach innova-
tiven Lösungen bessere Erfolgschancen haben, 
wenn sie die Unterstützung der höchsten staat-
lichen Institutionen genießen. Eine Beteiligung 
hoher Regierungsebenen an der Entwicklung der 
Stadtpolitik kann Städte in der Umsetzung natio-
naler, regionaler und lokaler Zielsetzungen stär-
ken. Um eine solide finanzielle Basis für die Auf-

gaben von Städten zu gewährleisten, müssen die 
Mitgliedstaaten auch die Möglichkeit haben, Mit-
tel aus den Europäischen Struktur- und Investiti-
onsfonds (ESI-Fonds) für die Implementierung von 
bedeutenden nationalen, regionalen bzw. loka-
len Programmen zu verwenden.* Darüber hinaus 
sollte integrierte Stadtentwicklung auf ein breites 
Spektrum an Fachwissen zurückgreifen können. 
Ein systematischer und strukturierter Erfahrungs-
austausch über geografische und fachliche Gren-
zen hinweg kann zur Entwicklung des notwendigen 
Know-Hows zur Umsetzung integrierter Stadtent-
wicklungsstrategien auf allen Ebenen und beson-
ders auf lokaler Ebene beitragen (ebd.).

Die Leipzig-Charta betont ausdrücklich, dass ein 
integrierter Ansatz in der Lage ist, die unterschied-
lichen Interessen der beteiligten Parteien auszu-
gleichen. Die Schaffung eines Konsenses zwischen 
Verwaltungsebenen, Bürgern und Unternehmen ist 
ein weiterer Schritt in Richtung einer erfolgreichen 
Politik. Diese Koordination sollte auch bezüglich 
der Finanzierungmöglichkeiten genutzt werden. 
In einer Zeit der Haushaltszwänge und Sparmaß-
nahmen in Europa wird die Möglichkeit öffentlich-
privater Partnerschaften noch wichtiger, obschon 
diese Partnerschaften mit besonderen Herausfor-
derungen einhergehen. Darüber hinaus ermögli-
chen innovative öffentliche Beteiligungsprozesse 
es den Bürgern, an einzelnen Stadtentwicklungs-
prozessen teilzunehmen, diese zu beeinflussen und 
eine aktive Rolle in der Gestaltung ihres unmittelba-
ren Lebensumfeldes zu übernehmen (ebd.).

Die besondere Aufmerksamkeit für benachteiligte 
Stadtteile kann aus zwei unterschiedlichen Per-
spektiven angegangen werden. Sowohl ethische 
als auch praktische Gründe sprechen dafür, Be-
mühungen auf stark benachteiligte Gebiete zu kon-
zentrieren. Die Annahme der europäischen Stadt 
als ein von Werten geleitetes Modell des Zusam-
menlebens ist ein Ausgangspunkt des Wunsches, 
euro päische Städte in faire und gleichberechtigte 
Lebensräume zu verwandeln. Alle Bewohner müs-
sen demnach Zugang zu den gleichen Dienstleis-
tungen und Möglichkeiten haben, z. B. eine sichere 
und gesunde Umwelt oder gute Bildungsmöglich-
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keiten. Gleichzeitig wird die Fokussierung auf die-
jenigen Stadtteile mit den größten Problemen als 
der effektivste Weg gesehen, um die Lebensqua-
lität Aller in der Stadt zu verbessern. Gravieren-
de Unterschiede in Bezug auf wirtschaftliche und 
soziale Chancen, das Niveau der wirtschaftlichen 
Entwicklung und den sozialen Status der Bewoh-
ner in den einzelnen Stadtgebieten kann das sozi-
ale Gefüge der Stadt destabilisieren. Eine Politik 
der sozialen Integration, die zur Verringerung von 
Ungleichheiten beiträgt und soziale Ausgrenzung 
verhindert, kann dazu beitragen, die Sicherheit und 
den Zusammenhalt in Städten zu erhalten. Die Leip-
zig-Charta betont, dass nur eine Stadt, die als Gan-
zes sozial stabil ist, ihr volles Wachstumspotenzial 

entfalten kann. Des Weiteren erwähnt die Charta 
Bildung als Schlüssel für Chancengleichheit, wo-
bei Bildungsangebote auf die Bedürfnisse von Kin-
dern und jungen Erwachsenen zugeschnitten sein 
sollten (ebd.).

Insgesamt fordert die Leipzig-Charta eine ganzheit-
liche und integrierte Politik zur Entwicklung und 
Förderung nachhaltiger Gemeinschaften, in denen 
– laut Definition des Bristol Accord – „Menschen 
leben und arbeiten wollen, [die] sicher und inklusiv 
sind, gut geplant, gebaut und regiert werden und 
Chancengleichheit und gute Dienstleistungen für 
alle bieten“ (UK Presidency 2005: 6; Übers. d. A.).
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2 Ein ganzheitlicher Ansatz für eine nachhaltige urbane 

Zukunft

Die Leipzig-Charta wurde von allen EU-Mitglied-
staaten, europäischen Institutionen, Beitrittskandi-
daten und weiteren wichtigen Partnern unterzeich-
net. Die politische Einigung auf die Kerninhalte der 
Charta und deren umfassende Anerkennung for-
men eine wichtige Ausgangsbasis für weitere Akti-
vitäten der nachhaltigen und integrierten Stadtent-
wicklung in Europa. Dabei geht die Leipzig-Charta 
über rein politische Verpflichtungen hinaus. Sie 
empfiehlt auch konkrete Schritte und Instrumen-
te für die Verwirklichung ihrer Ziele. Um nachhal-
tige Gemeinschaften und ein nachhaltiges euro-
päisches Städtenetzwerk aufzubauen, schlägt die 
Charta einen ganzheitlichen Ansatz für die Stadt- 
und Regionalpolitik, basierend auf umsetzungsori-
entierten Planungsinstrumenten, vor (Eltges 2009). 
Im folgenden Abschnitt werden drei Schlüsselin-
strumente der Leipzig-Charta vorgestellt. Zur bes-
seren Veranschaulichung der Herausforderungen 
wird zu jedem Schlüsselinstrument eine aktuelle 
städtische Herausforderung skizziert.

Eine räumliche Perspektive und 
gebietsbezogene Maßnahmen 

Ein gebietsbezogener Ansatz oder eine räumliche 
Perspektive wird dazu verwendet, städtische 
Pro bleme unter Erfassung all ihrer Eigenschaf-
ten räumlich darzustellen. Ausgehend von einer 
räumlichen Perspektive sollten wirtschaftliche, 
ökologische und soziale Aspekte als Ganzes und 
nicht getrennt voneinander analysiert werden, da 
die komplexen wechselseitigen Beziehungen zu 
beachten sind. Um  ein geografisches Gebiet nach-
haltig zu verbessern, sollte also sein gesamtes 
Ursache-Wirkungs-Netz berücksichtigt werden 
(EUROCITIES 2004: 8). Darüber hinaus kann eine 
räumliche Perspektive bzw. ein gebietsbezogener 
Ansatz die Überwindung sektoraler Politiken er-
möglichen.

Städtische Armut, soziale Ausgrenzung, hohe Ar-
beitslosigkeit, gesundheitliche Ungleichheiten, 
sich intensivierende Migrationsbewegungen und 
die damit verbundenen Folgen sind einige der wich-
tigsten Schwerpunkte der Stadtentwicklungspoli-
tik. In Anbetracht ihrer räumlichen Konzentration 
spielt die räumliche bzw. gebietsbezogene Per-
spektive offenkundig eine entscheidende Rolle bei 
der Bewältigung dieser Probleme. Mehrere Stu-
dien zeigen, dass Benachteiligung in besser ent-
wickelten Mitgliedstaaten seltener vorkommt und 

sich vor allem in Städten konzentriert, während es 
in weniger entwickelten EU-Ländern zu mehr Be-
nachteiligung kommt, die sich vor allem auf länd-
liche Gebiete, kleinere Städte und Vorstädte er-
streckt (EUKN 2014; URBACT 2015). Somit kann 
eine detaillierte geografische Aufgliederung der 
vorherrschenden Situation und ihrer wichtigsten 
Faktoren zu Strategien gegen Benachteiligung bei-
tragen. Gebietsbezogene Maßnahmen konzentrie-
ren sich nicht auf Einzelpersonen, sondern auf eine 
bestimmte geografische Einheit. Üblicherweise 
verbinden sie so genannte harte Maßnahmen wie 
Abriss und Erneuerung von Wohnraum mit weichen 
Maßnahmen wie Aufbau von Sozialkapital und Ar-
beitsmarktintegration (ebd.). Ein gebietsbezogener 
Ansatz ist besonders dazu geeignet, die Transfor-
mation von Stadtteilen mit Regenerationspotential 
anzugehen, anstatt sich ausschließlich auf den Bau 
und die Entwicklung neuer Stadtteile festzulegen 
(Rio Fernandes 2011). Da städtische Armut in der 
Regel auf bestimmte Stadtteile und Regionen kon-
zentriert ist, kann diese nur durch einen gebietsbe-
zogenen Ansatz effizient bekämpft werden.

Mehrebenen-Governance

Während Fragen zur nachhaltigen Entwicklung 
mit globalen Interessen verknüpft sind, liegt die 
Stadtplanung traditionsgemäß bei nachgeordne-
ten staatlichen Ebenen. Daher sollte die Verfolgung 
umsetzbarer nachhaltiger Entwicklungsprogram-
me mittels Dialog, multidisziplinären Kooperatio-
nen und Partnerschaften zwischen den zahlreichen 
Akteuren aus verschiedenen Bereichen und Re-
gelsetzungsebenen (EU, national, regional, lokal) 
erreicht werden. Das Ziel eines solchen ganzheit-
lichen Ansatzes ist es, den gemeinsamen Interes-
sen aller Beteiligten bestmöglich nachzukommen. 
Durch die Verlagerung der Befugnisse nach oben, 
nach unten und zur Seite besteht die Möglichkeit, 
Ressourcen optimal zu bündeln – sowohl finanzi-
ell als auch im Hinblick auf interdisziplinäre Exper-
tise (EUROCITIES 2004). Zum Beispiel können die 
lokalen Budgets mit nationalen oder EU-Förder-
programmen kombiniert werden oder mit zusätzli-
chen Mitteln von Nichtregierungsakteuren wie Stif-
tungen oder privaten Unternehmen. Die Stärkung 
der Zusammenarbeit und die Streuung von Befug-
nissen unter allen relevanten Partnern kann eine 
bedeutende Rolle für den Erfolg einer bestimmten 
Politik spielen. Üblicherweise sorgt Mehrebenen-
Governance für breitere Unterstützung und mehr 
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Legitimität. Darüber hinaus ist eine koordinierte 
Beteiligung verschiedener Regierungspartner an-
gesichts der aktuellen Dezentralisierungsprozesse 
in vielen europäischen Ländern unentbehrlich ge-
worden, während der Ruf nach einer städtischen 
Dimension in europäischen und nationalen Strate-
gien lauter wird (EUKN 2011b).

Die Bedrohung durch den Klimawandel ist eines 
der größten Probleme unserer Zeit und hilft, die 
Notwendigkeit von Mehrebenen-Governance zu 
veranschaulichen. Der Kampf dagegen schließt 
eine enorme Bandbreite von Partnern auf mehre-
ren staatlichen Ebenen, von der lokalen bis zur glo-
balen Ebene, ein. Wegen der globalen Natur des 
Problems liegt die Aufmerksamkeit vor allem auf 
den internationalen Verhandlungen in Kopenhagen, 
Cancún oder Paris. Die wesentlichen Entscheidun-
gen hinsichtlich der Emission von Kohlendioxid und 
der Förderung nachhaltiger Entwicklung werden je-
doch täglich von lokalen, regionalen und na tionalen 
Behörden sowie von Industrie und weiteren insti-
tutionellen Akteuren getroffen (McEwen/Swenden/
Bolleyer 2010). Es ist eindeutig, dass die nationa-
len Regierungen nicht in der Lage sein werden, ih-
ren internationalen Verpflichtungen zur Bewälti-
gung des Klimawandels nachzukommen, solange 
eine ausdrücklichere Einbeziehung subnationaler 
Partner fehlt. So liegen Flächennutzungsplanung 
und Abfallwirtschaft in der Regel in den Händen 
der lokalen Regierungen bzw. der Kommunalver-
waltungen und spielen eine entscheidende Rolle in 
Fragen zu Energieverbrauch und Transport (Betsill/
Bulkeley 2006). Daher ist es entscheidend, alle Re-
gierungsebenen einzubeziehen und ein Netzwerk 
zwischen Verwaltung und Stadtvierteln aufzubau-
en, um die Klimaprobleme effizient zu bewältigen 
und dabei eng mit der EU und den Partnern auf in-
ternationaler Ebene in Fragen der technischen Un-
terstützung und Verwaltung zusammenzuarbeiten.

Bottom-up-Ansatz und Ermächtigung

Viele städtische Planungsansätze sind in erster Li-
nie top-down angelegt, wobei Planer und Behörden 
je nach Kontext und Aufgabenstellung die lokalen 
Gemeinschaften in der Umsetzungsphase einbezie-
hen. Allerdings stößt dieser Ansatz oftmals auf Kri-
tik, da er die Gefahr birgt, an den Belangen der loka-

len Akteure vor Ort vorbeizuplanen (Dias/Curwell/
Bichard 2014). Ein gut konzipierter Bottom-up-An-
satz unter der effektiven Beteiligung der betroffe-
nen Akteure und der lokalen Bevölkerung ermög-
licht den Entscheidungsträgern ein umfassenderes 
Verständnis eines bestimmten Gebiets. Die aktive 
Beteiligung lokaler Gemeinschaften an der Planung 
von Stadtvierteln kann Gebiete nicht nur physisch 
verbessern. Beteiligungsprozesse können zudem 
als Ermächtigungsinstrument vor allem in benach-
teiligten Gebieten verwendet werden, in denen die 
am stärksten gefährdeten Gruppen der Stadtbe-
völkerung (wie Familien mit niedrigem Einkommen 
und Einwohner mit Migrationshintergrund) leben. 
Ein partizipativer Prozess ermöglicht es ihnen, 
Stadtentwicklungsprozesse mitzugestalten, da sie 
eine Chance zur Konzeption und Umsetzung von 
Politik erhalten (El-Asmar/Ebohon/Taki 2012). Die 
Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements er-
fordert die strukturelle Einbindung verschiedener 
Partner auf politischer, administrativer und auch 
auf kommunaler Ebene, eingeschlossen Verbände, 
Interessengruppen, lokale Initiativen und vor allem 
Selbsthilfeorganisationen von Armen und anderen 
Minderheiten (EUKN 2014).

In letzter Zeit haben die Verteilung von Migran-
ten und Geflüchteten über die Länder Europas so-
wie nationale Politikstrategien und nachgeordnete 
Programme zur Integrationsförderung besondere 
Aufmerksamkeit erhalten. Ungeachtet dieser Fo-
kussierung auf (zwischen-)staatliche Maßnahmen 
kann man das Argument anbringen, dass die aktu-
ellen Migrationsbewegungen und ihre Effekte ein 
bedeutsames lokales Ausmaß erreicht haben, vor 
allem in Bezug auf den sozialen Zusammenhalt. 
Der soziale Zusammenhalt umfasst verschiedene 
Dimensionen, darunter staatsbürgerliche Kultur, 
gemeinsame Werte, Solidarität, die Verringerung 
zwischen Reich und Arm, Sozialkapital und sozi-
ale Netzwerke (Kearns/Forrest 2000). Bottom-up-
Prozesse, die ein erhebliches Maß an Bürgerbe-
teiligung und Dialog zwischen den verschiedenen 
Interessenvertretern beinhalten, können den sozi-
alen Zusammenhalt fördern. Diese Prozesse schaf-
fen Vertrauen und Anerkennung unter den lokalen 
Einwohnern, darunter Neuankömmlinge wie Mig-
ranten und Geflüchteten. Sie können auf diese Wei-
se zur Verringerung städtischer Armut und sozialer 
Ungleichheiten beitragen.
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3 Zehn Jahre nach der Leipzig-Charta – politische 

Entwicklungen auf europäischer Ebene

Seit 2007 wurde die Leipzig-Charta durch Dokumen-
te von EU-Ratspräsidentschaften und verschiede-
ne Umsetzungsinstrumente weiter entwickelt. Die 
Studie „5 Jahre LEIPZIG-CHARTA – Integrierte 
Stadtentwicklung als Erfolgsbedingung einer nach-
haltigen Stadt“ (BBSR 2012) bietet einen Überblick 
über diese Entwicklung bis zur Erklärung von To-
ledo während der spanischen EU-Ratspräsident-
schaft im ersten Halbjahr 2010. Die Erklärung von 
Toledo betont erneut die Bedeutung ganzheitlicher 
Konzepte für Stadtentwicklung sowie die wichtigs-
ten Elemente der Leipzig-Charta: integrierte Ansät-
ze, horizontale Vernetzung innerhalb und vertika-
le Vernetzung zwischen allen beteiligten Ebenen, 
strategische Planung auf gesamtstädtischer Ebene 
mittels eines integrierten Stadtentwicklungskon-
zepts, Verknüpfung des integrierten Ansatzes mit 
einer gebietsbezogenen bzw. räumlichen Perspek-
tive und Verknüpfung des integrierten Ansatzes mit 
dem Ziel der Inklusion (ebd.).
 
Unter Hinweis auf diese Elemente zeigt die Erklä-
rung von Toledo (2010), wie gut sich die Leipzig-
Charta in die drei Prioritäten der Strategie Europa 
2020 einfügt. Diese wurde im Jahr 2010 ins Leben 
gerufen und steht für intelligentes, nachhaltiges 
und integratives Wachstum (ebd.). Um dieses drei-
fache Ziel zu erreichen, hat sich die Strategie Euro-
pa 2020 fünf Kernziele in den Bereichen Beschäfti-
gung, Innovation, Bildung, Armutsbekämpfung und 
Klima/Energie gesetzt (EK 2010). 

Die von 2010 bis zum ersten Halbjahr 2011  aktive 
 Präsidentschaftstroika Spanien, Belgien und Un-
garn hat die Europa-2020-Strategie mit einer überar-
beiteten Version der ursprünglich unter deutscher 
EU-Ratspräsidentschaft beschlossenen Territorialen 
Agenda (TA 2020) aufgegriffen. Am 19. Mai 2011 na-
hmen die für Raumplanung und Raumentwicklung 
 zuständigen Minister die TA 2020 in Gödöllő, Ungarn, 
an. Ziel der Territorialen Agenda ist der Aufbau eines 
integrativen, intelligenten und nachhaltigen Europas 
der vielfältigen Regionen. Sie fördert eine gebietsbe-
zogene Politik, die integriertes Arbeiten und den Dia-
log auf allen Ebenen berücksichtigt anstelle von Ein-
zelsektor- und Top-down-Ansätzen. Die TA 2020 führt 
an, dass nur unter Anerkennung der territorialen 
Dimension die Europa-2020-Ziele erreicht werden 
können. Sie betont, dass die in der Leipzig-Charta 
und den Erklärungen von Marseille (2008) und Toledo 
genannten Ziele und Bedenken hinsichtlich territo-
rialer Politikgestaltung auf allen Ebenen berücksich-
tigt werden sollten. 

Im Oktober 2011 hat die Generaldirektion der Euro-
päischen Kommission für Regionalpolitik und Stadt-
entwicklung (GD REGIO) den Bericht „Städte von 
morgen“ veröffentlicht, einen Entwurf über eine ge-
meinsame Vision der europäischen Stadt von mor-
gen (EC 2011). Der Bericht unterstreicht die Bedeu-
tung von ganzheitlichen Ansätzen für die Schaffung 
einer nachhaltigen Stadtentwicklung. Er betont fer-
ner die Notwendigkeit eines Governance-Systems, 
in dem Regierungsstrukturen angemessen ausge-
stattet sind, um den Herausforderungen in einem 
mehrstufigen Governance-System zu begegnen. 
Der Bericht „Städte von morgen“ diente sowohl 
der Europäischen Kommission als auch den Mit-
gliedstaaten als Ausgangspunkt, um auf eine Städ-
teagenda für die EU hin zu arbeiten (EUKN 2015).

Im Juli 2014 hat die Europäische Kommission in 
Zusammenarbeit mit der bevorstehenden nieder-
ländischen Präsidentschaft ein öffentliches Kon-
sultationsverfahren über die Städteagenda für die 
EU ins Leben gerufen. Die Ergebnisse haben ge-
zeigt, dass die EU ihre Städte bei der Bewältigung 
städtischer Herausforderungen unterstützen sollte, 
während wiederum die Städte dazu beitragen kön-
nen, die Prioritäten der EU zu erfüllen. Auch wur-
de festgestellt, dass die Städteagenda für die EU 
kein Rechtsdokument sein soll, sondern eher „ein 
Rahmendokument für die Verbesserung und Koor-
dinierung bestehender Initiativen, zur Zusammen-
tragung und Überwachung von Daten bezüglich 
der Auswirkungen und zur Bewältigung von Eng-
pässen“ (EUKN 2015: 12; Übers. d. A.).

Am 10. Juni 2015 fand das Informelle Treffen der Mi-
nister für territorialen Zusammenhalt und Stadtent-
wicklung in Riga statt. In dieser unter dem Vorsitz 
der lettischen EU-Ratspräsidentschaft vorbereite-
ten Sitzung einigten sich alle Teilnehmer auf die 
„Erklärung von Riga – Auf dem Weg zu einer Städ-
teagenda für die EU“. Es war das erste Mal, dass 
die zuständigen Minister der EU-Mitgliedstaaten 
sich zur gemeinsam mit Städten, der Europäischen 
Kommission und anderen Interessengruppen um-
zusetzenden Entwicklung einer Städteagenda für 
die EU verpflichteten (Latvian Presidency 2015).

Im Oktober 2015 wurden unter dem Vorsitz von Lu-
xemburg zwölf Kernthemen der Städteagenda für 
die EU offiziell vorgestellt. Diese Themen ergaben 
sich aus Umfragen und Workshops, die gemein-
sam mit Städten, Nichtregierungsorganisationen, 
Mitgliedstaaten, insbesondere der bevorstehenden 
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niederländischen Präsidentschaft und der Euro-
päischen Kommission stattfanden. Die Schwer-
punktthemen sind: Arbeitsplätze und Qualifikatio-
nen in der lokalen Wirtschaft, Städtische Armut, 
Wohnungswesen, Integration von Migranten und 
Geflüchteten, Nachhaltige Flächennutzung und 
naturbasierte Lösungen, Kreislaufwirtschaft, An-
passung an den Klimawandel, Energiewende, 
Städtische Mobilität, Luftqualität, Digitaler Wan-
del sowie Innovatives und sozialverantwortliches 
öffentliches Beschaffungswesen (eine ausführli-
chere Beschreibung erfolgt im nächsten Kapitel).

Am 30. Mai 2016 wurde mit dem Pakt von Amster-
dam, der während des Informellen Treffens der 
Minister für Stadtentwicklung auf Einladung des 
niederländischen Vorsitzes vereinbart wurde, ein 
wichtiger Meilenstein erreicht. Der Pakt von Ams-
terdam enthält den operativen Rahmen der Städ-
teagenda für die EU und arbeitet deren Ziele wei-
ter aus. Die oben genannten Schwerpunktthemen 
werden anhand der Felder bessere Rechtsetzung, 
bessere Finanzierung und besserem Wissensaus-
tausch bearbeitet. 

Neben den zwölf vorläufigen Schwerpunktthemen 
nennt der Pakt elf Querschnittsthemen. Diese sind:

 – Effektives Stadtmanagement, einschließlich 
Bürgerbeteiligung und neuer Stadtmanage-
mentmodelle;

 – Stadtmanagement über administrative Grenzen 
hinweg und interkommunale Zusammenarbeit;

 – Solide und strategische Stadtplanung (Verbin-
dung zur Regionalplanung, einschließlich For-
schungs- und Innovationsstrategien für intelli-
gente Spezialisierung (RIS3) und ausgewogene 
territoriale Entwicklung) mit einem ortsbezoge-
nen und zielgruppenorientierten Ansatz;

 – Integrativer und partizipativer Ansatz;
 – Innovative Ansätze, einschließlich Smart Ci-

ties;
 – Auswirkungen auf gesellschaftliche Verände-

rungen, einschließlich Verhaltensänderungen, 
Förderung unter anderem von gleichberech-
tigtem Zugang zu Informationen und der Ge-
schlechtergleichstellung sowie Stärkung von 
Frauen;

 – Herausforderungen und Chancen kleiner und 
mittlerer Städte und polyzentrische Entwick-
lung;

 – Stadterneuerung, einschließlich sozialer, wirt-
schaftlicher, ökologischer, räumlicher und kul-
tureller Aspekte, auch in Verbindung mit der 
Neuerschließung brachliegender Flächen zur 
Einschränkung des Flächenverbrauchs;

 – Anpassung an den demografischen Wandel 
und Zu- und Abwanderung;

 – Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen, 
die dem allgemeinen Interesse entsprechen 
(im Sinne des Artikels 14 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
in Verbindung mit Protokoll Nummer 26);

 – Ein abschließendes übergreifendes Thema legt 
den Schwerpunkt auf die internationale Dimen-
sion einer Städteagenda für die EU und die Be-
ziehung zur New Urban Agenda (Habitat III), 
den Zielen für nachhaltige Entwicklung (Sus-
tainable Development Goals/SDGs, Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung) der Verein-
ten Nationen und dem Klimaschutz-Überein-
kommen von Paris vom Dezember 2015. In die-
sem Zusammenhang kann die Städteagenda 
für die EU als wichtiger Baustein der New Ur-
ban Agenda gesehen werden. Das entspricht 
der Zielsetzung der EU, ein stärkerer globaler 
Partner zu sein und der Notwendigkeit, die Ko-
härenz zwischen ihrer Innen- und Außenpoli-
tik zu erhöhen. 

Der Pakt von Amsterdam bezieht sich ausdrücklich 
auf die Leipzig-Charta, indem er betont: „Ein ausge-
wogener, nachhaltiger und integrierter Ansatz für 
städtische Herausforderungen sollte sich, im Ein-
klang mit der Leipzig-Charta zur nachhaltigen eu-
ropäischen Stadt, auf alle wichtigen Aspekte der 
Stadtentwicklung […] konzentrieren, um eine soli-
de Stadtverwaltung und -politik zu gewährleisten“ 
(The Netherlands Presidency 2016: 4; Übers. d. A.). 
In ähnlicher Weise führte die Stellungnahme des 
Europäischen Ausschusses der Regionen „Konkre-
te Schritte zur Umsetzung der EU-Städteagenda“ 
(2016) an, dass die Leipzig-Charta bereits 2007 die 
Bedeutung von ganzheitlichen Ansätzen für Städ-
te betont und eine Mehrebenebenen-Governance 
als Lösung für komplexe Probleme genannt hat. 
In dieser Hinsicht beweist die Leipzig-Charta ihre 
fortdauernde Relevanz, indem sie den Grundstein 
für die Entwicklung einer Städteagenda für die EU 
gelegt und die Zusammenarbeit und den Austausch 
zwischen den städtischen Behörden auf lokaler, re-
gionaler, nationaler, supranationaler und sogar glo-
baler Ebene intensiviert und gefördert hat.
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Politische Entscheidungsträger haben die Bedeu- der Aufnahme von Geflüchteten und für die Bereit-
tung der Städte weltweit anerkannt – entsprechend stellung von Dienstleistungen für Neuankömmlinge 
dem Trend zur Urbanisierung. In der EU leben 72 sind. Die Auseinandersetzung mit dieser aktuellen 
Prozent der Bevölkerung in städtischen Gebieten. Situation – neue Geflüchtetengruppen, neue Ziel-
Die meisten Stadtbewohner leben in mittelgroßen orte, höhere Zahlen – erfordert Koordination und 
Städten (250.000 bis 500.000 Einwohner). Im Ver- ein auf EU-Ebene abgestimmtes Vorgehen. Außer-
gleich zu anderen Kontinenten weist Europa ei- dem besteht ein Bedarf an Wissensaustausch zwi-
nen geringen Anteil sowohl an Klein- als auch an schen allen städtischen Akteuren in der EU in Be-
Großstädten auf. Derzeit wächst die Bevölkerung zug auf Aufnahme, Unterbringung und Integration 
in europäischen Städten noch, was in vielen an- von Geflüchteten sowie auf die (flexible) Verwen-
deren Gebieten zu Bevölkerungsverlusten führt. dung von EU-Mitteln. Ziel ist die gelingende Inte-
Hauptstädte verzeichnen auf Grund von Zuwan- gration der einreisenden Migranten und Geflüch-
derung das schnellste Wachstum. In einigen Städ- teten und die Schaffung von Rahmenbedingungen 
ten wurde mehr als 20 Prozent der Bevölkerung für ihre Inklusion.
im Ausland geboren. Darüber hinaus zeigen eine 
alternde Bevölkerung und niedrige Geburtenzah- 2. Luftqualität
len Auswirkungen auf den gesamten europäischen Luftverschmutzung ist seit den späten 1970-Jahren 
Kontinent. In ganz Europa sind städtische Gebiete in vielen Städten zu einem drängenden Problem  
die wichtigsten Produzenten von Wissen und In- geworden. Städte leiden unter den negativen Aus-
novation. Städte stellen unbestreitbar Motoren für wirkungen der städtischen Mobilität und des Ver-
wirtschaftliches Wachstum dar, wobei der Dienst- kehrs auf Umwelt und menschliche Gesundheit. 
leistungssektor die wichtigste Quelle für Beschäf- Eine stärkere Beteiligung lokaler Partner beim Auf-
tigung ist. Allerdings kennen die meisten Städte ein spüren möglicher Engpässe in bestehendem (eu-
Beschäftigungsparadox, das darin besteht, dass ropäischem) Recht ist daher vonnöten. Ziel ist es, 
Städte einerseits eine hohe Konzentration von Ar- Systeme und Strategien zu schaffen, die eine für 
beitsplätzen aufweisen, während andererseits die die menschliche Gesundheit vorteilhafte Luftqua-
Beschäftigungsquote der Stadtbevölkerung nied- lität gewährleisten. Dies erfordert die Verknüpfung 
riger ist als der Landesdurchschnitt (EC/UN-Ha- von gesetzlichen und technischen Aspekten mit 
bitat 2016). einer Reihe an Emittenten wie dem motorisierten 

Verkehr, Industrie und Landwirtschaft.
Offenkundig birgt die aktuelle Situation europäi-
scher Städte viele Herausforderungen. Momen- 3. Städtische Armut
tan werden diese durch die zwölf Schwerpunktthe- Vielschichtigkeit und räumliche Konzentration ma-
men der Städteagenda für die EU erfasst, die der im chen den Kampf gegen städtische Armut zu einer 
Mai 2016 veröffentlichte Pakt von Amsterdam (The komplexen Aufgabe, die einen sektorenübergrei-
Netherlands Presidency 2016) vorstellt und näher fenden Ansatz, Koordination zwischen mehreren 
beschreibt. Im Folgenden wird jedes Schwerpunkt- Ebenen und eine gebietsbezogene Perspektive 
thema einzeln vorgestellt und gezeigt, warum inte- erfordert. Die Stärkung der Koordination auf EU-
grierte Maßnahmen auf EU-Ebene und die Meh- Ebene in Bezug auf Instrumente der Europäischen 
rebenenzusammenarbeit erforderlich sind, um die Struktur- und Investitionsfonds, des gegenseiti-
zentralen Ziele zu erreichen. Während sich diese gen Lernens und des Wissensaustausches kann 
Themen besonders auf die großen europäischen es städtischen Entscheidungsträgern ermöglichen, 
städtischen Probleme beziehen, überschneiden sie maßgeschneiderte Ansätze zu entwickeln und zu 
sich wesentlich mit globalen urbanen Herausfor- implementieren. Städtische Armut bezieht sich auf 
derungen. Die Liste und die (willkürliche) Abfolge Fragen im Zusammenhang mit einer strukturellen 
der Schwerpunktthemen sind dem Pakt von Ams- Konzentration von Armut in benachteiligten Stadt-
terdam entnommen. teilen. Lösungen, die mittels eines ganzheitlichen 

Ansatzes entwickelt und umgesetzt werden, sind 
1. Integration von Migranten und Geflüchteten gebietsbezogene Lösungen (Erneuerung benach-
Migration ist derzeit eine sehr große Herausfor- teiligter Stadtteile) und zielgruppenbezogene Lö-
derung für die EU. Die wachsende Zahl von Mig- sungen (sozioökonomische Integration von Men-
ranten und Geflüchteten haben die Notwendigkeit schen in benachteiligten Stadtteilen).
einer gemeinsamen Strategie verschärft. Städte 
sollten bei der Entwicklung von Strategien stärker 
einbezogen werden, da sie wichtige Partner bei 
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4. Wohnungswesen
Viele städtische Herausforderungen wie der Kampf 
gegen städtische Armut und die Förderung von 
Energieeffizienz stehen im Zusammenhang mit 
dem Wohnungswesen. Bezahlbarer Wohnraum 
und bauliche Erneuerung in benachteiligten Ge-
bieten sind von wesentlicher Bedeutung für die 
EU-Ziele bezüglich sozialer Inklusion. Das überge-
ordnete Ziel ist die Schaffung von qualitativ gutem, 
bezahlbarem Wohnraum, insbesondere für die Be-
dürftigsten.

5. Kreislaufwirtschaft
Der Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft erfordert 
einen systemischen Ansatz auf mehreren Ebenen, 
der die Vielzahl von Verflechtungen innerhalb und 
zwischen Sektoren, entlang von Wertschöpfungs-
ketten und zwischen den Akteuren berücksichtigt. 
Lokale Initiativen können von einer angemesse-
nen Unterstützung durch übergeordnete, sowohl 
nationale als auch europäische, Regierungsebe-
nen profitieren. Ein Rahmen für diese Unterstützung 
wird durch das von der Europäischen Kommission 
vorgelegte Paket zur Kreislaufwirtschaft (2015) zur 
Verfügung gestellt, das Legislativvorschläge und 
einen neuen Aktionsplan umfasst. Der Erfolg die-
ses Aktionsplans wird von der Zusammenarbeit 
zwischen allen Regierungsebenen abhängig sein. 
Sein Ziel ist es, Mehrfachnutzung, Reparatur, Sa-
nierung und Recycling von bestehenden Materi-
alien und Produkten zu erhöhen sowie nachhalti-
ge Beschäftigungsmöglichkeiten zu fördern. Dabei 
liegt der Schwerpunkt auf Abfallwirtschaft, Sharing 
Economy und Rohstoffeffizienz.

6. Arbeitsplätze und Qualifikationen in der 
lokalen Wirtschaft
Die Stärkung von Europas Wettbewerbsfähig-
keit und die Förderung von Investitionen für die 
Schaffung von Arbeitsplätzen ist eine der höchs-
ten Prioritäten der Mitgliedstaaten und der Jun-
cker-Kommission. Zur Förderung des Beschäfti-
gungswachstums in Städten und zur Erreichung 
der Europa-2020-Ziele in Bezug auf Beschäftigung 
und Bildung besteht ein Bedarf an verbesserter 
Mehr ebenenzusammenarbeit. Ein vereinfachter 
Zugang zu EU-Mitteln und der Austausch von Wis-
sen und Erfahrung können helfen, Diskrepanzen auf 
dem Arbeitsmarkt zu verringern. Insbesondere liegt 
der Schwerpunkt auf der Ansiedlung und dem Hal-
ten von Unternehmen, der Gründung neuer Unter-
nehmen, lokaler Produktion und lokalem Konsum, 
der Unterstützung neuer Arbeitsmethoden und der 
 Sicherstellung einer Abstimmung von Fähigkeiten 
auf Bedarfe.

7. Anpassung an den Klimawandel
Klimaanpassung ist eines der wichtigsten Ziele 
der Europa-2020-Strategie. Dieses Ziel kann nur 

erreicht werden, wenn Städte und andere wich-
tige Interessenvertreter in vollem Umfang mit ein-
bezogen werden. EU-Verordnungen haben einen 
wichtigen Einfluss auf lokale Strategien und eine 
bessere Koordinierung ist für die Gewährleistung 
maßgeschneiderter Lösungen notwendig. Klima-
anpassung erfordert wirksame Partnerschaften 
zur Verringerung von Vulnerabilitäten und zum 
größtmöglichen Nutzen für städtische Gemein-
den. Grenzüberschreitende Zusammenarbeit und 
der Austausch von Wissen und Erfahrungen sind 
erforderlich, um innovative Ansätze zugunsten der 
städtischen Klimaresilienz zu steigern. Ziel ist es, 
die negativen Auswirkungen des Klimawandels vo-
rauszusehen und entsprechende Maßnahmen zur 
Vermeidung oder Verringerung von Schäden zu er-
greifen, die Städte bedrohen können.

8. Energiewende
Eine rechtzeitige Umsetzung der Initiativen zur 
Energiewende erfordert mehrere parallele Ansät-
ze und die Einbindung von verschiedenen Regie-
rungsebenen. Ein verbesserter und strukturierter 
Erfahrungsaustausch kann in diesen Bereichen 
zu neuen Ansätzen führen, zum Beispiel im Hin-
blick auf integrierte Strategien auf Stadtteilebene 
für Energieeffizienz und Gebäudesanierung. Eine 
Darstellung möglicher Synergien und Wissensaus-
tausch zwischen bestehenden EU-Programmen 
sind ebenso notwendig wie die Entwicklung von 
sektorenübergreifenden Finanzierungsinstrumen-
ten und konkreten Maßnahmen. Ziel ist es, durch 
die Umstellung auf erneuerbare Energien und mehr 
Energieeffizienz einen langfristigen Strukturwandel 
der Energiesysteme zu erreichen.

9. Nachhaltige Landnutzung und naturbasierte 
Lösungen
Eine stärkere Integration von Projekten und Metho-
den zur Förderung städtischer grüner Infrastruktur 
in ganz Europa kann dazu beitragen, europäische 
Städte nachhaltiger, lebenswerter, gesünder und 
attraktiver zu gestalten. Die nachhaltige Landnut-
zung betrifft Themen wie Zersiedelung, Stadter-
neuerung, Entwicklung von Brachflächen und die 
Anpassung an den demografischen Wandel. Es 
bestehen bereits einige EU-finanzierte Program-
me, doch die Politik kann noch effektiver agieren, 
wenn Synergien und potentielle Bereiche der Zu-
sammenarbeit gefunden und für konkrete Maßnah-
men genutzt werden. Es ist sicherzustellen, dass 
Wachstums- und Schrumpfungsprozesse in den 
Städten die Belange der Umwelt berücksichtigen.

10. Städtische Mobilität
Die Entwicklung und erfolgreiche Umsetzung von 
Strategien zur Förderung von nachhaltigen (und 
sanften) Mobilitäts- und intelligenten Stadtlogis-
tiksystemen ist derzeit eine wichtige Aufgabe für 
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Städte und Stadtregionen. Die Verbesserung der 
Vernetzung innerhalb der Städte (z. B. zur Anbin-
dung benachteiligter Gebiete) und regional (Au-
ßenbezirke) ist wichtig für den Zugang zu Dienst-
leistungen und die Stimulierung wirtschaftlicher 
Entwicklung. Es gibt bereits viele EU-Initiativen und 
Fördermöglichkeiten in diesem Bereich. Jedoch 
könnte eine stärkere Koordinierung dazu beitragen, 
die Ergebnisse dieser Initiativen zu optimieren und 
gegenseitiges Lernen zu verbessern. Das Ziel ist die 
Schaffung nachhaltiger und effizienter städtischer 
Mobilität, die sich auf den öffentlichen Verkehr, die 
Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs 
und die Förderung so genannter sanfter Mobilität 
(Gehen, Radfahren), auf Zugänglichkeit (Gestal-
tung des öffentlichen Raumes für Behinderte, äl-
tere Menschen, Kleinkinder etc.) und auf einen ef-
fizienten Verkehr mit guten internen (lokalen) und 
externen (regionalen) Anbindungen konzentriert.

11. Digitaler Wandel
Die digitale Binnenmarktpriorität der Europäischen 
Kommission und die damit verbundene digitale 
Agenda überschreiten viele sektorale Strategien 
und wirken sich auf Stadtentwicklung aus. Es gibt 
eine Reihe von verschiedenen Strängen an EU-Ak-
tivitäten, Finanzierungsmöglichkeiten und Richtli-
nien für so genannte Smart Cities. Diese könnten 
besser miteinander koordiniert werden, um ihre 
Effizienz zu steigern, Prozesse zu vereinfachen, 
Dopplungen zu vermeiden, Lücken und Mängel 
bestehender Initiativen aufzudecken, die gemein-
same Datennutzung zu fördern und die Einbindung 
von Städten zu verstärken. Letztlich wird das die 
Qualität der öffentlichen Dienstleistungen und pri-
vatwirtschaftlichen Aktivitäten erheblich verbes-
sern. Ferner besteht die Notwendigkeit, offen zu-
gängliche Innovationen und Daten zu unterstützen. 

12. Innovatives und sozialverantwortliches 
öffentliches Beschaffungswesen
Die strategische Nutzung der öffentlichen Auftrags-
vergabe kann Städten helfen, soziale und ökologi-
sche Ziele zu verfolgen. Deshalb benötigen Städ-
te Kenntnisse über innovative Ansätze, Richtlinien 
und technische Unterstützung. Für kleine und mit-
telgroße Städte ist das zusätzlich problematisch, 
denn für sie kann die öffentliche Auftragsvergabe 
zu komplex sein, weswegen sie Unterstützung und 
Hinweise zur Standardisierung benötigen.

Das Besondere an der Städteagenda für die EU 
ist die Entwicklung einer Reihe europäischer Part-
nerschaften. Jede Partnerschaft konzentriert sich 
auf eines der zwölf Kernthemen. Innerhalb dieser 
Partnerschaften arbeiten Mitgliedstaaten, die Eu-
ropäische Kommission und andere europäische 
Institutionen, Städte, Nichtregierungsorganisati-
onen und Verbände zusammen, um die städtische 

Dimension in der EU-Politik zu stärken, wobei die 
Grundsätze der Subsidiarität und Verhältnismäßig-
keit berücksichtigt werden. Im Prinzip sind die Part-
nerschaften auf drei Jahre angelegt. Jedes Thema 
soll durch einen Aktionsplan umgesetzt werden, mit 
konkreten Maßnahmen auf EU-, nationaler und lo-
kaler Ebene. Dieser Aktionsplan soll ein Dokument 
sein, das jederzeit aktualisiert werden kann.

Hier muss der Hinweis angebracht werden, dass 
die vorrangig thematische und sektorale Anlage 
der Partnerschaften das Risiko einer unzureichen-
den Berücksichtigung von Wechselwirkungen zwi-
schen den einzelnen Themen und eines integrier-
ten Ansatzes im Sinne der Leipzig-Charta birgt. Die 
oben beschriebenen komplexen aktuellen städti-
schen Herausforderungen erfordern einen integ-
rierten Ansatz, der auf Zielkonflikte zwischen ein-
zelnen Herausforderungen reagiert und versucht, 
diese miteinander in Einklang zu bringen. Derartige 
Konflikte können bei mehreren Themen auftreten, 
wie im Spannungsfeld zwischen wirtschaftlichem 
Wachstum und Ressourceneffizienz oder zwischen 
Wohnraumbedarf und dem Kampf gegen Zersiede-
lung oder der Erhaltung von Grünflächen.
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5 Methodischer Ansatz

Bevor die Länderanalysen vorgestellt werden, 
folgt ein kurzer Einblick in den methodischen An-
satz der Studie. Als zentrale Forschungsfrage steht 
im Mittelpunkt dieser Studie: Inwieweit wurden die 
Grundsätze der Leipzig-Charta in allen EU-Mitglied-
staaten, den EU-Beitrittskandidaten und Norwe-
gen und der Schweiz in den vergangenen fünf Jah-
ren (2012–2016) angewandt? Um Datenmaterial zu 
generieren, wurde ein Expertenfragebogen ent-
worfen, wobei die Leipzig-Charta selbst sowie die 
Fünf-Jahres-Evaluierungsstudie der Leipzig-Charta 
(BBSR 2012) als Inspiration für die Fragen dienten. 
Die Umfrage enthielt mehrere zumeist offene Fra-
gen, die sich in vier theoretische Hauptabschnitte 
untergliederten.

Im ersten Abschnitt wurde ermittelt, inwieweit die 
Stadtpolitik eines Landes in den vergangenen fünf 
Jahren auf integrierte Weise geplant und durchge-
führt wurde. Diese Frage konzentrierte sich speziell 
auf die aktuelle Governance-Struktur, die zuständi-
gen Behörden, die hierarchische Struktur und die 
Beteiligung anderer wichtiger städtischer Akteu-
re. Im zweiten Teil wurde gefragt, wie integrierte 
Stadtentwicklung in den vergangenen fünf Jahren 
koordiniert wurde. Der Fokus lag hier auf der Ent-
wicklung und Umsetzung städtischer und territo-
rialer Strategien und auf der entsprechenden Ko-
operation der verschiedenen Regierungsebenen. 
In dieser Hinsicht wurden auch die Rollen geson-
derter koordinierender Gremien oder Institutionen 
sowie die Koordination mit EU-Programmen oder 
EU-Netzwerken und anderen wichtigen Akteuren 
auf lokaler Ebene, der Zivilgesellschaft und Nicht-
regierungsorganisationen berücksichtigt. Der drit-
te Abschnitt untersuchte den finanziellen Aspekt 
von Stadtentwicklungspolitik und stellte die Fra-
ge, wie die Kompetenz über EU-Mittelzuweisun-
gen und -ausgaben zwischen den Verwaltungs-
ebenen aufgeteilt bzw. delegiert wurde. Im letzten 
Abschnitt wurde eruiert, inwieweit ein integrierter 
Ansatz für benachteiligte Stadtteile besteht und 
wie dieser umgesetzt wird. 

Anfang 2016 wurde in einer Testphase die Umfra-
ge auf Klarheit und Qualität geprüft. Ab Mai 2016 
wurde die endgültige Umfrage unter öffentlichen 
Bediensteten der nationalen Ministerien und Abtei-
lungen der Stadtentwicklungspolitik in den jewei-
ligen Ländern verteilt. Die meisten Befragten füll-
ten die Umfrage aus und lieferten somit wertvolle 
Beiträge für die Länderanalysen. In den seltenen 
Fällen von nicht beantworteten Umfragen mussten 
die Analysen auf Sekundärrecherche statt auf Ex-
pertenwissen basieren. Darüber hinaus wurden in 

einigen Fällen zusätzliche Informationen in Ergän-
zung zu den Umfragedaten im Rahmen von Sekun-
därforschungen eingeholt. In diesem Zusammen-
hang ist darauf hinzuweisen, dass alle Analysen, 
die zusätzliche Referenzen enthalten, nicht aus-
schließlich die Umfrageantworten der nationalen 
Experten wiedergeben, sondern sich zusätzlich aus 
anderen Quellen speisen. Darüber hinaus haben 
die Experten, wenn möglich, einen Vorentwurf der 
jeweiligen Länderanalyse zur sachlichen Prüfung 
erhalten. Auch die auf Sekundärforschung basie-
renden Analysen wurden zur Überprüfung an Spe-
zialisten gesendet. Generell ist der Hinweis wichtig, 
dass die Länderanalysen aufgrund der institutio-
nellen Zugehörigkeit der befragten Experten eine 
behördliche, staatliche Sichtweise repräsentieren. 

Die Fragebogenerstellung und jegliche mit der Um-
frage in Verbindung stehende Kommunikation wur-
den in englischer Sprache durchgeführt; ebenso 
wurden alle Fragebogenantworten in englischer 
Sprache gegeben. Auch die Länderanalysen wur-
den auf Englisch geschrieben und für die Endver-
sion des Berichts auf Deutsch und Französisch 
übersetzt.

Basierend auf der Struktur des Fragebogens deckt 
jede Länderanalyse die wichtigsten Erkenntnisse 
aus jedem Abschnitt ab. Im Allgemeinen werden 
die thematischen Abschnitte in einer einheitlichen 
Reihenfolge behandelt: Die Analysen enthalten 
eine Beschreibung der Stadtpolitik des Landes, der 
politischen Koordination, der Finanzierung/Förde-
rung und der Politiken für benachteiligte Stadtteile. 
Themen wurden kombiniert, wenn dies zur Klarheit 
beitrug. Auch zusätzliche Informationen wie der 
geografische Kontext wurde den Analysen hinzu-
gefügt, wenn diese als relevant eingeschätzt und 
explizit in der Umfrageantwort thematisiert wurden. 

Um Ergebnisse für die Fallstudienauswahl zusam-
menzutragen, konnten die Befragten bis zu drei 
praktische Beispiele eines integrierten Stadtent-
wicklungsprojekts in der Umfrage auflisten. We-
niger als die Hälfte der Länder reagierten auf die-
se Anfrage. Ausgehend von diesen Informationen 
wurden die Fallstudien anhand mehrerer Kriterien 
ausgewählt. In erster Linie hatten die Fallstudien 
aktuell zu sein, bestenfalls sollten sie im Untersu-
chungszeitraum für diesen Bericht liegen. Durch 
dieses Ausschlusskriterium wurden die Beispie-
le drastisch reduziert. Zweitens wurde auf Basis 
der begrenzten Anzahl an Beispielen die geogra-
fische Verbreitung der Fallstudien innerhalb Euro-
pas ebenso berücksichtigt wie Veränderungen in 
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der Entwicklungsphase des Projekts und in des-
sen Zielen. Dabei lag der Schwerpunkt nicht aus-
schließlich auf der Sanierung von sozioökonomisch 
benachteiligten Stadtgebieten. Vielmehr sollten die 
Beispiele verschiedene mögliche Formen der Um-
setzung einer integrierten Stadtentwicklungspolitik 
verdeutlichen.

Abschließend wurde auch die Stadtentwicklungs-
politik in fünf Staaten außerhalb Europas in den 
Blick genommen. So fließt in die Betrachtung noch 
eine globale Perspektive ein. Diese Länder sind 
Brasilien, China, Indien, Südafrika und die Verei-
nigten Staaten von Amerika. Diese Länderanalysen 
folgen weitgehend der gleichen Analysestruktur 
wie die europäischen Länder, basieren allerdings 
vollständig auf Sekundärrecherche in englischer 
Sprache, da keine Umfrage versandt wurde. Auch 
hier wurden Entwürfe durch nationale Sachver-
ständige ergänzt. Diese sind am Ende der Analysen 
namentlich genannt.
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6 Integrierte Stadtentwicklung in der nationalen Praxis

Im folgenden Kapitel werden die Befunde zur integ-
rierten Stadtentwicklung in den 28 Mitgliedstaaten 
der EU, ihren Beitrittskandidaten sowie in Norwe-
gen und der Schweiz dargestellt. Die Präsentation 
erfolgt in alphabetischer Reihenfolge; auf eine ex-
plizite Kategorisierung wurde aufgrund der Hetero-
genität der Länderkontexte und Ansätze verzichtet. 
Die Leitfragen für die Analyse, die im Methodenka-
pitel näher beschrieben sind, gliedern sich auf in 
vier thematische Hauptaspekte:

 – Governance-Strukturen in der Stadtentwick-
lungspolitik;

 – Institutionelle Koordinierungsmechanismen in-
klusive europäischer Netzwerke;

 – Architektur und Verantwortungszuweisung 
bezüglich der Stadtentwicklungsfinanzierung;

 – Herangehensweise in Bezug auf benachteilig-
te Stadtviertel. 

Die Antworten auf diese Fragen, die die nationalen 
Experten in den zuständigen Behörden in schrift-
licher Form gegeben haben, sind in den Länder-
analysen zu einem Fließtext zusammengefasst, der 
die vier Aspekte bestmöglich abdeckt. Die Abfra-
ge von Governance-Strukturen, Koordinierungs-
mechanismen, Finanzierungsmöglichkeiten und 
-arrangements und des Vorgehens bezüglich be-
nachteiligter Stadtviertel soll eine zusammenge-
fasste und dennoch umfassende Darstellung der 
Mehrdimensionalität eines integrierten Ansatzes 
in der Stadt(teil)entwicklungspolitik in den jewei-
ligen nationalen Zusammenhängen ermöglichen. 

Drei Fallstudien veranschaulichen die praktische 
Umsetzung eines integrierten Ansatzes für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung. Die erste betrifft 

die Sanierung eines sozioökonomisch benachtei-
ligten innerstädtischen Quartiers in Brünn in der 
Tschechischen Republik (Projektdauer 2009–2015). 
Die zweite Fallstudie betrifft den Kanalplan in Brüs-
sel, Belgien. Dieses 2011 begonnene Projekt um-
fasst die Sanierung von Gebäuden, die Aufwertung 
des öffentlichen Raums sowie die Modernisierung 
von Infrastruktur und Anlagen entlang des Kanal-
bereichs. Die dritte Fallstudie betrifft das Entwick-
lungsprogramm Aviapolis in Vantaa, Finnland. Der 
Plan wurde im Jahr 2014 genehmigt und umfasst die 
Entwicklung eines multifunktionalen Stadtgebietes 
rund um den Flughafen von Vantaa. Das Projekt hat 
das Ziel, zwei Stadtviertel miteinander zu verbin-
den, die bislang durch die Brachflächen des Flug-
hafengebiets voneinander getrennt wurden. Jeder 
Fallstudie lag die Frage zugrunde, inwieweit der 
Ansatz einer integrierten Logik folgte. Die deskrip-
tiven Analysen zeigen, dass vertikale und horizon-
tale Zusammenarbeit innerhalb und zwischen den 
Verwaltungen und Zusammenarbeit mit privaten 
Akteuren zu allen Projekten gehörte, wenn auch 
in unterschiedlichem Ausmaß. Darüber hinaus er-
kennen die meisten Projekte die Bedeutung sek-
torenübergreifender Integration an. Sie suchen 
unterschiedliche städtische Herausforderungen 
(z. B. Wohnen, städtische Armut, nachhaltige Flä-
chennutzung, Arbeitslosigkeit, Klimaanpassung, 
Kreislaufwirtschaft und Mobilität) zu verbinden. 
Allerdings kann aus den vorliegenden Fallstudien 
die Lehre gezogen werden, dass die Beteiligung 
der Bürger und der Zivilgesellschaft in allen Pha-
sen des Projekts noch immer entwicklungsfähig 
ist. Diese Beobachtung gilt weniger für den Fall 
von Brünn.

Albanien

Die albanische Stadtentwicklungspolitik wird 
hauptsächlich entlang nationaler und lokaler Struk-
turen organisiert. Die regionalen Verwaltungsein-
heiten, genannt Qarks, haben bislang keine wich-
tige Rolle in der territorialen Entwicklung gespielt, 
allerdings sind Strukturreformen zu erwarten. Die 
abgeschlossene Territorialverwaltungsreform des 
Jahres 2015 hat die Zahl der Gemeinden von 284 
auf 61 reduziert. Drängende Probleme wie die Ent-
wicklung von inoffiziellen Siedlungen, gleichzeitige 
Schrumpfung und Zersiedelung sowie das generel-
le Fehlen einer Stadtentwicklungspolitik während 
des Übergangs vom Kommunismus zur Marktwirt-
schaft brachten die nationale Regierung dazu, im 
Jahr 2013 ein gesondertes Ministerium für Stadt-

entwicklung zu schaffen. Dieses Ministerium ist für 
die Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen 
in den Bereichen Stadtplanung, Landbewirtschaf-
tung, Wohnungswesen, Legalisierung und Integra-
tion inoffizieller Siedlungen und städtischer Abfall-
wirtschaft zuständig. Innerhalb des Ministeriums 
wurde 2013 eine Abteilung für Feststoffabfälle ge-
schaffen. Diese erarbeitet einen Masterplan, der 
regionale Lösungen für die Abfallwirtschaft und die 
Bodensanierung aufzeigt.

Dem Ministerium angehörende Exekutivagentu-
ren wie die Staatliche Raumplanungsagentur, die 
Agentur für Territoriale Entwicklung, die Nationale 
Wohnungsagentur und die Agentur für Legalisie-
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rung, Urbanisierung und Integration von illegalen 
Gebäuden und Geländen erfüllen stadt- und pla-
nungsbezogene Aufgaben. Der Nationale Gebiets-
rat, ein Ministerausschuss unter dem Vorsitz des 
Ministerpräsidenten und Ko-Vorsitz des Ministers 
für Stadtentwicklung, genehmigt Raumplanungs-
dokumente für alle Regierungsebenen. Die Koor-
dination zwischen nationalen und lokalen Behör-
den obliegt der Staatlichen Raumplanungsagentur. 
Jede Gemeinde verabschiedet einen Generellen 
Lokalen Plan und integriert dabei die Leitlinien der 
nationalen und regionalen Pläne in einem Zehn-
Jahres-Planungsdokument.

Im Jahr 2016 wurden der erste Allgemeine Staatli-
che Raumordnungsplan und zwei integrierte sek-
torenübergreifende Pläne für das Küstengebiet 
und für die Wirtschaftszone Tirana-Durres verab-
schiedet. Diese strategischen Pläne haben zum 
Ziel, einen rechtlichen Rahmen für nachhaltige 
städtische, ökonomische, soziale und ökologische 
Entwicklung zu schaffen und strategische In- und 
Auslandsinvestitionen zu fördern. Der Allgemeine 
Staatliche Raumordnungsplan stellt eine rechtliche 
Notwendigkeit auf Albaniens Weg der EU-Integra-
tion dar und repräsentiert die erste umfassende In-
itiative zur territorialen Regulierung, einschließlich 
sektorenübergreifender Planung.

Im Jahr 2016 wurde eine neue Wohnungsstrate-
gie genehmigt, die sowohl Wohnraumbedarf als 
auch Obdachlosigkeit behandelt und sich auf ge-
fährdete Personengruppen konzentriert. Neben ei-
ner Verbesserung des Rechtsrahmens sieht diese 
Strategie die Erstellung eines verlässlichen Daten-
systems über die Situation obdachloser Familien 
vor. Die Staatliche Wohnungsbaubehörde bildet ein 
Bindeglied zwischen dem Ministerium für Stadt-
entwicklung und lokalen Behörden und hat einen 
besonderen Auftrag zur Bereitstellung von bezahl-
barem Wohnraum.

Die Koordination zwischen nationalen und loka-
len Behörden liegt in der Verantwortung der Staat-
lichen Territorialen Planungsagentur, die an das 
Ministerium für Stadtentwicklung berichtet. Jede 
Gemeinde genehmigt einen Allgemeinen Lokalen 
Plan, basierend auf den Richtlinien, die sich aus 
nationalen und regionalen Plänen ergeben. Dieser 
Allgemeine Lokale Plan besteht aus einem 10 Jahre 
abdeckenden ganzheitlichen Raumplanungsdoku-
ment für das Gebiet. Von staatlicher Seite betrie-
bene Initiativen zur Förderung öffentlich-privater 
Aktivität zur Bereitstellung von Sozialwohnungen 
haben in der Vergangenheit nicht zum Erfolg ge-
führt. 

Der Bürgerbeauftragte, der unter anderem für Woh-
nen und Menschenrechte zuständig ist, spricht 

Empfehlungen aus. Unter Nichtregierungsorga-
nisationen gibt es Vereine, die sich für die Rech-
te von Minderheiten in Bezug auf bezahlbare und 
angemessene Wohnungen einsetzen. Diese Inter-
essengruppen können sich im Rahmen von mit Ge-
setzgebungsvorschlägen einhergehenden Konsul-
tationsverfahren beteiligen. 

Das Ministerium für Stadtentwicklung hat im Jahr 
2013 den Regionalentwicklungsfonds umgestaltet. 
Für dessen Mittel können sich alle Gemeinden mit 
Projekten in den Bereichen Infrastruktur, Digitali-
sierung, Bildung, Urbanisierung und Stadterneue-
rung bewerben. Der Masterplan zur integrierten 
Abfallwirtschaft wird von der KfW Entwicklungs-
bank finanziert. EU-Instrumente wie das Instrument 
für Heranführungshilfe, Experten für technische 
Unterstützung und Informationsaustausch sowie 
Partnerschaftsprojekte werden intensiv genutzt. 
Im Allgemeinen beobachten die Behörden Raum-
entwicklungsprioritäten, die von internationalen 
Organisationen wie der EU, der Organisation for 
Economic Co-operation and Development (OECD), 
der Vereinten Nationen und dem Europarat defi-
niert werden, genau. 

Das Ministerium für Soziale Sicherheit und Jugend 
und die Gemeinden selbst legen die Indikatoren für 
benachteiligte städtische Gebiete fest. Benachtei-
ligte Stadtviertel werden vielfach von Roma und 
Angehörigen der Minderheit der so genannten Bal-
kan-Ägypter bewohnt. Um die Lebensbedingungen 
zu verbessern, wurde 2014 ein Fonds für den Wie-
deraufbau von Häusern für diese Gemeinschaften 
eingerichtet. Darüber hinaus wurde 2016 der Na-
tionale Aktionsplan für die Integration von Roma 
und Ägyptern in der Republik Albanien 2016–2020 
mit Unterstützung des Support to Social Inclusion 
of Roma and Egyptian Communities (SSIREC)-Pro-
jekts des Entwicklungsprogramms der Vereinten 
Nationen verabschiedet. Anders als die Roma ha-
ben die so genannten Ägypter keinen offiziellen 
Minderheitenstatus, da sie keine eigene Sprache 
aufrechterhalten haben, allerdings werden beide 
Gruppen als marginalisiert und sozial ausgegrenzt 
betrachtet (Ministry of Social Welfare and Youth 
2015: 12). Die genaue Herkunft der ägyptischen 
Gemeinschaft ist umstritten, wobei unterschiedli-
che Hypothesen ihre Wurzeln tatsächlich im Alten 
Ägypten, in Spanien oder in Nordwestindien sehen 
(CESS 2012: 16).

In Anerkennung der Notwendigkeit, raum-, be-
reichs- und zeitbezogene Aspekte der Stadtent-
wicklungspolitik mit einzubeziehen haben die na-
tionalen Behörden in Zusammenarbeit mit der 
Lokalverwaltung drei Pilotprojekte in nichtoffizi-
ellen Siedlungen in Höhe von. 3,1 Mio. US-Dollar 
durchgeführt, wodurch rund 25.000 Menschen 
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einen besseren Zugang zu Straßeninfrastruktur, 
Sanitärversorgung und allgemeinen öffentlichen 
Diensten erhielten. Weitere Projekte wurden in 

Partnerschaft mit internationalen Organisationen 
und ihren Finanzinstituten durchgeführt.

Zusätzliche Quellen

CESS – Center for Economic and Social Studies, 2012: A Needs Assessment Study on Roma and Egyptian Communities in Albania. Zu-
griff: http://www.undp.org/content/dam/albania/docs/Roma%20Needs%20Assessment.pdf. [abgerufen am 21. 04. 2017].

Ministry of Social Welfare and Youth, 2015: National Action Plan for Integration of Roma and Egyptians in Albania. 2016–2020. Zugriff: 
http://www.al.undp.org/content/dam/albania/docs/misc/Plani%20i%20Veprimit%20ENG.PDF?download. [abgerufen am 21. 04. 2017].

Belgien

Die Entscheidungsbefugnisse in Belgien werden 
zwischen der Bundesebene, den drei Gemein-
schaften (flämisch, französisch und deutsch) und 
den drei Regionen (Flandern, Brüssel-Hauptstadt 
und Wallonien) aufgeteilt. Alle Ebenen haben ihre 
eigene Gesetzgebung, ihr eigenes Parlament und 
ihre eigene Regierung und genießen in vielen Poli-
tikbereichen große Autonomie. Die sechste Staats-
reform aus dem Jahr 2011 (fortdauernd) hat die Rol-
le der Regionen weiter gestärkt. Demzufolge fällt 
Stadtpolitik hauptsächlich unter die Verantwort-
lichkeit der Regionen. Ein Bundes-Staatssekretär, 
der für die Großstadtpolitik (Politique des grandes 
villes/Grootstedenbeleid) mit dem Schwerpunkt so-
ziale Integration und Armutsbekämpfung zuständig 
ist, besteht allerdings weiterhin. Das zuständige 
Ministerium ist der Föderale Öffentliche Dienst für 
soziale Integration, Armutsbekämpfung und Stadt-
politik (POD Maatschappelijke Integratie/SPP Inté-
gration Sociale).

Die drei Regionen sind Gebietskörperschaften und 
üben ihre Befugnisse über Wirtschaft, Beschäfti-
gung, Wohnen, öffentliche Arbeiten, Energie, Ver-
kehr, Umwelt, Stadterneuerung und -planung, Ar-
mutsreduktion, Wohlfahrt, öffentliche Gesundheit, 
Bildung sowie internationale Angelegenheiten in 
ihrem Hoheitsgebiet aus. Die Regionen haben ihre 
eigene Stadtpolitik mit spezifischen Förderpro-
grammen entwickelt.

In Flandern ist die Stadtpolitik Teil eines übergrei-
fenden Ansatzes, der eine Reihe von Ministerien 
umfasst. In der Agentur für Innere Verwaltung (Bin-
nenlands Bestuur) erarbeitet eine gesonderte Ab-
teilung (Stedenbeleid Vlaanderen) die flämische 
Stadtpolitik. Es existieren spezialisierte Institute 
wie Ruimte Vlaanderen und die Flämische Verei-
nigung für Raumplanung (Vlaamse Vereniging voor 
Ruimte en Planning) sowie wissenschaftliche Insti-
tute wie das Wissenszentrum für Flämische Städte 
(Kenniscentrum Vlaamse Steden) und der Verband 
der Flämischen Städte und Gemeinden (Vereniging 
van Vlaamse Steden en Gemeenten). Gemäß den 
regionalen Leitprinzipien liegt die Umsetzung der 

Stadtpolitik weitgehend bei den kommunalen Ge-
meinschaften.

In Wallonien gibt es einen speziell für Stadtpolitik 
zuständigen Minister. Der aktuelle Minister ist au-
ßerdem für Kommunalbehörden, Wohnen, Energie 
und Sport verantwortlich. Das Dezernat für Territo-
riale Entwicklung und Stadtplanung (Département 
de l‘Aménagement du Territoire et de l‘Urbanisme) 
ist die hauptsächliche Verwaltungskoordinierungs-
stelle und befasst sich mit Stadterneuerung, Stadt-
sanierung und benachteiligten Gebieten. Der Ver-
band der wallonischen Städte und Gemeinden 
(Union des Villes et Communes de Wallonie) ist ein 
wichtiger Akteur in der Mitgestaltung der Stadtent-
wicklungspolitik. Im Jahr 2016 hat das wallonische 
Parlament einen neuen Raumentwicklungskodex 
(Code du Développement Territorial) verabschie-
det, der die Zersiedelung verringern und die regi-
onale Wirtschaftsentwicklung stimulieren soll (ab 
Juni 2017 in Kraft). 

Stadtverträge (2000–2014) formten das Hauptpro-
gramm des Bundes für einen Mehrebenen-Ansatz 
in der Stadtentwicklung mit einem jährlichen Bud-
get zwischen 53 und 70 Mio. Euro. Siebzehn belgi-
sche Städte, in denen unterprivilegierte Stadtvier-
tel identifiziert worden waren, schlossen solche 
Verträge. Hauptziele der Stadtverträge waren die 
Stärkung des sozialen Zusammenhalts, die Verrin-
gerung des ökologischen Fußabdrucks und die Er-
höhung der Attraktivität von Städten. Nach 2014 
wurden keine neuen Stadtverträge oder äquivalen-
te Programme auf Bundesebene entwickelt.

Das flämische Koalitionsprogramm 2014–2019 inte-
grierte sektorale Subventionen in die Städtefonds 
(Stedenfonds), um Städten und Gemeinden mehr 
finanzielle Autonomie einzuräumen. Die flämische 
Stadtpolitik sieht eine Reihe von Subventionsre-
gelungen vor, wie z. B. die strukturelle Finanzie-
rung durch den Städtefonds und die Finanzierung 
von Stadtviertel-Paten für Neuankömmlinge in der 
Gemeinschaft. Die flämische Regierung stellt Pro-
jektzuschüsse in einer Höhe von etwa drei Mio. 
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Euro pro Projekt an Städte für innovative Stadter-
neuerungsprojekte zur Verfügung, um neue Dy-
namiken in Stadtvierteln zu erzeugen. Projekte 
müssen in Kooperation mit einem oder mehreren 
privaten Partnern realisiert werden. Stadterneue-
rungsprojekte werden in Abstimmung mit der loka-
len Bevölkerung und Zivilgesellschaft entworfen. 
Ausgewählte Städte erhalten nicht nur finanzielle 
Zuschüsse, sondern auch Beratung und Empfeh-
lungen von Stadtexperten verschiedener Diszipli-
nen (Architektur, Planung, Wirtschaft, Wohnen, So-
ziale Inklusion, Gesundheitswesen, Urbanistik etc.), 
wodurch ein fachübergreifender Ansatz sicherge-
stellt wird. Zusätzlich hat die flämische Regierung 
ein Smart Flanders-Programm zur Unterstützung 
von offenen und agilen intelligenten Städten und 
zur Einrichtung von Pilotprojekten in Bezug auf 
städtische Herausforderungen aufgestellt. Die flä-
mische Stadtpolitik unterstützt auch Kontaktstel-
len für die Integration von Roma-Bürgern und An-
tiradikalisierungsprogramme für junge Menschen, 
die sich vom Islamismus angezogen fühlen. In Be-
zug auf die Unterstützung durch den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) sind städ-
tische Gebiete Fokusgebiete für die Reduktion von 
Treibhausgasemissionen aus den Bereichen Woh-
nen und Verkehr. In den Jahren 2014–2020 werden 
in Antwerpen und Gent 20 Mio. Euro an spezifische 
Nachhaltigkeitsprogramme gehen. Der Stadt Ant-
werpen wurde ein Zuschuss in Höhe von fünf Mio. 
Euro im Rahmen des Programms Urban Innovative 
Actions für ein Wohnungsintegrationsprojekt ge-
nehmigt. Vor kurzem hat eine sektorenübergreifen-
de städtische Arbeitsgruppe damit begonnen, ein 
besser abgestimmtes europäisches Finanzierungs-
konzept zu entwickeln.

Das wichtigste Finanzierungsinstrument der regi-
onalen Entwicklung in Wallonien ist der Plan Mar-
shall 4.0, ein 2015 verabschiedetes Großinvesti-
tionsprogramm. Der Plan fördert Investitionen in 
die folgenden Schwerpunkte: Humankapitalent-
wicklung, unternehmerische Innovation, territori-
ale Entwicklung, Kreislaufwirtschaft und digitale 
Innovation. Stadtpolitik wird auch mittels der EU-
Fonds unterstützt, insbesondere durch den EFRE. 
Zwei der sechs Hauptachsen des operationellen 
Programms 2014–2020 sind städtischen Gebieten 
gewidmet, insbesondere städtischer Umwelt und 
städtischen öffentlichen Räumen sowie integrierter 
Stadtentwicklung. Spezifische wallonische Instru-
mente der Stadtpolitik sind Stadterneuerungs- und 
Stadtsanierungsmaßnahmen, die beide auf Part-
nerschaften zwischen der Region und den jeweili-
gen Kommunen beruhen. Maßnahmen der Stadt-
erneuerung (Révitalisation urbaine) basieren auf 
einem integrierten sektorenübergreifenden Ansatz, 
getragen von öffentlichen Behörden. Die Privat-
wirtschaft ist finanziell an Maßnahmen der Stadt-

sanierung (Rénovation urbaine) beteiligt und der 
Schwerpunkt liegt hier auf der gebauten Umwelt. 
Der Anteil regionaler finanzieller Unterstützung 
hängt von der Art der Intervention und des Gebie-
tes ab (insbesondere Gebiete Bevorzugter Initiati-
ven). Die Region unterstützt ebenfalls die Rückum-
wandlung und Wiederherstellung brachgefallener 
Gebiete in städtischen und anderen Kontexten, ins-
besondere industrielle Altstandorte.

Im Jahr 2016 präsentierte die Bundesregierung ih-
ren Dritten Föderalen Plan zur Armutsbekämpfung 
2016–2019 (Derde Federaal Plan Armoedebestrij-
ding/Troisième Plan fédéral de lutte contre la pau-
vreté). Dieser Plan basiert auf strategischen Zie-
len wie Bekämpfung von Kinderarmut, Stärkung 
des Zugangs zum Arbeitsmarkt, Bekämpfung von 
Obdachlosigkeit und schlechten Wohnbedingun-
gen sowie Schaffung des Zugangs zu Gesund-
heitsdiensten. Es gibt mehrere Foren und institu-
tionelle Vereinbarungen, die die Lebensqualität in 
benachteiligten Stadtvierteln thematisieren. Ferner 
koordiniert Belgien (gemeinsam mit Frankreich) die 
Partnerschaft zu Städtischer Armut im Rahmen der 
Städteagenda für die EU. Weitere an Städte gerich-
tete Bundespolitiken beziehen sich auf städtische 
Sicherheit. Städte können finanzielle Zuschüsse 
zum Aufbau einer lokalen Sicherheits- und Präven-
tionsstrategie, für die sie einen Strategischen Si-
cherheits- und Präventionsplan aufstellen müssen, 
erhalten. Die Umsetzung dieses Plans basiert auf 
einer Diagnose lokaler Sicherheit, mittels derer die 
Stärken und Schwächen bezüglich Sicherheit und 
Prävention auf der lokalen Ebene analysiert wer-
den können. Eine neuere Politikmaßnahme zur Be-
kämpfung von Kleinkriminalität und subversivem 
Verhalten sind die so genannten Kommunalen Ord-
nungsstrafen. Städte und Gemeinderäte können 
eine Ordnungsgebühr für Handlungen wie illegale 
Müllentsorgung, illegales Graffiti oder Belästigung 
auf Straßen und Plätzen, die zur Verunsicherung 
der lokalen Bevölkerung führen können, verhän-
gen. Der Gesetzgeber sieht außerdem die Mög-
lichkeit eines Mediationsverfahrens zwischen Tä-
ter und Opfer vor. Für junge Menschen unter 16 ist 
eine Mediation verpflichtend. 30 Mediatoren wur-
den durch den Föderalen Öffentlichen Dienst für so-
ziale Integration, Armutsbekämpfung und Stadtpo-
litik landesweit für 30 Städte bereitgestellt. 

In Flandern gibt es keine spezifische Politik für be-
nachteiligte Stadtviertel, aber viele Projekte wur-
den in benachteiligten Stadtgebieten eingerichtet. 
Ein Stadt-Monitor (Stadsmonitor) bietet eine Über-
sicht über die Lebensqualität in Städten und enthält 
über 200 Indikatoren.

Der wallonische Umgang mit benachteiligten 
Stadtteilen beruht auf einer langjährigen Katego-
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risierung von Gebieten Bevorzugter Initiativen (Zo-
nes d‘initiatives privilégiées). Ziel ist es, diese durch 
personen- und ortsbezogene Kriterien identifizier-
ten Gebiete durch die Zuweisung entsprechender 
Finanzmittel zu unterstützen. Im Jahr 2015 sprach 
die wallonische Regierung eine Aufforderung zur 
Einreichung von Projekten zur Schaffung von Neu-
en Stadtvierteln (Quartiers Nouveaux) aus, die von 
Gemeinden und dem Wohnungssektor entwickelt 
werden sollten. Zehn Projekte, die ein besseres 
Wohnen ermöglichen sollen, werden realisiert 
(CREAT-UCL 2016).

Die Region Brüssel-Hauptstadt arbeitet seit 1994 
mit Verträgen zu Nachhaltigen Stadtvierteln (Con-

trats de Quartiers Durables), die Wohnraumsanie-
rung oder Wohnraumherstellung, die Sanierung 
öffentlicher Räume oder soziale und partizipative 
Initiativen zum Thema haben. Diese vier bis sechs 
Jahre laufenden Verträge werden durch unter-
schiedliche Gruppen lokaler Akteure wie Kommu-
nen, Öffentliche Zentren für Soziale Wohlfahrt oder 
Nichtregierungsorganisationen umgesetzt (Ville de 
Bruxelles o.J.). Ende 2016 hat das Brüsseler Par-
lament eine neue Gesetzgebung für Stadterneue-
rung beschlossen. Sie bietet einen umfangreichen 
Regelrahmen für drei Kernprogramme, nämlich die 
Verträge zu Nachhaltigen Stadtvierteln, Stadter-
neuerungsverträge und die Brüssel betreffenden 
früheren föderalen Stadtverträge.

Zusätzliche Quellen

CREAT-UCL – Centre de recherches et d‘études pour l‘action territoriale de l‘Université catholique de Louvain, 2016: Quartiers Nou-
veaux. Zugriff: https://www.ciu2016quartiersnouveaux.be/index.html#WINNER. [abgerufen am 21. 04. 2017].

Ville de Bruxelles, o.J.: Contrats de quartier. Zugriff: https://www.bruxelles.be/contrats-de-quartier. [abgerufen am 10. 05. 2017].

Fallbeispiel: Brüssel

Im Herzen von Brüssel liegt der Brüsseler Kanal, 
der ursprünglich aus dem Willebroekkanal und dem 
Charleroi-Kanal bestand. Der Willebroekkanal, der 

nach Norden führt, wurde zwischen 1551 und 1561 
angelegt, um Brüssel mittels eines 30 Kilometer lan-
gen Wasserweges mit Antwerpen zu verbinden. 
Der Kanal wurde zur Verschiffung von Waren wie 
Tapisserien, Spitzen und Gardinenstoffen verwen-
det. Der Charleroi-Kanal, der nach Süden führt, 
wurde zwischen 1830 und 1870 gebaut und verband 
die Stadt mit Charleroi und dem Bergbaugebiet von 
Hainaut. Diese neue Wasserstraße ermöglichte es 
Brüssel, große Kohletransporte aufzunehmen und 
damit den industriellen, demografischen und städ-
tischen Boom der Stadt in Gang zu setzen. Anfang 
des 20. Jahrhunderts wurden umfangreichere und 
tiefere Hafenanlagen gebaut, um Brüssel zu einem 
Seehafen zu machen. Die Eröffnung des Seehafens 
setzte eine erneute Entwicklung in Gang und neue 
Industrien (Chemikalien, Petrochemie, Baumate-
rialien, Zementwerke etc.) entstanden im Norden 
und Süden der Kanalachse.

Doch wie viele andere Städte erlebte Brüssel in den 
1970-Jahren einen Bevölkerungsrückgang. Zudem 
traf der Deindustrialisierungsprozess die Stadt be-
sonders stark. Entlang des Kanals entstanden zahl-
reiche brachliegende Industriegebiete, in denen 
sich die Bausubstanz verschlechterte. Gleichzeitig 
siedelten sich zahlreiche Bevölkerungsgruppen mit 
niedrigem Einkommen in dem Gebiet an.

Vor allem seit der Gründung der Hauptstadtregion 
Brüssel im Jahr 1989 haben die Behörden Inves-
titionen zugunsten der Gebäuderenovierung, der 
Sanierung von öffentlichen Räumen und der Mo-
dernisierung von Infrastrukturen entlang des Ka-
nalbereichs getätigt.

Quelle: mapchart.net
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Ein Instrument zur Stimulierung und Förderung die-
ser Entwicklung ist der im Jahr 2011 erarbeitete 
Kanalplan. Auf der Grundlage einer interdiszipli-
nären Planung zielt der Kanalplan darauf ab, die 
Wirtschaftskraft zu stärken, Wohnungen für alle 
Haushaltsgruppen zu schaffen, den öffentlichen 
Raum aufzuwerten und die funktionale Vielfalt zu 
fördern. Die Hauptstadtregion Brüssel schrieb ei-
nen internationalen Wettbewerb für die Planung 
des gesamten Gebiets aus. 

Die Methodik des Kanalplans besteht aus drei 
Hauptelementen: Innovation, Flexibilität und Nach-
haltigkeit. Teil des innovativen Elements ist die 
Governance-Struktur. Der Kanalplan ist ein Pro-
jekt der Hauptstadtregion Brüssel, dass unter der 
Aufsicht des Ministerpräsidenten umgesetzt wird. 
Die Implementierung obliegt einem Kernteam, das 
sich folgendermaßen zusammensetzt. der Brüsse-
ler Chefarchitekt, einem Team für Forschung durch 
Design, der Brüsseler Planungsagentur perspecti-
ve.brussels, die für die Planung, Ausarbeitung und 
Überwachung des Regulierungsrahmens zuständig 
ist, ein für die Bewertung aller Anträge und Ge-
nehmigungen verantwortliches Kanalplan-Team 
innerhalb des Regionalplanungsdirektoriums so-
wie ein Team von Projektleitern der Gesellschaft 
für Stadtentwicklung (Société d’Aménagement Ur-
bain), das für die operative Umsetzung des Kanal-
plans verantwortlich ist. Darüber hinaus sind alle 
betroffenen Gemeinden und regionalen Dienste an 
der Festlegung aller Projekte beteiligt. Auch die An-
wohner und die Zivilgesellschaft werden im Rah-
men von Veranstaltungen in den Dialog integriert.

Der innovative Aspekt der Governance-Struktur 
wird vor allem durch ein engagiertes, interdiszip-

linäres Team gewährleistet, das in verschiedenen 
regionalen Verwaltungen verankert ist. Durch die 
Anwendung dieser transversalen Governance wird 
sichergestellt, dass in jeder Projektphase Exper-
teninput durch bestimmte Institutionen gegeben 
wird, von der Planung über die Erteilung von Ge-
nehmigungen bis hin zur Betriebsphase. Ein wei-
terer innovativer Aspekt liegt in der Art und Weise, 
wie die gesamten 2.509 Hektar des Kanalbereichs 
im Projekt angegangen werden. Die Konzentrati-
on von Maßnahmen und Ressourcen ist nämlich 
auf eine Zone von 313 Hektar beschränkt, in denen 
sich vor allem Gebiete in öffentlichem Besitz befin-
den (Gemeinden, Region, Hafenbehörde, öffentli-
che Unternehmen usw.). Durch diese öffentlichen 
Impulse wird ein positiver Überlauf-Effekt für priva-
te Immobilieninvestoren, die sich dem Kanalplan-
Prozess anschließen, erzeugt.

Die Flexibilität des Ansatzes drückt sich in einem 
von Projekt zu Projekt fortzuentwickelnden Leitbild 
aus. Ein weiterer Aspekt ist die gemeinsame Konst-
ruktion von Projekten durch öffentliche und private 
Akteure. Diese Kooperation sichert die Durchführ-
barkeit der Projekte, während gleichzeitig die re-
gionalen und lokalen Behörden die Durchsetzung 
der wichtigsten allgemeinen Planungs- und Land-
schaftsprinzipien gewährleisten.

Die nachhaltige Zukunft des Gebietes wird durch 
die Verknüpfung mit relevanten sozialen, ökono-
mischen und ökologischen Herausforderungen 
gewährleistet. Dazu zählen öffentlich geförderter 
Wohnungsbau ebenso wie Maßnahmen der Wirt-
schaftsförderung, z. B. Inkubatoren für Unterneh-
mensgründer. Darüber hinaus sind Finanzhilfen 
zur Schadstoffentsorgung, für nachhaltiges Bau-

Bild: Stuart Acker Holt – Brüsseler Kanal



Zehn Jahre Leipzig-Charta26

en sowie für erneuerbare Energieproduktion Teil 
des Gesamtplanes. Auch soziale Entwicklungen in 
Form von sozialen, kulturellen und gemeinschaft-
lichen Infrastrukturen werden berücksichtigt. So 
ist der Kanalplan Teil einer integrierten Stadtent-
wicklungspolitik, die alle für die nachhaltige Ent-
wicklung des Kanalbereichs benötigten Aspekte 
umfasst und auf diese Weise ein sozial und wirt-

schaftlich benachteiligtes Stadtquartier aufwer-
tet. Besonderes Kennzeichen des Kanalplans ist 
die vertikale und horizontale Kooperation innerhalb 
der Verwaltungen und die Zusammenarbeit mit pri-
vaten Akteuren und (in geringerem Maße) mit An-
wohnern und Zivilgesellschaft. Die Regionalregie-
rung verfolgt das Ziel, den Kanalplan bis 2025 zu 
implementieren.

Bulgarien

In Bulgarien legt der Ministerrat Prinzipien, politi-
sche Grundsätze und den Finanzrahmen für Raum-
planung auf nationaler Ebene fest. Das Ministerium 
für regionale Entwicklung und öffentliche Arbeiten 
leitet die Umsetzung der Raumplanungspolitik und 
koordiniert die Aktivitäten der zentralen und lokalen 
Exekutivbehörden und der Kommunalverwaltung. 
Darüber hinaus bietet es methodologische Bera-
tung und überwacht alle Raumplanungsaktivitäten.

Gemeinderäte und Bürgermeister bestimmen die 
lokale Politik für ihre jeweiligen Gebiete. An die-
sem Prozess sind keine anderen regionalen Be-
hörden beteiligt. Den nationalen Leitlinien folgend 
entwickeln und implementieren städtische Behör-
den Stadtentwicklungsstrategien. Der Fokus auf 
nachhaltiger und integrierter Entwicklung in Ein-
klang mit Artikel 7 der Verordnung über den Euro-
päischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
stellt jedoch ein Novum für die lokalen städtischen 
Behörden dar. Der Mangel an Erfahrung bezüglich 
des Managements solch integrierter Stadtentwick-
lungsstrategien und der Mangel an ausreichenden 
öffentlichen Ressourcen konstituieren die größten 
Herausforderungen für alle beteiligten Behörden.

Das Nationale Raumentwicklungskonzept für den 
Zeitraum 2013–2025 wird im Rahmen des operati-
onellen Programms für Regionalentwicklung 2007–
2013 für Bulgarien finanziert und legt die wichtigs-
ten Prioritäten für die territoriale Entwicklung fest. 
Es nennt 39 große und mittelgroße Städte, die das 
Potential haben, Maßnahmen zur nachhaltigen 
Stadtentwicklung gemäß Artikel 7 der EFRE-Ver-
ordnung durchzuführen. Basierend auf dem Natio-
nalen Raumentwicklungskonzept und dem bulgari-
schen Regionalentwicklungsgesetz haben diese 39 
Städte Integrierte Pläne für Stadterneuerung und 
-entwicklung entwickelt. Diese Pläne bilden die 
Grundlage für die Umsetzung nachhaltiger Stadt-
entwicklungsaktivitäten.

Bei der Vorbereitung und Umsetzung der Integrier-
ten Pläne für Stadterneuerung und -entwicklung or-
ganisieren städtische Behörden öffentliche Anhö-
rungen, Umfragen, Fokusgruppen und Interviews. 
Hiermit folgen sie Weisungen des Ministeriums für 

Regionalentwicklung und öffentliche Arbeiten. Lo-
kale Gemeinschaften, Nichtregierungsorganisati-
onen und Unternehmen spielen eine aktive Rolle 
bei der Diskussion lokaler Entwicklungsprioritäten, 
aber die Entwicklung von Stadtentwicklungsstrate-
gien wird oft bei externen Experten in Auftrag ge-
geben. Dennoch werden alle amtlichen Dokumen-
te (Gesetze, Verordnungen, nationale Strategien, 
methodologische Leitlinien, Anwendungsrichtlini-
en etc.) zwecks öffentlicher Konsultation in Umlauf 
gebracht, sodass verschiedene Akteure die Mög-
lichkeit bekommen, Anregungen oder Kommenta-
re beizusteuern.

Nationale städtische und territoriale Strategien 
werden intensiv mit EU-Programmen, -Netzwer-
ken und -Strategien koordiniert und thematisch mit 
ihnen verknüpft. Die operationellen Programme der 
EU-Strukturfonds gestalten die allgemeine Finan-
zierung von Stadtentwicklungsprojekten und sind 
daher für deren Verwirklichung und Umsetzung 
von entscheidender Bedeutung. Der Programmie-
rungszeitraum 2007–2013 führte das Konzept der 
nachhaltigen und integrierten Stadtentwicklung 
in Bulgarien ein. Der Programmierungszeitraum 
2014–2020 initiierte komplexere Implementierungs-
maßnahmen. Von 2007 bis 2013 nutzten bulgarische 
Lokalbehörden die bestehenden städtischen Mas-
terpläne und kommunalen Entwicklungspläne als 
Basis für die Umsetzung integrierter Stadtentwick-
lungsmaßnahmen. Im Programmzeitraum 2014 bis 
2020 setzen sie spezielle Integrierte Pläne für Stadt-
erneuerung und -entwicklung um, die mit den An-
forderungen des Artikels 7 der EFRE-Verordnung 
übereinstimmen. Die operationellen Programme 
des EFRE finanzieren auch die Integrierten Pläne 
für Stadterneuerung und -entwicklung, koordiniert 
von der Verwaltungsbehörde im Ministerium für re-
gionale Entwicklung und öffentliche Arbeiten. Bul-
garien nutzt auch das Fondsinstrument Joint Eu-
ropean Support for Sustainable Investment in City 
Areas (JESSICA) und hat im Zeitraum 2007–2013 
zwei derartige Stadtentwicklungsfonds für die Fi-
nanzierung von 35 Projekten eingerichtet.

Die Integrierten Pläne für Stadterneuerung und 
-entwicklung legen die für Stadterneuerung aus-
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gewählten Interventionsgebiete fest, die der Defini-
tion benachteiligter Stadtteile entsprechen. Diese 
Zonen werden entlang grundlegender Funktionen, 
ähnlicher Eigenschaften und Bedingungen der phy-
sischen Umgebung, sozialer und ethnischer Bevöl-
kerungsstruktur sowie der Struktur der wichtigsten 
Fonds unterschieden. Drei Arten von Zonen exis-
tieren: Zonen mit überwiegend sozialen Funktio-
nen, Zonen mit Potenzial für wirtschaftliche Ent-
wicklung und Zonen mit sehr wichtigen öffentlichen 
Funktionen. Jede Art von Zone weist spezifische Ei-
genschaften und Kriterien auf. Zonen mit überwie-
gend sozialen Funktionen sind städtische Gebiete 
mit vorwiegender Wohnfunktion, Zonen mit Poten-
zial für wirtschaftliche Entwicklung sind städtische 
Gebiete mit dem vorwiegenden Zweck industrieller 
und anderer wirtschaftlicher Aktivitäten und Zonen 
mit sehr wichtigen öffentlichen Funktionen bezie-
hen sich auf Stadtzentren, zentrale Fußgängerbe-
reiche und weitere Gebiete mit einer Konzentration 
öffentlicher Funktionen. In Bezug auf die Definiti-
on der Zonen werden einige Kriterien angewandt. 
So müssen soziale Zonen Kriterien wie schlechte 

technische Infrastruktur, hohe Armutsquoten, so-
ziale Ausgrenzung, Langzeitarbeitslosigkeit, Kri-
minalität, Prädominanz ethnischer Minderheiten, 
schlechten Wohnbedingungen etc. erfüllen. 

Gemäß den einschlägigen EU-Strukturfondsbestim-
mungen werden in jeder einzelnen Zone integrierte 
Instrumente eingesetzt. Dabei werden sowohl die 
Gebietseigenschaften als auch die Auswirkungen 
dieser Aspekte auf die Stadtbevölkerung bezüg-
lich Lebensqualität, ökologischer und ästhetischer 
Qualität des Lebensraums, städtischer Attraktivi-
tät und wirtschaftlichem Wachstumspotenzial be-
rücksichtigt. Die Integrierten Pläne enthalten eine 
Kombination zeitlich sowie räumlich verbundener 
Projektideen, Aktivitäten und Investitionserforder-
nissen, die in bestimmten Interventionszonen in 
Städten Anwendung finden. Diese wurden durch 
von lokalen Behörden organisierte Arbeitsgruppen, 
die Vertreter unterschiedlicher Stakeholder, Unter-
nehmen, öffentlicher Behörden, Nichtregierungs-
organisationen etc. beinhalteten, erdacht.

Dänemark

Das dänische Planungsgesetz von 1992, zuletzt 
2016 geändert, legt den Rahmen für die Raumpla-
nung fest, indem es dem Minister für Wirtschaft, 
den fünf Regionalräten und den 98 Gemeinden die 
Verantwortung für die Raumplanung überträgt. Seit 
2015 ist die dänische Wirtschaftsbehörde für Raum-
planung verantwortlich. Der Minister für Wirtschaft 
präsentiert in jeder neuen Amtsperiode einen na-
tionalen Planungsbericht für Gemeinden und Re-
gionen mit langfristigen Planungsaspekten. Die 
vorherige dänische Regierung veröffentlichte 2015 
eine stadtpolitische Strategie. Der Plan mit dem Titel 
„Nachhaltige Städte – eine soziale und grüne nach-
haltige Stadtpolitik“ (Bæredygtige byer – en social 
og grøn bæredygtig bypolitik) definierte sieben so 
genannte nachhaltige Wege mit fachübergreifen-
dem Potential in Bezug auf professionelle Kompe-
tenzen und Sektoren. Diese sieben Wege zeigen, wie 
Stadtentwicklung und Raumplanung zu nachhaltiger 
Entwicklung beitragen können.

Während der Staat Richtlinien für die Gesamtpla-
nung festlegt, übersetzen die Gemeinden diese 
in kommunale Pläne (Kommuneplan) und umset-
zungsorientierte lokale Entwicklungspläne. Die Re-
gionalräte erarbeiten regionale Wachstums- und 
Entwicklungspläne, die Ziele in den Bereichen In-
frastruktur, Geschäftsentwicklung, Bildung, Be-
schäftigung, Stadtentwicklung, Natur und Umwelt 
und Kultur festlegen. Das Ballungsgebiet Kopen-
hagen unterliegt einer eigenen Strategie, dem so-
genannten Finger-Plan, der sich auf die handähnli-

che Form des Großraums Kopenhagen bezieht. Der 
Finger-Plan wird durch das dänische Planungsge-
setz reguliert.

Das Stadterneuerungsgesetz wurde erstmals 2004 
verabschiedet und zuletzt im Jahr 2016 unter der 
Leitung des Ministeriums für Verkehr, Bauen und 
Wohnen geändert. Es soll den dänischen Gemein-
den als Instrument dienen, um gezielte Maßnah-
men in der Stadt- und Wohnungspolitik zu ergrei-
fen. Es befördert die Entwicklung der ärmsten 
Stadtgebiete, insbesondere in Gebieten mit ver-
nachlässigtem Wohnraum. Um diese Ziele zu errei-
chen, stehen den Gemeinden vier Arten von lokalen 
Entscheidungen zur Verfügung: Gebäudesanie-
rung, Enteignung, Erholungsgebiete und Stadtteil-
sanierung. Diese unterschiedlichen Herangehens-
weisen setzen staatliche Ressourcen zielgerichtet 
für bestimmte Herausforderungen, wie herunterge-
kommene Stadträume, veraltete Wohnungsstan-
dards oder gesundheitsschädliche Gebäude ein.

Innerhalb des Ministeriums für Verkehr, Bauen und 
Wohnen unterstützt das selbstverwaltete Zentrum 
für die Entwicklung des sozialen Wohnungsbaus 
(Center for Boligsocial Udvikling) Sozialwohnungs-
initiativen in benachteiligten Gebieten durch Sam-
meln von Wissen und Beurteilen der Auswirkun-
gen aktueller Initiativen. Auf dieser Basis berät das 
Zentrum Entscheidungsträger und Praktiker zu ef-
fektiven Interventionen. Darüber hinaus verwaltet 
das Ministerium eine digitale Datenbank für Stadt-



Zehn Jahre Leipzig-Charta28

erneuerung (Byfornyelses Databasen), die dem 
Wissensaustausch, u. a. in Bezug auf alle staat-
lich geförderten Stadtteilerneuerungsprogramme 
und Pilotprojekte, dient.

Es besteht eine lange Tradition des informellen 
Austauschs zwischen den verschiedenen Re-
gierungsebenen, während die Koordination zwi-
schen diesen Ebenen meist über formalisier-
te Kanäle erfolgt. Die Gemeindepläne sowie alle 
neuen oder überarbeiteten Rechtsetzungsakte sind 
pflichtgemäß öffentlichen Anhörungen unterwor-
fen. Zudem müssen Kommunen, die ein Stadtent-
wicklungsprogramm im Rahmen des Stadterneue-
rungsgesetzes initiieren, Bürger beteiligen. In der 
Regionalentwicklung reguliert das Gesetz für Wirt-
schaftsförderung regionale Wachstumsforen, die 
Interessenvertreter aus Wirtschaft, Forschung und 
Bildung, Arbeitsmarktakteure und lokale und regio-
nale Gebietskörperschaften miteinander in Kontakt 
bringen, um Wissen über regionale Wachstumsbe-
dingungen auszutauschen.

Dänemark erhält im Vergleich zu anderen Ländern 
relativ geringe finanzielle Unterstützung über die 
EU-Strukturfonds und nutzt lediglich fünf Prozent 
dieser Fonds für Stadtentwicklung.

In den vergangenen Jahren hat die dänische Regie-
rung gebietsbezogene Maßnahmen zur Bekämp-
fung von vernachlässigten Stadtgebieten ergriffen. 
Diese Maßnahmen konzentrieren sich auf physi-
sche Eingriffe, die soziale Mischung von Mietern, 
Arbeitsmarktintegration und Kriminalitätsbekämp-
fung. Die dänische Definition von benachteiligten 
Stadtteilen steht im Zusammenhang mit dem So-
zialwohnungsgesetz, das die rund 600.000 Sozial-

wohnungen reguliert. Um soziale Wohnungsmög-
lichkeiten für gefährdete Bevölkerungsgruppen zu 
schaffen, verfügen die Kommunen über 25 Prozent 
aller freien Sozialwohnungen. Einige dieser Wohn-
einheiten werden durch soziale Probleme und ei-
nen schlechten Ruf in Mitleidenschaft gezogen.

In Dänemark wird ein benachteiligtes Stadtviertel 
als soziales Wohngebiet mit mehr als 1.000 Einwoh-
nern, das drei der fünf folgenden Kriterien erfüllt, 
definiert: mehr als 40 Prozent der Einwohner sind 
arbeitslos, mehr als 2,7 Prozent sind aufgrund eines 
Verbrechens verurteilt worden, mehr als 50 Prozent 
sind nicht-westlicher Herkunft, mehr als 50 Prozent 
der erwachsenen Bewohner besitzen keinen über 
das Grundschulniveau hinausgehenden Bildungs-
abschluss und das durchschnittliche Einkommen 
beträgt weniger als 55 Prozent des durchschnittli-
chen Einkommens in der Region. Das für Wohnen 
zuständige Ministerium veröffentlicht jedes Jahr 
eine Liste der kritischen Stadtgebiete. Im Dezem-
ber 2015 galten 25 Stadtgebiete als benachteiligt.

Die Strategien zur Linderung der Benachteiligung 
in sozialen Wohneinheiten werden auf zahlreiche 
Arten organisiert. Es gibt nationale Förderprogram-
me, die in erster Linie die Sozialarbeit unterstüt-
zen (z. B. Gewaltprävention). Der selbstverwalte-
te Staatliche Bauförderungsfonds führt von 2015 
bis 2018 ein Sozialprogramm mit einem Volumen 
von 1,9 Mrd. Dänischen Kronen (ca. 255 Mio. Euro) 
durch. Das Sozialwohnungsgesetz regelt das Infra-
strukturprogramm des Staatlichen Bauförderungs-
fonds, der für vier Jahre 640 Mio. Dänische Kronen 
(ca. 86 Mio. Euro) zur Verbesserung der Infrastruk-
tur in benachteiligten Gebieten zur Verfügung stellt.

Deutschland

In Deutschland finden sich vielfältige Formen inte-
grierter Stadtentwicklung sowohl im Kontext unter-
schiedlicher Programme von Bund, Ländern und 
Kommunen, als auch im Zuge eigenständiger Stra-
tegien vieler Städte und Gemeinden.

Einen übergeordneten Rahmen bildet die im Jahr 
2007 vom damaligen Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung (heute Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reak-
torsicherheit, BMUB), der Bauministerkonferenz, 
dem Deutschen Städte- und Gemeindebund und 
dem Deutschen Städtetag ins Leben gerufene Na-
tionale Stadtentwicklungspolitik. Sie hat im Sinne 
der Leipzig-Charta das Ziel, Handelnde und Inte-
ressierte zum Thema Stadt zusammenzubringen, 
dient der vertikalen und horizontalen Koordination 
in der Stadtentwicklung, versteht sich als Kommu-

nikationsplattform, greift beispielhafte Handlungs- 
und Lösungsansätze auf und fokussiert insgesamt 
auf einen breiten Erfahrungsaustausch. Dazu wur-
den und werden beispielsweise Pilotprojekte in den 
Themenbereichen Zivilgesellschaft, soziale und in-
novative Stadt, Klimaschutz, Baukultur und Regio-
nalisierung durchgeführt (rund 140 Projekte in ca. 
90 Kommunen). Zahlreiche unterschiedliche For-
mate wie Think Tanks oder Wettbewerbe dienen 
dem Dialog mit einer breiten Vielfalt von Akteuren 
der Stadtentwicklung. So wird beispielsweise der 
Hochschultag der Nationalen Stadtentwicklungs-
politik veranstaltet, um das Potenzial der breiten 
Bildungs- und Forschungslandschaft in Deutsch-
land für die Stadtentwicklung zu nutzen. Er bie-
tet Vertretern von Bund, Ländern und Kommunen, 
Wissenschaft und Forschung die Gelegenheit für 
den Austausch über aktuelle Forschungsfragen 
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zur Stadtentwicklung. Die zentrale bundesweite 
Austauschplattform für aktuelle Fragen der Stad-
tentwicklungspolitik ist der einmal im Jahr veran-
staltete Bundeskongress Nationale Stadtentwick-
lungspolitik.

Wichtiges Instrument der konkreten Umsetzung 
der Leipzig-Charta in Deutschland ist die Städte-
bauförderung des Bundes und der Länder. Dabei 
stellt der Bund im Rahmen eines mit den Ländern 
jährlich zu schließenden Vertrages Finanzhilfen für 
investive Zwecke in verschiedenen Programmen 
der Städtebauförderung zur Verfügung, die durch 
Mittel der Länder und Kommunen ergänzt werden. 
Insgesamt stellt der Bund dafür 790 Mio. Euro im 
Jahr 2017 zur Verfügung, die von Ländern und Kom-
munen komplementiert werden, so dass insgesamt 
mehr als 2,2 Mrd. Euro eingesetzt werden können. 
Zum Vergleich: Noch vor fünf Jahren belief sich die 
Städtebauförderung auf insgesamt knapp 1,4 Mrd. 
Euro. Dies unterstreicht ihre (politische) Bedeu-
tungszunahme in den letzten Jahren.

Eine wichtige Rolle innerhalb der Städtebauförde-
rung nimmt das 1999 gestartete Bund-Länder-Pro-
gramm Soziale Stadt ein. Es hat das Ziel, die Le-
benssituation und den sozialen Zusammenhalt in 
benachteiligten Quartieren mit einem integrierten 
Ansatz zu verbessern. Erreicht werden soll dies 
durch innovative Formen eines vernetzungs- und 
raumorientierten Managements, die Aktivierung 
und Beteiligung der Quartiersbevölkerung und an-
derer lokaler Akteure in der Konzeption und Um-
setzung des Programms sowie die Bündelung von 
Finanzierungsmöglichkeiten aus unterschiedli-
chen Quellen (EU-, Bundes- und Landesprogram-
me, kommunale Regelfinanzierung, Mittel Dritter, 
beispielsweise von Stiftungen). Basis der Program-
mumsetzung sind integrierte Entwicklungskonzep-
te, die von Kommunen und Gebietsakteuren ge-
meinsam erarbeitet werden. Bis heute wurde das 
Programm in mehr als 720 Fördergebieten in über 
420 Städten und Gemeinden umgesetzt. Dabei han-
delt es sich um Stadtteile, die im Hinblick auf Sozial-
struktur, Arbeitsplatzangebot, Ausbildungsniveau, 
soziale Infrastruktur, Nahversorgung sowie die 
Qualität von Gebäuden, Wohnungen, Wohnumfeld 
und Umwelt Defizite aufweisen. Im Wesentlichen 
sind dies innerstädtische bzw. innenstadtnahe (oft 
gründerzeitliche) Quartiere oder Großwohnsied-
lungen aus der Nachkriegszeit.

Die Bundesregierung entwickelte den integrierten 
Ansatz des Programms Soziale Stadt, der bereits in 

wesentlichem Maße Pate für die Leipzig-Charta ge-
standen hatte, zu einem Leitprogramm für die res-
sortübergreifende Zusammenarbeit weiter. Dazu 
sollen unter anderem Ressortprogramme mit ei-
ner eher zielgruppenbezogenen Ausrichtung sowie 
solche mit einer integrativ-sozialräumlichen Orien-
tierung stärker zusammengeführt werden.

Zusätzliches Gewicht erhält dieser Ansatz durch 
die Herausforderung, seit dem Jahr 2015 eine große 
Zahl von Geflüchteten integrieren zu wollen und zu 
müssen. Dafür hat der Bund im Jahr 2017 den neuen 
Investitionspakt Soziale Integration im Quartier ge-
startet, für den er in den Jahren 2017 bis 2020 jähr-
lich 200 Mio. Euro zur Verfügung stellt. Ziel sind der 
Erhalt und Ausbau von sozialen Einrichtungen wie 
Schulen, Bibliotheken und Kindergärten oder Quar-
tierstreffs und deren Qualifizierung zu Orten der In-
tegration im Quartier für alle Bevölkerungsgruppen.

Die Soziale Stadt wird durch Partnerprogramme 
des BMUB und anderer Ressorts unterstützt. Dazu 
gehören die vom Europäischen Sozialfonds geför-
derten Programme Bildung, Wirtschaft, Arbeit im 
Quartier (BIWAQ) des BMUB und Jugend stärken 
im Quartier (JUSTIQ) des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 

Schließlich werden insbesondere in benachteilig-
ten Quartieren auch Mittel nach Artikel 7 der Ver-
ordnung über den Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung (EFRE) eingesetzt. Dabei übertraf 
Deutschland die Maßgabe, mindestens fünf Pro-
zent der EFRE-Mittel auf nationaler Ebene für in-
tegrierte Maßnahmen für eine nachhaltige Stadt-
entwicklung zu verwenden, in der vergangenen 
Förderperiode mit rund acht Prozent deutlich. An-
gestrebt wird eine weitere Erhöhung auf bis zu 14 
Prozent in der Förderperiode 2014 bis 2020, was 
die besondere Bedeutung des integrierten Ansat-
zes in der deutschen Stadtentwicklung abermals 
unterstreicht. In Deutschland sind die Länder ver-
antwortlich für die Erarbeitung und Umsetzung der 
operationellen Programme der Strukturfonds.

Wenngleich viele Kommunen, deren Handlungsau-
tonomie im deutschen Grundgesetz rechtlich ver-
ankert ist, entsprechend eigenständige Leitbilder 
und Programme zur integrierten Stadt(teil)entwick-
lung aufgestellt haben, zeigt sich, dass die genann-
ten Förderprogramme dennoch ein starker Motor 
für die Verbreitung integrierter Handlungsansätze 
auf der kommunalen Ebene in Deutschland sind.

Anmerkung

Diese Analyse wurde vom Deutschen Institut für Urbanistik (Thomas Franke und Wolf-Christian Strauss) in Zusammenarbeit mit dem 
BMUB erstellt.
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Estland

Das estnische Finanzministerium und der Minister 
für Öffentliche Verwaltung sind verantwortlich für 
Planung, Koordination und Überwachung der Re-
gionalentwicklungspolitik, einschließlich Stadtge-
bietsentwicklung. Das Finanzministerium ist auch 
verantwortlich für Raumplanung und territoriale 
Verwaltung, was die Grundsätze des Finanzma-
nagements für die lokalen Behörden beinhaltet. An-
dere Ministerien befassen sich bereichsbezogen 
mit städtischen Themen. So bearbeitet das Minis-
terium für Wirtschaft und Kommunikation die Be-
reiche Digitale Gesellschaft, Städtische Mobilität, 
Wohnen und Smart-City-Projekte. Die Vereinigung 
estnischer Städte (Eesti Linnade Liit) vertritt Kom-
munen in Haushaltsverhandlungen, stellt interna-
tionale Verbindungen zwischen ihnen her und hilft 
bei der Bildung von Kooperationsstrukturen zwi-
schen Lokalverwaltungen.

Im Jahr 2014 bildete eine neue nationale Regio-
nalentwicklungsstrategie (2014–2020) einen Rah-
men für Regional- und Stadtpolitik. Die Strategie 
umfasst einen Umsetzungsplan, unter anderem für 
die effiziente Nutzung von Europäischen Struktur- 
und Investitionsfonds für regionale Entwicklung. 
Die spezifischen Ziele dieser Strategie in Bezug 
auf Stadtentwicklung sind:

 – Verbesserung des Lebensumfeldes der fünf 
größten städtischen Gebiete, um eine inter-
national wettbewerbsfähige Entwicklung zu 
ermöglichen – durch Förderung nachhaltiger 
Entwicklung in Bezug auf Mobilitätssysteme, 
öffentliche Räume, Kinderbetreuung, Entwick-
lung untergenutzter Stadtteile sowie gesell-
schaftliche und Arbeitsmarktintegration von 
ausländischen Spezialisten;

 – Förderung der Entwicklung anderer Landkreis-
zentren als Motoren für ihr weiteres Umland – 
hauptsächlich mittels Schaffung von Arbeits-
plätzen und Dienstleistungen, Investitionen in 
öffentliche Infrastruktur und Entwicklung des 
öffentlichen Raums;

 – Erleichterung von Transportverbindungen, Zu-
sammenarbeit und gemeinsamer Planung in-
nerhalb funktionaler städtischer Gebiete.

Der Nationale Raumordnungsplan Estland 2030+ 
(Eesti 2030+) aus dem Jahr 2012 zielt darauf ab, 
die Qualität der Umwelt in Städten und dünn be-
siedelten Gebieten zu verbessern. Er legt Ziele in 
den Bereichen Siedlungsentwicklung, Verkehr und 
Mobilität sowie Energieinfrastruktur unter der Bei-
behaltung von grünen Netzwerken fest.

Da die kommunale Ebene die einzige subnationale 
Regierungsebene in Estland ist, ist der Austausch 

über Stadtentwicklung zwischen der lokalen und 
der zentralen Regierungsebene entscheidend. So 
hat sich das Netzwerk von Stadtentwicklungsspe-
zialisten in den letzten Jahren zu einer informel-
len Kooperationsplattform entwickelt. Diese Platt-
form vereint Vertreter des Finanzministeriums, der 
Vereinigung estnischer Städte sowie Vertreter 
von Stadtverwaltungen der 20 größten estnischen 
Städte. Das Netzwerk berät und fungiert als Aus-
tauschforum für bewährte Verfahren zwischen den 
estnischen Städten und darüber hinaus. Die meis-
ten Kooperationen zwischen staatlichen und nicht-
staatlichen Institutionen in Estland laufen über in-
formelle Kanäle.

Ein Begleitausschuss verfolgt die Implementierung 
der Regionalentwicklungsstrategie und überwacht 
die Raumverträglichkeitsprüfungen für die von ESI-
Fonds unterstützten Maßnahmen. Der Ausschuss 
setzt sich aus Ministerien und Vertretern lokaler 
Behörden zusammen. Vor der Genehmigung der 
Strategie stellte ein breites Spektrum von nicht-
staatlichen Akteuren (Nichtregierungsorganisa-
tionen (NGOs), Wirtschaftsverbände und For-
scher) seinen Input zur Verfügung. Ein wichtiger 
Nicht-Regierungspartner ist das Stadtlabor (Linna-
labor), eine NGO, die gemeindebasierte Initiativen 
für Stadtentwicklung und für die Beteiligung von 
Bürgern an Stadtplanung und -entwicklung fördert.

Das Finanzministerium entwickelt und koordiniert 
die politischen Rahmenbedingungen und Förder-
programme für die Stadtentwicklung, aber Akteure 
wie der Verband der estnischen Städte, Kreisverwal-
tungen, andere Ministerien und Enterprise Estonia 
(Ettevõtluse Arendamise Sihtasutus) sind ebenfalls 
aufgefordert, ihren Beitrag zu leisten. Enterprise Es-
tonia ist als wichtigste zwischengeschaltete Stelle 
verantwortlich für die Umsetzung der operationellen 
Programme für Regional- und Stadtentwicklung.

EU-Strukturfonds, insbesondere der Europäische 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), liefern 
einen großen Beitrag zu den Zuweisungen für die 
gesamte nationale Regionalpolitik. Das operatio-
nelle Programm für die Programmperiode 2014–
2020 umfasst eine spezifische Prioritätsachse für 
nachhaltige Stadtentwicklung (in Übereinstimmung 
mit Artikel 7 der EFRE-Verordnung). Innerhalb die-
ser Achse sieht die EFRE-Förderung fast 100 Mio. 
Euro für nachhaltige Entwicklung der fünf größe-
ren städtischen Gebiete in Estland vor. Die Förder-
programme zielen auf eine Zusammenarbeit zwi-
schen Stadt und Umland ab. Die Aufstellung von 
gemeinsamen Investitionsplänen geht dem Förder-
antrag voraus. Die allgemeine Umsetzungsstruktur 
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umfasst das Finanzministerium als leitende Behör-
de, Enterprise Estonia als implementierende Behör-
de und die Kommunen als implementierende und 
mit der Projektauswahl beauftragte Instanzen.
Es gibt kein spezifisches Instrument für benachtei-
ligte Stadtteile in Estland. Allerdings zielt eine der 

Prioritäten für Investitionen im Rahmen der Prio-
ritätsachse für nachhaltige Stadtentwicklung im 
operationellen Programm des EFRE speziell auf die 
Entwicklung von zwei größeren städtischen Gebie-
ten des Ida-Viru-Landkreises (EC 2017a).

Zusätzliche Quellen

EC – European Commission, 2017a: Operational Programme for Cohesion Policy Funds 2014–2020. Zugriff: http://ec.europa.eu/regio-
nal_policy/en/atlas/programmes/2014–2020/estonia/2014ee16m3op001. [abgerufen am 21. 04. 2017].

Finnland

Aufgrund der relativ geringen Größe der meisten 
finnischen Städte sind Stadt- und Regionalpolitik 
eng miteinander verflochten. Was regionale Ent-
wicklung anbelangt, so unternimmt Finnland um-
fangreiche Reformbemühungen. Zum ersten Mal in 
seiner Geschichte wird es eine direkt gewählt regi-
onale Regierungsebene geben. Diese Regierungs-
ebene wird von den Gemeinden die Verantwortung 
für das Gesundheitssystem und die Sozialpflege 
übernehmen. Außerdem wird sie die Verantwor-
tung für regionale Entwicklung und Raumplanung 
tragen. Diese Aufgaben wurden zuvor von so ge-
nannten Regionalräten ausgeführt, die mit der an-
stehenden Reform abgeschafft werden (Ministry 
of Social Affairs and Health 2016). Aufgrund die-
ser Entwicklungen ist die künftige Rolle der Städte 
und Stadtregionen als Faktoren in der Stadtpolitik 
zum jetzigen Zeitpunkt noch unklar. Die wichtigsten 
Herausforderungen, die durch die derzeitige Re-
gierung definiert werden, betreffen unter anderem 
den Strukturwandel, die Energiewende, den digita-
len Übergang, die Integration von Migranten und 
Kreislaufwirtschaft. Auf nationaler Ebene wird die 
Verantwortung für die Stadtentwicklung zwischen 
dem Ministerium für Wirtschaft und Arbeit und dem 
Ministerium für Umwelt aufgeteilt. 

Seit 2007 besteht eine hauptsächlich durch das Um-
weltministerium koordinierte gesonderte Metro-
polenpolitik für die Stadtregion Helsinki. Darüber 
hinaus haben Städte und Stadtregionen Wachs-
tumsvereinbarungen mit dem finnischen Staat un-
terzeichnet (Ministry of Economic Affairs and Em-
ployment 2016). Für Helsinki, Tampere, Turku und 
Oulu bestehen zusätzlich Abkommen über Land-
nutzung, Wohnungsbau und Verkehr (Ministry of 
the Environment 2016). Die Sechs-Städte-Strate-
gie (6Aika) stellt eine Partnerschaft zwischen den 
sechs größten finnischen Städten dar. Diese Stra-
tegie zielt darauf ab, „gemeinsame Projekte, Platt-
formen, Mitgestaltungsmodelle, Standards und 
Open Data“ (6Aika 2016; Übers. d. A.) zu schaffen, 
die es der ganzen städtischen Gemeinschaft er-
möglichen, an der Stadtentwicklung teilzunehmen. 

Die Prioritäten der regionalen Entwicklung werden 
von der nationalen Regierung, verschiedenen Ver-
waltungsbereichen und den – bald wegfallenden – 
Regionalräten vereinbart. 

Das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit über-
nimmt auf nationaler Ebene die Führung in Sachen 
Stadtpolitik, gemeinsam mit dem Ministerium für 
Umwelt. Das 2007 gegründete Komitee für Stadt-
politik ist die zentrale Koordinations- und Bera-
tungsstelle für Stadtpolitik. In ihm befinden sich 
Vertreter von Ministerien, Städten und des Verban-
des der finnischen Gemeinden und Regionen. Zu 
seinen Aufgaben zählen die Koordination der Ak-
teure in der Stadtpolitik und die Ausarbeitung der 
nationalen Stadtpolitik.

Die Wachstumsvereinbarungen ermöglichen direk-
te Kanäle für den Austausch über Stadtentwick-
lung zwischen Stadt- und Landesebene. Die Sechs-
Städte-Strategie ist insofern außergewöhnlich, als 
sie von den sechs größten Städten autonom ver-
waltet wird. Innerhalb der Metropolenpolitik für 
Helsinki arbeiten nationale Ministerien, Städte, 
andere örtliche Behörden der Stadtregion und die 
wichtigsten Beteiligten (z. B. Wissenseinrichtun-
gen, Vertreter der Wirtschaft und der regionalen 
Industrie- und Handelskammern) zusammen, um 
einen ganzheitlich gestalteten Beitrag zur Entwick-
lung der Metropole Helsinki zu leisten.

Der Beirat für Regionale Erneuerung unter dem 
Vorsitz des Ministers für regionale Entwicklung ist 
ein hochrangiges Kooperationsgremium für regi-
onale Entwicklung. Er bringt Vertreter der natio-
nalen Ministerien, des Verbandes der lokalen und 
regionalen Behörden Finnlands, der Regionalräte, 
der Zentren für Wirtschaftliche Entwicklung, Ver-
kehr und Umwelt, der Regionalverwaltungsbehör-
den und der Großstädte zusammen.

Das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit verwal-
tet die programmbasierte ESI-Förderung der Stadt-
entwicklung in Finnland, während die Implementie-
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rung der Stadtpolitik bei den Regionalräten, den 
Zentren für wirtschaftliche Entwicklung, Verkehr 
und Umwelt und den Städten liegt. Der Europäische 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und der Eu-
ropäische Sozialfonds (ESF) spielen eine Rolle in 
der Finanzierung von städtischen Aktivitäten. Die 
beiden operationellen EFRE-Programme für West- 
und Süd-Finnland (2007–2013) haben einen Anteil 
von vier bis fünf Prozent unmittelbar für städtische 
Programme aufgewendet. Die Sechs-Städte-Stra-
tegie ist mit dem durch die EU geförderten Inst-
rument der Integrierten Territorialen Investitionen 
verbunden und in der Umsetzung der finnischen 
Strukturfondsprogramme nach Artikel 7 der EFRE-
Verordnung verankert. Die Zuweisung der EU-Mit-
tel wird in der Regel in einem partnerschaftlichen 
Verfahren vorbereitet, wobei Projekte von überwie-
gend regionalen Durchführungsstellen umgesetzt 
und von einer Verwaltungsbehörde beaufsichtigt 

werden, in diesem Fall dem Ministerium für Wirt-
schaft und Arbeit.

In der Vergangenheit bestanden zwei Stadter-
neuerungsprogramme, die sich auf vorstädtische 
Gebiete konzentrierten, ein Vorstadtsanierungs-
programm (2009–2011) und ein Stadtteilsanierungs-
programm (2013–2015). Beide zielten auf die am 
stärksten benachteiligten Stadtteile in den 14 größ-
ten Städten Finnlands. Diese Programme stellten 
unter Verwendung von Indikatoren wie Einkommen, 
Bildung, Arbeitslosigkeit, Demografie und der Ver-
teilung des Wohnungsbestands auch Richtlinien 
für die Definition von benachteiligten Stadtteilen 
zur Verfügung. Die Programme folgten einem integ-
rierten Ansatz und wurden vom Umweltministerium 
finanziert. Im Moment bestehen keine verbindlich 
geltenden Programme speziell für benachteiligte 
Stadtteile.

Zusätzliche Quellen
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Fallbeispiel: Vantaa

Weniger als eine halbe Stunde Fahrt vom Zentrum 
Helsinkis liegt Finnlands Hauptflughafen Helsinki-
Vantaa, offiziell im Gebiet der Stadt Vantaa gelegen. 
Gemeinsam mit Helsinki, Espoo und Kauniainen bil-
det Vantaa den Kern der finnischen Hauptstadtre-
gion. Es hat etwa 215.000 Einwohner und begrenzt 
Helsinki nach Süden. Vantaa ist derzeit Standort ei-
nes ehrgeizigen Entwicklungsprogramms namens 
Aviapolis. Dieser Plan bezieht sich auf das Aerotro-
polis-Phänomen und beschreibt eine facettenrei-
che Stadt, die sich um einen Flughafen entwickelt 
und den Luftfahrt-Betrieb als Finanzmotor nutzt. 
Er geht von der Idee aus, dass sich in der Zukunft 
städtische Zentren um vielgenutzte Flughäfen her-
um entwickeln werden, genauso wie die modernen 
Zentren sich rund um wichtige Eisenbahnstrecken 
entwickelt haben.

Im Jahr 2014 wurde der Aviapolis-Rahmenplan 
vom Vantaa-Stadtplanungsausschuss genehmigt. 
Er soll in einem Gebiet umgesetzt werden, das sich 
über nahezu 3,5 km2 erstreckt und in mehrere klei-
nere Bereiche unterteilt ist, die jeweils eine eigene 
Funktion haben. Der Großteil des Gebiets befindet 
sich im Besitz der Gemeinde Vantaa, des Flug-
hafenbetreiber Finavia und des Staates Finnland. 
Allerdings teilen sich insgesamt über 100 verschie-Quelle: mapchart.net
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dene Akteure das Eigentum. Der Plan hat einige 
Hauptziele: Umwandlung des bestehenden Wohn-
gebiets in ein fußgängerfreundliches Stadtvier-
tel; Aufbau einer ökologischen und nachhaltigen 
Stadt; Nutzung von intelligenten und nachhaltigen 
Transportmöglichkeiten; Schaffung von 60.000 Ar-
beitsplätzen innerhalb des Planungszeitraums; Be-
reitstellung von Wohnraum für 20.000 Einwohner. 
Diese Entwicklung wird in den nächsten Jahrzehn-
ten stattfinden, doch die Fertigstellung erster Stadt-
viertel ist für das Jahr 2020 geplant. Die Bauarbei-
ten hierfür haben bereits 2015 begonnen.

Zurzeit leben nur etwa 500 Menschen im Planungs-
gebiet, größtenteils in Wohnungen aus den 1970- 
und 2010-Jahren. Diese Bewohner haben nur be-
grenzten Zugang zu Einkaufsmöglichkeiten und 
tätigen ihre Einkäufe südlich des Planungsgebie-
tes in Finnlands größtem Einkaufszentrum. In Zu-
kunft soll mehr Einzelhandel in unmittelbarer Nähe 
verfügbar sein. Die Fußgänger- und Radwege in der 
Gegend sind derzeit ebenfalls unzureichend aus-
gebaut, der Plan hat sich daher die Schaffung von 
fußgänger- und fahrradfreundlichen Stadtvierteln 
zum Ziel gesetzt. Eine Veränderung der Maßstä-
be ist hierfür von größter Bedeutung; große Stra-
ßenblöcke werden in kleinere Wege und Parks 
umgewandelt. Das Straßennetz wird durch eine 
städtische Grünstruktur ergänzt, bestehend aus 
Wohnblockparks, grünen Innenhöfen und einigen 
größeren Parks.

Etwa ein Fünftel des Planungsgebiets sind ge-
mischte Stadtviertel, die verschiedene Funktio-
nen wie Arbeitsplätze, Dienstleistungen und an-
dere Aktivitäten sowie Wohnraum umfassen. Diese 
Bereiche sind insbesondere für den zentralen Teil 
des Gebiets vorgesehen, wo die Belastung durch 
Flug- und Straßenverkehrslärm relativ gering ist. 

Jobmöglichkeiten werden bewusst in Gebieten mit 
gemischten städtischen Funktionen geschaffen, 
während gleichzeitig das gesamte (umliegende) 
Gebiet gut erreichbare Arbeitsplätze bieten soll. In 
dieser Hinsicht haben die nahe gelegenen Gebiete 
die Möglichkeit, charakteristische Geschäftszonen 
zu entwickeln, die von der Nähe des Flughafens 
profitieren können. Die bereits vorhandene Ring 
Rail Line wird die Aviapolis mit der umliegenden 
Großstadtregion verbinden. Dank dieser Zugstre-
cke können mehr als 150.000 Menschen die Aviapo-
lis innerhalb einer halben Stunde erreichen.

Die Standortplanung umfasst darüber hinaus 43 
vom Museum der Stadt Vantaa inventarisierte 
Standorte kulturellen Erbes. Die herausragenden 
dieser Kulturgüter werden erhalten bleiben. Für 
einige dieser Gebäude, wie z. B. mehrere Lager-
häuser in der Nähe des Flughafens, müssen neue 
Funktionen gefunden werden, da die vormaligen 
Industrien längst verschwunden sind. Auch we-
gen seiner langjährigen industriellen Nutzung ist 
das Gebiet an vielen Stellen kontaminiert. Diese 
Standorte wurden bereits teilweise dekontaminiert, 
aber höchstwahrscheinlich wird eine zusätzliche 
Entgiftung in weiteren Entwicklungsstadien durch-
geführt werden.

Für die Schaffung und Aufrechterhaltung einer 
gemeinsamen Vision unter den vielen Interes-
senvertretern der Aviapolis (verschiedene Regie-
rungsebenen, private Grundbesitzer, künftige und 
derzeitige Bewohner, Unternehmen, Umweltorga-
nisationen etc.) ist Zusammenarbeit von grundle-
gender Bedeutung. Aus diesem Grund hat das Pro-
jekt einen ganzheitlichen Ansatz implementiert, bei 
dem die Kommune von der Staatsregierung unter-
stützt wird, sektorenübergreifende Partnerschaf-
ten eingerichtet wurden und mehrere Interessen-

Bild: Gijs Wilbers – Vantaa
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vertreter (insbesondere private und öffentliche 
Akteure) zusammenarbeiten. Gleichzeitig wird der 
Input von (zukünftigen) Anwohnern durch Arbeits-

gruppen aufgenommen, wobei den Wünschen und 
Bedürfnissen von Jugendlichen eine besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet wird.

Frankreich

Die Generalkommission für territoriale Gleichheit 
(Commissariat général à l‘égalité des territoires, 
CGET) berät und unterstützt die Regierung bei 
der Gestaltung und Umsetzung der französischen 
Stadtpolitik, der Politique de la ville. Die CGET, eine 
nationale Einrichtung, ist dem Premierminister zu-
geordnet. Sie wurde 2014 als Folge der Verschmel-
zung von drei staatlichen Behörden geschaffen: 
der Staatlichen Verwaltung für Raumplanung, der 
Staatlichen Verwaltung für Stadtpolitik und der 
Staatlichen Agentur für sozialen Zusammenhalt 
und Chancengleichheit. Die CGET beaufsichtigt die 
Staatliche Agentur für Stadterneuerung (Agence 
nationale pour la rénovation urbaine, ANRU), die 
die Stadterneuerungsdimension der Stadtpolitik 
finanziert.

Die Generaldirektion für Entwicklung, Wohnungs-
wesen und Natur im Ministerium für Wohnungs-
bau und nachhaltigen Lebensraum ist zuständig 
für die Planung, Umsetzung und Evaluierung der 
Politik im Bereich Wohnungsbau, Stadtplanung 
und nachhaltige Städte. Das Referat für Nachhal-
tige Stadtplanung unterstützt die Umsetzung von 
Gesetzen im Bereich Wohnungs- und Städtebau, 
die dem Grenelle de l’Environnement im Jahr 2007 
entsprungen sind. Dieser Runde Tisch bot ein Aus-
tauschforum für die Zivilgesellschaft zum Thema 
nachhaltige Entwicklung. In Weiterführung die-
ser Gesetze definiert der Plan Nachhaltige Stadt 
(Plan Ville Durable) aus dem Jahr 2008 nachhal-
tige Stadtpolitik im Hinblick auf Klimawandel, bio-
logische Vielfalt, Umwelt und Ressourcenschutz, 
sozialen Zusammenhalt, Solidarität zwischen Ge-
bieten und Generationen und verantwortungsvolle 
Formen der Produktion und des Konsums.

Die Anwendung des Loi NOTRe (Nouvelle Orga-
nisation territoriale de la République), einem um-
fassenden territorialen Reformpaket, beeinflusste 
Stadtentwicklungspolitik und Governance-Struktu-
ren in vielfacher Hinsicht. So wurden zum Beispiel 
die Anzahl der Regionen von 26 auf 18 reduziert. Im 
Jahr 2014 wurde ein Gesetz zur Modernisierung der 
Raumordnung und Stärkung von Metropolen verab-
schiedet. Es beinhaltete die Wiedereinführung der 
allgemeinen Bestimmungen über die Zuständigkei-
ten der Räte von Regionen und Departements und 
schuf neue Befugnisse für Metropolen mit mehr als 
400.000 Einwohnern, u. a. zur Unterstützung ökono-
mischer Entwicklung.

Die CGET überwacht die Koordination der Stadt-
politik durch den Interministeriellen Ausschuss 
der Städte (Comité Interministériel des villes, CIV) 
und seit 2015 durch den Interministeriellen Aus-
schuss für Gleichstellung und Bürgerschaft (Co-
mité Interministériel à l‘égalité et à la citoyenne-
té, CIEC). Sowohl CIV als auch CIEC entscheiden 
über Maßnahmen im Zusammenhang mit der städ-
tischen, sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung 
für Schwerpunktbereiche.

Seit der Aktualisierung der Stadtpolitik im Jahre 
2014 entwickeln die Städte Stadtverträge (Cont-
rats de ville) mit öffentlichen und zivilgesellschaft-
lichen Partnern. Diese Verträge laufen von 2015 
bis 2020 und basieren auf integrierten Strategien, 
die vor allem benachteiligte Viertel und deren Ein-
wohner zum Gegenstand haben. Sie ruhen auf drei 
Säulen: Entwicklung von Wirtschaftstätigkeit und 
Beschäftigung, sozialem Zusammenhalt und Le-
bensbedingungen und Stadterneuerung. Die Stadt-
verwaltung behält die operative Kontrolle über die 
Stadtverträge. Bürgerbeiräte überwachen und be-
werten den Stadtvertrag und fungieren als Forum 
für Informationsaustausch und das Einreichen von 
Vorschlägen.

Der Staat widmet der Stadtpolitik jährlich etwa 400 
Mio. Euro (im Jahr 2017 wurden folgende Schwer-
punkte gelegt: Bildungserfolg mit 77 Mio. Euro; er-
wachsene Bezugspersonen und Träger sozialer 
Bindungen in Schwerpunktvierteln mit 67,2 Mio. 
Euro; Unterstützung für Verbände mit dem Ziel der 
sozialen Kohäsion in benachteiligten Stadtvierteln 
mit 200 Mio. Euro; eine Steuererleichterung für Ein-
zelhandelsgeschäfte mit weniger als 50 Mitarbei-
tern und einem Umsatz von weniger als 10 Mio. 
Euro). Die ANRU widmet Stadterneuerungsmaß-
nahmen mittels ihres Neuen nationalen Programms 
für Stadterneuerung (Nouveau programme natio-
nal de renouvellement urbain) fünf Mrd. Euro, um 
das Lebensumfeld in benachteiligten Stadtvierteln 
umzugestalten. Zur Unterstützung innovativer städ-
tischer Projekte im Zusammenhang mit Energie und 
ökologischen Herausforderungen implementieren 
Regionale Arbeitsausschüsse das Investitionspro-
gramm Cities of Tomorrow, ein Projektaufruf des 
Investitionsprogramms für die Zukunft (Program-
me d’investissements d’avenir), der 668 Mio. Euro 
beinhaltet und in 31 Städten, den EcoCities, Um-
setzung findet. Diese Ausschüsse umfassen regi-
onale staatliche Dienste, Agenturen, Vertreter von 
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lokalen Behörden und die nationale Finanzbehörde 
Caisse des Dépôts.

Die europäische Dimension von Stadtverträgen er-
gibt sich aus der Anwendung von Artikel 7 der Ver-
ordnung über den Europäischen Fonds für regiona-
le Entwicklung (EFRE). Der verwendete integrierte 
Ansatz beinhaltet einen multisektoralen, strategi-
schen, territorialen und mehrstufigen Koordinie-
rungsansatz. Was die Verwendbarkeit von Europä-
ischen Struktur- und Investitions fonds (ESI-Fonds) 
für die Stadtentwicklung angeht, so lässt sich die 
Komplementarität der ortsgebundenen (EFRE) und 
der personengebundenen (Europäischer Sozial-
fonds, ESF) Logik der Fonds verbessern. Vor allem 
Themen wie städtische Armut erfordern gemein-
same Anstrengungen und könnten mit besser in-
tegrierten Finanzierungsmöglichkeiten effektiver 
angegangen werden. Seit 2014 sind regionale Be-
hörden für die Verwaltung der ESI-Fonds zustän-
dig. Die CGET koordiniert ihre Anwendung sowie 
die Überwachung der Partnerschaftsvereinbarung.

Die nationale Stadtpolitik hat die am stärksten be-
nachteiligten Stadtteile sowie die Unterstützung 
städtischer, sozialer und ökonomischer Entwick-
lungsstrategien im Rahmen der Stadtverträge zum 
Gegenstand. Benachteiligte Stadtgebiete, so ge-

nannte Schwerpunktviertel (quartiers prioritaires 
de la politique de la ville) sind für die französische 
Stadtentwicklungspolitik von zentraler Bedeu-
tung und bilden die Schwerpunkte für Maßnah-
men. Gemäß der jüngsten Definition haben vorran-
gige Gebiete eine Mindestbevölkerungszahl von 
1.000, wobei Menschen mit geringem Einkommen 
die Mehrheit bilden. Im Durchschnitt haben die 
Schwerpunktgebiete mehr als 10.000 Einwohner 
und einen Anteil von Personen mit Nicht-EU-Mig-
rationshintergrund von rund 20 Prozent sowie ein 
jährliches Medianeinkommen von rund 9.000 Euro. 
Dem integrierten Ansatz für benachteiligte Gebie-
te wird im Partnerschaftsabkommen zwischen der 
Europäischen Kommission und Frankreich Vorrang 
eingeräumt, das präzisiert, dass mindestens zehn 
Prozent der staatlichen Zuwendungen von EFRE 
und ESF für die Unterstützung von integrierten städ-
tischen Strategien aufgewendet werden müssen.

Die Charta Unternehmen und Gebiete (Charte En-
treprises et Quartiers) aus dem Jahr 2013 zielt auf 
eine verstärkte Präsenz von Unternehmen in be-
nachteiligten Vierteln ab. Die Unternehmen erhal-
ten einen pauschalen staatlichen Beitrag in Höhe 
von 5.000 Euro pro Personaleinstellung und können 
von der Steuerpflicht befreit werden, wenn sie sich 
in den genannten Schwerpunktgebieten betätigen.

Griechenland

In den letzten Jahren hat die sozioökonomische 
Krise die Stadtpolitik in Griechenland beeinflusst. 
Städte verfügen über weniger finanzielle und per-
sonelle Ressourcen, um Stadtpolitik auszuarbei-
ten und umzusetzen. Aus diesem Grund haben 
sich die Prioritäten der Gemeinden auf den Um-
gang mit (städtischer) Armut und sozialer Ausgren-
zung verlagert. In den letzten Jahren wurden die 
Städte auch stärker in regionale Arbeitsmarktsti-
mulierungsmaßnahmen eingebunden. Dennoch 
blieb die übergeordnete Struktur der Zuständig-
keiten formal unverändert. Zusätzlich zu diesen ak-
tuellen Herausforderungen hat das Fehlen einer 
deutlich formulierten Stadtpolitik in Griechenland 
zu Verzögerungen bei der Gestaltung, öffentlichen 
Beratung und Umsetzung dieser Politik geführt. 
 
Das Gesetz über räumliche Planung – Nachhalti-
ge Entwicklung (Nr. 4447/2016) legt die derzeitigen 
Regeln und Bedingungen für die nationale, regio-
nale und städtebauliche Planung in Griechenland 
fest. Ein spezielles Gesetz, der Neue Regulierungs-
plan für Attika – Athen und andere Vorschriften (Nr. 
4277/2014), bildet die Grundlage für die Entwicklung 
der Metropolregion Attika mit Athen. Das Ministeri-
um für Umwelt und Energie ist zuständig für die Vor-
bereitung und Durchsetzung der regulatorischen 

Anforderungen bezüglich der Raumordnung und 
des Umweltschutzes. Innerhalb dieses Ministeri-
ums legt die Direktion für Metropol-, Stadt- und Vor-
stadtgebiete die Grundprinzipien für die Stadtpla-
nung fest und kontrolliert die Umsetzung des neuen 
Regulierungsprogramms für die Region Attika. Das 
Ministerium entwirft auch die Nationale Raum- und 
Entwicklungsstrategie (Χωροταξικός Σχεδιασμός – 
Βιώσιμη Ανάπτυξη) unter Berücksichtigung der 
Schwerpunkte anderer Ministerien. Die Strategie 
beinhaltet die mittel- und langfristigen Ziele räum-
licher nationaler Entwicklung und entsprechende 
Maßnahmen, z. B. in Bezug auf nachhaltige Stadt-
entwicklung oder Struktur und Zweck des städti-
schen Netzwerks. Sie bietet die Grundlage für alle 
Raumpläne und die Investitionspläne der Regie-
rung und lokaler Behörden. Eine Revision findet alle 
fünf Jahre und aufgrund geprüfter Notwendigkeit 
statt. Dabei werden die Entwicklungsstrategie und 
die Prioritäten jedes Programmierungszeitraums 
der Strukturfonds, fiskalische Ziele, das nationale 
öffentliche Investitionsprogramm sowie internati-
onale, europäische und nationale Schutz- und Ent-
wicklungspolitiken beachtet.

Die regionalen Behörden konzipieren regionale 
Raum- und Entwicklungsprogramme, wobei sie die 
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Nationale Raum- und Entwicklungsstrategie be-
rücksichtigen. Diese Pläne werden vom Ministeri-
um für Umwelt und Energie genehmigt und alle fünf 
Jahre überarbeitet. Jede der zwölf Regionen außer 
der Region Attika, deren Plan durch das Ministe-
rium für Umwelt und Energie erarbeitet und vom 
Parlament verabschiedet wird, hat einen solchen 
Plan. Die Städte konzipieren und implementieren 
mittels ihrer Gemeinderäte ihre eigenen Stadtent-
wicklungspläne, die vom Ministerium für Umwelt 
und Energie zu prüfen sind. Zusätzlich entwerfen 
und implementieren Städte nach Beratung mit zivil-
gesellschaftlichen Gruppen Fünfjahres-Stadtent-
wicklungspläne, die vom Innenministerium bewil-
ligt werden. Die Pläne drohen wegen mangelhafter 
finanzieller sowie personeller Ressourcen unzurei-
chend umgesetzt zu werden, wobei die ungenügen-
de Dezentralisierung zusätzliche Bürokratie und 
zeitraubende Prozesse mit sich bringt.

Ausgelöst durch die Folgen der Krise wurden Nicht-
regierungsorganisationen (NGOs) und Bürgerin-
itiativen verstärkt in die Stadtentwicklungspolitik 
eingebunden, vor allem mit Blick auf den Schutz 
von Umwelt, Kulturgut und Stadtvierteln. NGOs und 
Freiwilligengruppen kooperieren mit den Gemein-
den bei der Implementierung von Maßnahmen, die 
sich mit städtischer Armut und sozialer Integration 
beschäftigen. In jüngster Zeit konzentrierten sich 
diese Maßnahmen auch auf die Aufnahme von Mi-
granten und Geflüchteten. Die Kirche hat sich bei 
der Umsetzung von Maßnahmen gegen Armut als 
sehr aktiver Partner bewiesen.

Stadt- und Raumordnungspolitik wird größtenteils 
durch die EU-Strukturfonds und die entsprechen-
den operationellen Programme umgesetzt. Daher 
werden die wichtigsten Aspekte dieser Strategi-
en vom Nationalen Begleitausschuss des Part-
nerschaftsabkommens zwischen Griechenland 
und der Europäischen Kommission erörtert und 
genehmigt. Als für das Partnerschaftsabkommen 
zuständige Behörde übernimmt das Ministerium 
für Wirtschaft und Entwicklung eine aktive Rolle 
bei der Gestaltung von Stadtentwicklungsmaßnah-
men, wobei es Leitlinien für die Implementierung 
integrierter Stadtentwicklungsprogramme heraus-
gibt. Da nationale Programme sich eher an benach-
teiligte Menschen als an benachteiligte Stadtteile 
wenden, z. B. über Minimaleinkommenssysteme, 
kommt spezifisch gebietsbezogene Förderung 
meist aus EU-Töpfen. Städtische Behörden wur-
den von vielen der regionalen Verwaltungsbehör-
den aufgefordert, integrierte Pläne als Grundlage 
für die Nutzung des Instruments der Integrierten 
Territoriale Investitionen einzureichen. Das Instru-
ment der lokalen Entwicklung unter Federführung 
der Bevölkerung soll auch in städtischen Gebie-
ten implementiert werden, doch fehlende perso-
nelle Ressourcen und regulatorische Erfordernisse 
bei der Gründung lokaler Aktionsgruppen haben zu 
Prozessverzögerungen geführt. Allgemeine Eng-
pässe bei der Umsetzung der Stadtentwicklungs-
pläne ergeben sich aus übermäßig bürokratischen 
Verfahren, dem Fehlen technischer Hilfe für Städ-
te, fehlenden Mitteln für Vorbereitung und Ausbau 
von Projekten sowie mangelhaften Kapazitäten auf 
lokaler Ebene.

Irland

Die Zentralregierung entwickelt die Stadtpoli-
tik und überwacht deren Umsetzung. Stadtpolitik 
wird durch ein System von 31 lokalen Behörden, 
3 Regionalversammlungen und 95 Gemeindebe-
zirken gestaltet. Das Ministerium für Wohnungs-
bau, Planung, Gemeinde- und Kommunalverwal-
tung stellt den rechtlichen Rahmen auf und legt 
die allgemeinen politischen Leitlinien fest. Die Re-
gionalversammlungen koordinieren, fördern und 
unterstützen die strategische Planung. Die Imple-
mentierung der Stadtpolitik obliegt den örtlichen 
Planungsbehörden.

In den vergangenen Jahren hat Irland eine umfas-
sende Reform der Kommunalverwaltung durch-
geführt, wie sie im Aktionsprogramm für effektive 
Kommunalverwaltung (Putting People First – An 
Action Programme for Effective Local Government) 
beschrieben wird. Das Gesetz zur Kommunalver-
waltungsreform von 2014 stellte die gesetzgebe-
rische Untermauerung dieser Reformen dar und 

ersetzte die bestehenden acht Regionalbehörden 
und zwei Regionalversammlungen durch drei neue 
Regionalversammlungen. Es sorgte außerdem für 
die Gründung von Stadtbezirken und die Auflösung 
der Stadträte. Die drei neuen Regionalversammlun-
gen bestehen aus Vertretern der lokalen Behörden 
aus der Region. Sie erarbeiten regionale räumliche 
und wirtschaftliche Strategien, die an die Stelle 
der aktuellen regionalen Planungsrichtlinien treten.

Die 2016 gewählte Zentralregierung hat eine Anzahl 
an Dokumenten veröffentlicht, die der Stadterneue-
rung hohen Stellenwert beimisst. Eine Arbeitsgrup-
pe unter dem Vorsitz des Ministers für Wohnen und 
Stadterneuerung überprüft Vorschläge für eine sol-
che neue Stadtpolitik. Sie soll im zweiten Quartal 
des Jahres 2017 Bericht erstatten.

Die Nationale Raumordnungsstrategie, verab-
schiedet im Jahr 2002, wird derzeit von einem Nati-
onalen Rahmenplan (National Planning Framework, 
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NPF) namens „Irland 2040 – Unser Plan“ (Ireland 
2040 – Our Plan) ersetzt. Der NPF wird einen neuen 
Planungs-und Entwicklungskontext für Irland und 
seine Regionen bis 2040 aufstellen. Er stellt ein stra-
tegisches hochrangiges Rahmenwerk für die Ko-
ordination einer Reihe an Strategien, Aktivitäten, 
Planung und Investition der nationalen, regiona-
len und lokalen Behörden dar. Er wird für folgende 
Themen politische Leitlinien geben: 

 – Für künftige Trends und Wachstum bezüglich 
Beschäftigung und Wohnen Vorsorge treffen;

 – Alle Regionen Irlands in die Lage versetzen, 
vollständig ihren Teil zur allgemeinen nationa-
len Entwicklung beizutragen;

 – Die Regionen mit der richtigen Mischung physi-
scher und sozialer Infrastruktur unter Priorisie-
rung der verfügbaren Ressourcen ausstatten;

 – Entwicklung nachhaltiger und grüner machen, 
insbesondere als Reaktion auf den Klimawan-
del;

 – Die Möglichkeiten eines inselweiten Entwick-
lungsansatzes stärken.

Irlands Zentralregierung kommuniziert Politik durch 
Informationsrundschreiben an die lokalen Behör-
den und mit Hilfe von Seminaren und Tagungen. Die 
Regionalversammlungen überwachen Planungs-
konsistenz zwischen den nationalen, regionalen 
und lokalen Plänen. Die Reform der Kommunalver-
waltung gesteht den örtlichen Behörden eine stär-
kere Beteiligung an der wirtschaftlichen Entwick-
lung ihrer Gemeinden zu.

Vertreter von Unternehmen und Wirtschaftsför-
derungsagenturen sind an der Ausarbeitung der 
neuen regionalen räumlichen und wirtschaftlichen 
Strategien beteiligt. Darüber hinaus sieht das regi-
onale Reformprogramm die Einbindung der Bürger, 
öffentliche Beteiligungsnetzwerke sowie Komitees 
für die Entwicklung örtlicher Gemeinden vor. Eine 
Reihe von Workshops wurde im Juni 2016 im Rah-
men der Beratungen für den NPF organisiert.

Es gibt kein für Stadtentwicklung vorgesehenes 
staatliches Budget. Der größte Ausgabenposten 
des Ministeriums für Wohnungsbau, Planung, Ge-
meinde- und Kommunalverwaltung ist dem sozi-
alen Wohnungsbau vorbehalten. Zusätzlich zielt 
das Regenrationsprogramm des Ministeriums auf 
die am stärksten benachteiligten städtischen Ge-
meinden ab. Diese werden durch extreme sozia-
le Ausgrenzung und Arbeitslosigkeit geprägt. Das 
ganzheitliche Programm umfasst physische, so-
ziale und wirtschaftliche Erneuerung. Der Pobal 
HP Deprivation Index ist eine häufig verwendete 
Quelle für die Definition benachteiligter Stadtvier-
tel. Pobal, ein Non-Profit-Unternehmen, wurde von 
der irischen Regierung als Mittler für die Unterstüt-
zung der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung 

gegründet. Der Index erfasst den relativen Wohl-
stand oder die Benachteiligung eines bestimmten 
geografischen Gebiets unter Verwendung von Da-
ten aus verschiedenen Volkszählungen. Der Um-
fang der Benachteiligung wird mittels eines hoch-
entwickelten Modells unter Berücksichtigung der 
drei Grunddimensionen sozialer Benachteiligung 
zugewiesen: Bevölkerungsrückgang, soziale Be-
nachteiligung und Benachteiligung auf dem Ar-
beitsmarkt. 

Die zuständige Stelle für die Europäischen Struktur- 
und Investitionsfonds und insbesondere für den Eu-
ropäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
ist das Ministerium für öffentliche Ausgaben und 
Reform. Irland hat eine Förderkulisse für ausge-
wählte Stadtzentren für 25 kommunale Großpro-
jekte ins Leben gerufen, um die fünf Prozent EFRE-
Mittel für nachhaltige Stadtentwicklung zu nutzen. 
Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) 
werden vom Ministerium für Bildung und Qualifi-
kationen verwaltet.

Das Programm für soziale Eingliederung und Ak-
tivierung von Gemeinschaften (Social Inclusion 
and Community Activation Programme, SICAP) ist 
das vorrangige soziale Eingliederungsprogramm 
der Regierung mit erheblichen Auswirkungen auf 
städtische Gebiete. Es wird durch die Zentralregie-
rung und den ESF finanziert und erhält eine Son-
derzuweisung aus der Irischen Jugendbeschäfti-
gungsinitiative. Das Ziel ist es, Armut zu verringern 
und soziale Eingliederung durch lokale, regionale 
und nationale Zusammenarbeit zu fördern. SICAP 
wird von kommunalen Entwicklungsausschüssen, 
die einen koordinierten Entwicklungsansatz in ih-
rem Gebiet verwalten, überwacht. Zielgruppen 
von SICAP sind: Kinder und Familien in benachtei-
ligten Gebieten, Alleinerziehende, neue Gemein-
schaften (einschließlich Geflüchteter und Asylbe-
werber), Menschen in benachteiligten Gemeinden, 
Menschen mit Behinderungen, Roma, Arbeitslo-
se, Arbeitnehmer und Haushalte mit niedrigen Ein-
kommen, Nichtsesshafte (abwertend als Zigeuner 
bezeichnet), arbeitslose Jugendliche aus benach-
teiligten Gebieten sowie junge Menschen ohne Be-
schäftigungs-, Aus- oder Fortbildungsverhältnis. 
Die Verantwortlichen für die Umsetzung der Pro-
gramme haben einen Zielwert bezüglich der geför-
derten Personen, die aus benachteiligten Gebieten 
gemäß der Definition des Pobal HP Deprivation In-
dex kommen müssen. 
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Italien

In Italien teilen sich Landesregierung und Regio-
nen, Provinzen und lokale Regierungen die Zustän-
digkeit für die Stadtentwicklungspolitik, wobei die 
Staatsregierung die strategischen Prioritäten fest-
legt. Unterschiedliche nationale Ministerien, z. B. 
das Ministerium für Infrastruktur und Verkehr, be-
fassen sich mit stadtentwicklungsbezogener Poli-
tik je nach sektoraler Verantwortung. Für mehrere 
Gemeinden relevante Politiken innerhalb einer Pro-
vinz können von der Provinz-Ebene oder, im Falle 
einer regionalen Dimension, durch die Regionen 
behandelt werden. In der Regel übernehmen die 
örtlichen Gemeinden die Entwicklungspolitik, im 
Einklang mit der von der italienischen Verfassung 
zugestandenen Autonomie. Allerdings machen die 
Besonderheiten der italienischen Geografie und 
Politik und den über 8.000 Gemeinden Stadtpolitik 
besonders kompliziert, was besonders für Maß-
nahmen zur Verbesserung von benachteiligten 
Stadtvierteln gilt.

Auf der Grundlage des Gesetzes über Sofortmaß-
nahmen für das Wachstum des Landes von 2012 
hat die Regierung die Stadtentwicklungsstrategie 
Nationaler Plan für die Städte (Piano Nazionale per 
le Città) verabschiedet. Im Jahr 2014 unterzeichne-
te das Ministerium für Infrastruktur und Verkehr 
Abkommen mit jeder der 28 Städte, die finanziel-
le Unterstützung erhalten haben. Ziel dieser Poli-
tik ist es, unter besonderer Berücksichtigung von 
unterprivilegierten und heruntergekommenen Ge-
bieten Stadtgebiete zu verbessern. Der Nationale 
Kontrollraum (Cabina nazionale di regia) hat aus 
den durch Stadträte eingereichten Bauvorhaben 
28 Projekte für eine Finanzierung vorgeschlagen. 
Das Volumen der Finanzierung unterscheidet sich 
von Stadt zu Stadt, von vier Mio. bis hin zu 24 Mio. 
Euro. Die Vereinbarungen haben keine feste Lauf-
zeit, sondern das Ministerium stellt die nationale 
Förderung je nach Stand des Projekts zur Verfü-
gung. Der Nationale Plan für die Städte finanziert 
Infrastrukturfonds, Neubauten, Sanierung von Ge-
bäuden und alle Maßnahmen im Zusammenhang 
mit Stadterneuerung.

Es besteht eine Reihe von institutionalisierten 
Mehrebenen-Kooperationsforen. Der Austausch 
zwischen der nationalen Regierung und den Re-
gierungen von Trient und Bozen finden normaler-
weise mittels der Konferenz Staat-Regionen und 
autonome Provinzen (Conferenza Stato-Regioni e 
Provincie autonome) statt. Der Staat und die Stadt-
räte kooperieren über die Konferenz Staat-Städte 
und lokale Behörden (Conferenza Stato-Città ed 
Autonomie locali). Das Forum für die Verknüpfung 
aller staatlichen Ebenen ist die Vereinigte Konfe-

renz (Conferenza Unificata). Abgesehen von diesen 
Gremien kann die nationale Regierung mit einzel-
nen Regionen oder Kommunen Kooperationsver-
einbarungen eingehen. Es gibt keine formalisierte 
öffentliche Konsultation von Interessengruppen für 
nationale Stadt- und Raumordnungspolitik, doch 
lokale Gemeinschaften wie Bewohnerverbände, 
lokale Interessengruppen oder der private Sektor 
beteiligen sich an Projekten in Übereinstimmung 
mit den Gesetzen vor Ort.

Die EU-Mittelvergabe ist zwischen der Landesre-
gierung und den regionalen Regierungen aufgeteilt. 
Die Hauptschwierigkeit für eine volle Ausschöp-
fung der zur Verfügung gestellten Finanzierung aus 
u. a. Mitteln des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung ist dem Fehlen von passenden Projek-
ten geschuldet, die durch die Städte eingereicht 
werden.

Italien hat einige vom Nationalen Institut für Statis-
tik erarbeitete Indikatoren entwickelt, um vernach-
lässigte Stadtviertel zu definieren. Diese beziehen 
sich auf die Bevölkerungsdichte, das Vorhanden-
sein und die Zugänglichkeit von Dienstleistungen 
und Infrastrukturen, auf Beschäftigung und auf 
die Höhe der Jugendarbeitslosigkeit. Um europä-
ische, nationale oder regionale Finanzierung für 
Politik zugunsten benachteiligter Stadtgebiete er-
halten zu können, nutzt Italien integrierte Ansätze. 
Die verschiedenen Behörden (national, regional, 
lokal) nehmen an der Umsetzung des Nationalen 
Plans für die Städte teil. Dies folgt auf die Unter-
zeichnung stadtspezifischer Vereinbarungen, die 
den Gesamtbetrag der Finanzierung, die Kosten für 
jede Maßnahme, einen Zeitplan sowie die Rolle und 
den Finanzierungsanteil jeder Behörde festlegen. 
Lokale Behörden entscheiden über den Umfang der 
Ressourcenzuteilung für solche Stadtgebiete oder 
für Teile ihres städtischen Umfelds. Der Nationa-
le Plan für die Städte wird erfüllt sein, wenn alle 
in den Vereinbarungen enthalten Aufgaben erfüllt 
worden sind. Die 28 von 2014 bis Anfang 2017 geför-
derten Projekte befassten sich mit der Erneuerung 
benachteiligter Stadtteile (z. B. dem westlichen Ge-
biet der Stadt Lecce, den Stadtgebieten Mestre 
und Marghera in Venedig und des Pietralata-Vier-
tels in Rom). In der Zwischenzeit wurde mit dem 
Programm Vernachlässigte Randgebiete (Perife-
rie degradate) ein weiteres Programm entwickelt, 
das sich jedoch noch in der Anlaufphase befindet. 
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Kroatien

Das kroatische Gesetz über lokale und regionale 
Selbstverwaltung regelt die Organisation und die 
Zuständigkeiten der Landkreise, Gemeinden und 
Städte. Laut diesem Gesetz führen Gemeinden 
und Städte Aktivitäten im Rahmen ihrer Selbstver-
waltungskompetenzen wie Siedlungs- und Raum-
entwicklung sowie Stadtplanung durch. Das Mi-
nisterium für Bauwesen und Raumplanung, das 
Ministerium für Regionalentwicklung und EU-Mit-
tel und das Ministerium für Öffentliche Verwaltung 
sind für die Stadtentwicklungspolitik auf nationa-
ler Ebene verantwortlich. Das Kroatische Institut 
für Raumentwicklung (Hrvatski zavod za prostorni 
razvoj) und 21 regionale Raumentwicklungsinstitu-
te sind die wichtigsten Instanzen für die Erstellung 
nationaler und regionaler Raumentwicklungsplä-
ne. Eine neue Raumentwicklungsstrategie, entwi-
ckelt vom Kroatischen Institut für Raumentwick-
lung, wird voraussichtlich in der ersten Hälfte des 
Jahres 2017 verabschiedet werden. Diese Strate-
gie legt Grundprinzipien und Prioritäten der Raum-
entwicklung sowie strategische Weisungen gemäß 
dem Umsetzungsrahmenwerk fest.

Im Jahr 2014 wurden drei Gesetze zur Raument-
wicklungsplanung verabschiedet: das Raumpla-
nungsgesetz, das Baugesetz und das Bauaufsichts-
gesetz. Ihr Hauptziel ist es, die Planungsordnung zu 
verbessern. Das ebenfalls 2014 in Kraft getretene 
Regionalentwicklungsgesetz liefert eine eindeuti-
ge Definition von städtischen Gebieten (Ballungs-
zentren, größere und kleinere städtische Gebiete). 
Es führte die Verpflichtung ein, Strategien für die 
Entwicklung städtischer Gebiete als Basis für Pla-
nungsprojekte zu schaffen. Das Ziel war es, eine 
Grundlage für die bessere Planung und Vorberei-
tung von Entwicklungsprojekten zu schaffen und 
eine effektivere Nutzung von EU-Mitteln für Stadt-
entwicklung zu ermöglichen.

Im Gegensatz zur vertikalen interinstitutionellen Zu-
sammenarbeit zwischen den verschiedenen Re-
gierungsebenen sind horizontale Verbindungen 
und sich überschneidende Zuständigkeiten in Be-
zug auf Stadtentwicklungspolitik in Kroatien nicht 
vollständig gefestigt. Im Gegensatz zu Umweltver-
träglichkeitsprüfungen gibt es noch keine territo-
rialen Folgenabschätzungen. Dennoch wurden im 
Bereich der strategischen Planung, Programmie-
rung und Implementierung Verbesserungen er-
reicht. Eine bewusste Schwerpunktsetzung gilt der 
Implementierung von Stadtentwicklungsprojekten 
in den größten Stadtgebieten mit den größten Um-
setzungskapazitäten.

Auch wenn die Reform der lokalen und regionalen 
Selbstverwaltung und der regionalen Entwicklung 
derzeit große politische Aufmerksamkeit genießt, 
ist der Dezentralisierungsprozess bislang nicht auf 
umfassende und integrierte Weise ausgearbeitet 
worden. Dennoch sind Interessenvertreter über 
die Teilnahme an Arbeitsgruppen und öffentlichen 
Konsultationen in die Entwicklung nationaler Poli-
tiken einbezogen. Öffentliche Verwaltungsbehör-
den verschiedener Sektoren geben Input für die 
Raumentwicklungspläne. Öffentliche Diskussionen 
auf kommunaler Ebene machen den Prozess für die 
Öffentlichkeit zugänglich. 

Der Wirtschaftssektor übt durch seine enge Ver-
bindung mit den lokalen Behörden einen starken 
Einfluss auf die Stadtentwicklungspolitik aus, was 
auf lokaler Ebene durch öffentlich-private Partner-
schaften für öffentliche Infrastrukturprojekte zum 
Ausdruck kommt. Nichtregierungsorganisationen 
und Fachorganisationen prägen die Debatten mit-
tels Kapazitätsaufbau und Agenda-Setting. Alles 
in allem ist die Zusammenarbeit mit der Zivilge-
sellschaft und nichtstaatlichen Akteuren weiter-
hin entwicklungsfähig, da Interessenvertreter noch 
nicht systematisch in die Anfangsphase der Strate-
giebildung eingebunden sind. Die neue Raument-
wicklungsstrategie zielt darauf ab, die wichtigsten 
Interessenvertreter so früh wie möglich zu integrie-
ren. Sie stimuliert außerdem einen sektorenüber-
greifenden Ansatz und bessere Kooperation unter 
Interessenvertretern auf allen Ebenen.

Das Regionalentwicklungsgesetz steht mit den Ker-
nelementen der EU-Kohäsionspolitik 2014–2020 in 
Einklang. Kroatien, erst EU-Mitgliedstaat seit 2013, 
hat einige Schwierigkeiten mit Engpässen bezüg-
lich der Verwaltungskapazitäten, der Vorbereitung 
ausgereifter Projekte für die Finanzierung im Ver-
kehrssektor (Schienenverkehr) und dem öffentli-
chen Auftragswesen erfahren. Die größten Stadt-
entwicklungsprojekte sollen durch EU-Zuschüsse 
in Form von Integrierten Territorialen Investitionen 
(ITI) kofinanziert werden. Die ITI konzentrieren sich 
auf die Agglomerationen Zagreb, Rijeka, Split und 
Osijek und auf die Städte Zadar, Slavonski Brod 
und Pula. Diese städtischen Gebiete haben sich 
auf eine öffentliche Ausschreibung für die Umset-
zung der ITI beworben. Sie bereiten Projekte und 
Aktivitäten zur Erreichung der folgenden Ziele vor:

 – Städte als Treiber künftiger Entwicklung;
 – Saubere und widerstandsfähige Städte, ins-

besondere im Hinblick auf den Klimawandel;
 – Inklusive Städte und Lösungen für städtische 

Armut.
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Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung, 
der Kohäsionsfonds und der Europäische Sozial-
fonds stellen insgesamt etwa 345,4 Mio. Euro für 
diese Zwecke zur Verfügung. Maßnahmen kön-
nen Infrastrukturprojekte sowie unterschiedliche 
so genannte weiche Aktivitäten kombinieren. 

Eine der größten städtischen Herausforderungen 
ist die illegale Bautätigkeit. Geltendes Recht sieht 
Bereiche illegalen Bauens für die städtische Sa-
nierung vor. Die am stärksten gefährdeten Gebiete 
liegen am Rande der größten Ballungszentren, im 
gesamten Küstengebiet und auf den Inseln. Diese 
Gebiete können als funktionales Äquivalent von be-
nachteiligten Stadtteilen verstanden werden.

Die Lebensqualität und Wohnsituation der Roma 
sind besonders unbefriedigend, vor allem in den 
Roma-Siedlungen. Daher hat Kroatien das Na-
tionale Roma-Programm, das Aktionsprogramm 
zum Jahrzehnt der Roma-Integration 2005–2015 
sowie die Nationale Strategie zur Roma-Integra-
tion 2013–2020 verabschiedet. Letztere soll den 
Mitgliedern der Roma-Minderheit dabei helfen, 
ihre Lebensbedingungen zu verbessern sowie 
ihre Einbeziehung in das soziale Leben und in Ent-
scheidungsfindungsprozesse in der lokalen und da-
rüber hinaus gehenden Gemeinschaft zu fördern. 
Die Strategie konzentriert sich außerdem auf eine 
Verhaltensänderung der Bevölkerungsmehrheit, 
indem sie Antidiskriminierungs- und Desegrega-
tionsprinzipien fördert.

Lettland

In Lettland existiert zwar keine gesonderte Stadt-
politik, aber dieser Politikbereich spielt eine be-
deutende Rolle in der nationalen Regionalpolitik. 
Für die Entwicklung, Umsetzungskoordinierung, 
Überprüfung sowie Auswertung der Regionalpo-
litik, die Stadtpolitik einschließt, ist hauptsächlich 
das Ministerium für Umweltschutz und Regional-
entwicklung zuständig. Die staatliche Behörde 
für Regionalentwicklung, eine staatliche Regulie-
rungsbehörde, verwaltet die regionalen Entwick-
lungsprogramme nationaler, europäischer und an-
derer Fonds.

Fünf Planungsregionen sind für die Gebietsent-
wicklungsplanung auf regionaler Ebene und für die 
Umsetzung verfügbarer Unterstützungsmaßnahmen 
zuständig. Ihre Rolle wurde in den letzten fünf Jahren 
gestärkt. Sie erhielten die Verantwortung für die För-
derung unternehmerischer Initiativen, was mit der 
Gründung von fünf regionalen Wirtschaftszentren 
einherging. Gemeinden kümmern sich um die Pla-
nung und Umsetzung von lokalen Entwicklungsstrate-
gien. Verbände, die die lokale Ebene vertreten, sind 
an der Entwicklung, Implementierung und Überwa-
chung der Regional- inklusive der Stadtpolitik betei-
ligt. Das gleiche gilt für Organisationen wie den Ar-
beitgeberverband Lettland oder die Lettische 
Industrie- und Handelskammer.

Im Jahr 2013 wurden die Regionalpolitischen Leit-
linien auf nationaler Ebene aktualisiert, wodurch 
das operationelle Rahmenwerk für Regionalpolitik 
definiert und ein neuer Ansatz bezüglich Planung 
und Umsetzung nachhaltiger Regionalentwicklung 
eingeführt wurde. Die Neufassung leitete eine akti-
vere Rolle für Planungsregionen und Kommunen in 
der Regionalentwicklungsförderung, eine breitere 
Anwendung integrierter und ortsbasierter Ansät-
ze bei der Bereitstellung öffentlicher Investitionen, 

eine bessere Koordinierung regionaler und sekto-
raler Politiken sowie eine breitere Beteiligung der 
Interessenvertreter ein. Dokumente wie die Leip-
zig-Charta und die Territoriale Agenda der EU ha-
ben die Entwicklung des staatlichen regionalpoliti-
schen Rahmens entscheidend beeinflusst. Lettland 
ist auch in der Städteagenda für die EU aktiv und 
beteiligt sich an drei ihrer Partnerschaften, näm-
lich zu den Themen Wohnungswesen (mit der Stadt 
Riga und dem Wirtschaftsministerium), städtische 
Armut (mit der Stadt Daugavpils) sowie Arbeits-
plätze und Qualifikationen in der lokalen Wirtschaft 
(mit der Stadt Jelgava als einem der Koordinato-
ren). Das langfristige Entwicklungskonzept wird in 
der nachhaltigen Entwicklungsstrategie Lettlands 
Latvija2030 dargestellt, die wiederum den Nationa-
len Entwicklungsplan Lettlands für 2014–2020 ent-
scheidend prägt.

Trotz anhaltender Notwendigkeit einer noch effizien-
teren vertikalen und horizontalen Zusammenarbeit 
zur Erreichung eines tatsächlich integrierten poli-
tischen Ansatzes bestehen bereits mehrere Koordi-
nationsinstrumente. Das Entwicklungsplanungsge-
setz (2008) legt die hierarchische Planungsstruktur 
fest, indem es Planungsdokumenttypen, ihre Hie-
rarchie und die Beziehungen untereinander de-
finiert. Außerdem bestimmt es die Organisation, 
Koordination und Verwaltung des Planungssystems. 

Das Regionalentwicklungsgesetz (2002) legt die 
institutionellen Kompetenzen, Koordinierungsme-
chanismen, regionalpolitische Ziele, finanzielle 
Mittel für die Regionalpolitik und das Mittelzuwei-
sungsverfahren fest. Die fünf Planungsregionen 
koordinieren die Förderinstrumente und die Zu-
sammenarbeit zwischen der lokalen und der na-
tionalen Ebene. 
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Seit 2011 ist ein sektorenübergreifendes Koordi-
nierungszentrum in Betrieb, das mit dem Ministerka-
binett verbunden ist. Es erstellt die wichtigsten lang- 
und mittelfristigen Entwicklungsplanungsdokumente 
und stellt sektorale Übereinstimmung mit den hierar-
chisch höchsten Planungsdokumenten sicher. Das 
Netzwerk der Entwicklungszentren, bestehend aus 
den 30 größten Städten, ist das wichtigste Rückgrat 
der polyzentrischen Siedlungsstruktur Lettlands. 
Methodologische Leitlinien für die Ausarbeitung re-
gionaler und lokaler Entwicklungsprogramme und 
für die Förderung horizontaler und vertikaler Koordi-
nation und Kooperation, Kapazitätsaufbauseminare 
sowie Netzwerkveranstaltungen für alle Interessen-
vertreter fördern den Wissensaustausch.

Die lokalen Behörden sind die Hauptnutznießer 
von nationalen territorialen Unterstützungsmaß-
nahmen. Integrierte lokale Entwicklungsprogram-
me stellen die Vorbedingung für finanzielle Unter-
stützung dar. Dennoch sind EU-Fördermittel die 
wichtigste Quelle für die Umsetzung der Regional-
politik. Das Netzwerk der Entwicklungszentren hat 
in den Jahren 2007–2013 und 2014–2020 erheblich 
von EU-Fördermitteln profitiert. Im laufenden Pro-
grammzyklus 2014–2020 wenden die neun größten 
Städte Lettlands das Instrument der Integrierten 
Territorialen Investitionen an.

Der Rat zur Regionalentwicklungskoordinierung 
koordiniert EU-finanzierte territoriale Investitionen 

auf Projektebene. Der Rat besteht aus Vertretern 
von Ministerien, Planungsregionen, Lokalverwal-
tungen sowie Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorga-
nisationen. Lokale Aktionsgruppen, die von lokalen 
Gemeinschaften, Nichtregierungsorganisationen, 
Unternehmern und örtlichen Bewohnern gegrün-
det wurden, fördern die Entwicklung von Gebieten 
in ländlichen Regionen und Kleinstädten nach dem 
EU-LEADER-Ansatz (Liaison Entre Actions de Dé-
veloppement de l‘Économie Rurale). 

Das Landbewirtschaftungsgesetz (2014) definiert 
benachteiligte Gebiete verschiedentlich: als Flä-
chen mit beschädigter oder mangelhafter Land-
oberfläche, als brachliegende Bau- und Bergbau-
gebiete oder als brachliegende oder untergenutzte 
ehemals wirtschaftlich und militärisch genutzte Ge-
biete mit einem negativen Einfluss auf die umlie-
genden Gebiete, auf die Natur und die lokale Be-
völkerung. Darüber hinaus definieren auch die 
Implementierungsbestimmungen der entsprechen-
den EU-geförderten Maßnahmen den Begriff. Es 
gibt kein spezifisches staatliches Budget für be-
nachteiligte Stadtgebiete. Integrierte Ansätze bil-
den jedoch die Grundlage für Investitionsanreize 
auf regionaler oder lokaler Ebene, wozu auch die 
Entwicklung benachteiligter Gebiete gehören kann. 
Es bestehen einige durch die Gemeindebehörden 
nutzbare EU-Mittel, die benachteiligte Gebiete zu 
unternehmensfreundlichen Orten machen und die 
auf einem integrierten Ansatz basieren.

Litauen

In Litauen ist die Stadtentwicklungspolitik eine ge-
meinsame Aufgabe der nationalen und lokalen Ge-
bietskörperschaften. Der im Jahr 2002 verabschie-
dete Umfassende Gebietsplan der Republik Litauen 
(Lietuvos Respublikos teritorijos bendrasis planas) 
legt die generelle Richtung bezüglich der Raum-
struktur und der Funktion städtischer Netze fest. 
Dieser Plan ist für alle staatlichen Regierungsstel-
len, die Entscheidungen über Nutzung, Verwaltung 
und Schutz von Gebieten treffen, verpflichtend. Da-
rüber hinaus enthält er Planungsvoraussetzungen 
für thematische Sonderpläne (z. B. für Transport, 
Energie, Landschaft) auf nationaler oder lokaler 
Ebene und ist das obligatorische Referenzdoku-
ment für langfristige Programme und sektorale Ent-
wicklungsstrategien. Der Umfassende Gebietsplan 
beeinflusst außerdem Wirtschaftsentwicklungs-
strategien und andere strategische Pläne.

Das Umweltministerium ist die wichtigste staat-
liche Behörde für die Erarbeitung von Stadtent-
wicklungspolitik. Das Ministerium koordiniert de-
ren Implementierung im Rahmen von nachhaltiger 
Entwicklung, Bereitstellung von Wohnraum und 

Umweltschutz. Litauen umfasst 10 statistische Re-
gionen und 60 Gemeinden. Im Jahr 2010 wurde die 
Regionalverwaltung infolge einer Verwaltungsre-
form abgeschafft. Kommunale Selbstverwaltung ist 
in der Verfassung festgeschrieben. Sie sieht unab-
hängige staatliche und kommunale Budgets und 
das Recht der Gemeinden auf die Erhebung von 
örtlichen Steuern vor. Die kommunalen Behörden 
sind für die territoriale Planung und die Entwicklung 
ihres Gebietes verantwortlich. Sie setzen staatliche 
Stadtentwicklungspolitik und die damit verbunde-
nen Gesetze innerhalb ihrer Zuständigkeit um.

Die aktuellste Version des Territorialplanungsge-
setzes stammt aus dem Jahr 2014. Es soll die An-
forderungen und Bedingungen der Gebietsplanung 
insbesondere auf lokaler Ebene verbessern und   
die Implementierung beschleunigen. Das Gesetz 
sieht vor, dass ein Implementierungsprogramm 
der Genehmigung des Gesamtplans folgen soll. 
Die Nationale Umweltschutzstrategie von 2015 
(Nacionalinę aplinkos apsaugos strategiją) legt 
vorrangige Bereiche der Umweltschutzpolitik und 
langfristige Ziele fest, die auch die städtische Um-
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welt betreffen. Die wichtigsten Leitlinien für ihre Im-
plementierung sind:

 – Förderung nachhaltiger Planung von Städten 
und Stadtrandgebieten;

 – Förderung der Entwicklung und Umsetzung 
nachhaltiger städtischer Verkehrsentwick-
lungspläne;

 – Entwicklung und Nutzung von Forschung, Inno-
vation und Lösungen zu urbanen Fragen.

Dem Umweltministerium obliegt die Hauptverant-
wortung für die Koordination zwischen den Regie-
rungsebenen. Die verschiedenen Verwaltungsein-
heiten koordinieren ihre Aktivitäten auf Grundlage 
der ihnen zugewiesenen Kompetenzen.

Die Architektenvereinigung Litauens setzt sich 
für eine hohe Qualität der gebauten Umwelt ein, 
schärft das öffentliche Bewusstsein für städte-
bauliche Fragen und unterstützt die Zusammenar-
beit zwischen verschiedenen Akteuren wie Staat, 
Städten, Berufsgruppen und der Zivilgesellschaft. 
Weitere Berufsorganisationen wie der litauische 
Verband der Bauingenieure und der litauische Ver-
band der Immobilienentwickler beteiligen sich an 
der Planung und Umsetzung verschiedener Pro-
gramme und Strategien im Zusammenhang mit ih-
ren jeweiligen Bereichen in Zusammenarbeit mit 
Regierungsstellen, Forschungseinrichtungen und 
Nichtregierungsorganisationen.

Juristische und natürliche Personen haben das 
Recht, am Territorialplanungsprozess teilzuneh-
men und auf Planungsunterlagen zuzugreifen. Seit 
2014 sind Territorialplanungsdokumente für die 
breitere Öffentlichkeit über das Digitale Überwa-
chungsinformationssystem zur Bearbeitung von 
Territorialplanungsdokumenten (Teritorijų Planavi-
mo Dokumentų Rengimo ir teritorijų planavimo pro-
ceso valstybinės priežiūros Informacinė Sistema, 
TPDRIS) zugänglich. Themen der litauischen Regio-
nal- und Stadtpolitik werden auch im Litauischen 
Städteforum, einer seit 2007 jährlich stattfindenden 
Veranstaltung, öffentlich diskutiert.

Das Programm des Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung und des Kohäsionsfonds 2007–

2013 für Litauen umfasste unter anderem lokale und 
städtische Entwicklung. Litauen nimmt ferner an den 
Programmen Interreg, ESPON und URBACT teil. Im 
aktuellen Programmplanungszeitraum sind die Re-
gionalentwicklungsräte für die Projektauswahl und 
-genehmigung zuständig. Sie bestehen aus Bürger-
meistern, delegierten Mitgliedern der Gemeinderäte 
und einem von der Regierung ernannten Vertreter. 
Ihre Beteiligung sichert die partnerschaftliche Be-
teiligung der Kommunen in der Durchführung ge-
meinsamer Aktionen. Auf regionaler Ebene werden 
integrierte Investitionen für die Schaffung von Ar-
beitsplätzen, zur Regenerierung von Gebieten und 
Steigerung der Attraktivität des Wohn- und Inves-
titionsumfeldes eingesetzt. Integrierte Gebietsent-
wicklungsprogramme definieren Maßnahmen für 
die Zielgebiete. Das Joint European Support for 
Sustainable Investment in City Areas (JESSICA)-In-
strument hat von 2007 bis 2015 in allen 60 litauischen 
Gemeinden zu Investitionen in die Renovierung von 
Mehrfamilienhäusern beigetragen.

Der litauische Ansatz bezüglich benachteiligter 
Stadtviertel ist mit den Programmzeiträumen der EU-
Strukturfonds verknüpft. So genannte bevorzugte 
Zielgebiete (Target Territories, TT) werden durch die 
nationale Regierung gemeinsam mit Vertretern wei-
terer Regierungsebenen für Sanierungsmaßnahmen 
ausgewählt. Manche dieser TT, die hohe Arbeits-
losenraten und hohe Sozialleistungsempfängerra-
ten aufweisen, werden als pro blematische Gebiete 
(probleminė teritorija) verstanden. Die Vermeidung 
von Gebietsdeprivation und die Reduzierung sozio-
ökonomischer Disparitäten dienen als Leitprinzip der 
Programme. Die Maßnahmen für TT umfassen In-
vestitionen in städtische Infrastrukturentwicklung, 
sozialen Wohnungsbau und Sanierung des öffentli-
chen Raums. Während der 2014–2020-Periode zie-
len Maßnahmen auf 23 TT in den fünf großen Städ-
ten ab. Um auf die Unterstützung für TT zugreifen zu 
können, müssen die Investitionen innerhalb eines 
bestimmten Gebiets konzentriert werden, sie müs-
sen das wesentliche Problem des Standortes lösen 
und sie müssen mit anderen gebietsbezogenen In-
vestitionen abgestimmt sein. 

Luxemburg

Da auf nationaler Ebene bislang kein integriertes 
Programm angewendet wurde, verfügt Luxemburg 
überwiegend über lokale Ansätze für integrierte 
Stadtentwicklung. Die derzeitige Stadtpolitik ba-
siert auf dem Konzept der Mehr-Ebenen-Gover-
nance in einem Einheitsstaat. Während auf nati-
onaler Ebene die Abteilung für Raumplanung und 
-entwicklung im Ministerium für nachhaltige Ent-

wicklung und Infrastruktur die Stadtpolitik definiert 
und implementiert, gibt es einen intensiven Aus-
tausch mit der lokalen Ebene – entweder direkt mit 
den Gemeinden und mit sogenannten Konventions-
gebieten oder indirekt über die Vereinigung der lu-
xemburgischen Städte und Gemeinden (Syndicat 
des Villes et Communes Luxembourgeoises). Wei-
tere auf nationaler Ebene beteiligte Behörden sind 
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das Ministerium für Inneres, das Ministerium für 
Wohnungswesen, das Ministerium für Wirtschaft, 
die Abteilung Verkehr im Ministerium für nachhal-
tige Entwicklung und Infrastruktur sowie die Ab-
teilung für öffentliche Bauten und die Autobahn-
agentur.

Das zentrale Instrument nationaler Raumplanung, 
das Nationale Programm für Räumliche Entwick-
lung (Programme Directeur d‘Aménagement du 
Territoire, PDAT), wurde 2003 verabschiedet. Das 
PDAT ist ein Strategierahmen, der die Koordinie-
rung von sektoralen Programmen anstrebt, um 
räumliche Planungsziele zu verwirklichen. Es legt 
13 Ziele fest in drei übergeordneten Interventions-
bereichen: städtische und ländliche Entwicklung; 
Verkehr und Telekommunikation; Umwelt und na-
türliche Ressourcen. Zurzeit werden vier sektorale 
Masterpläne entwickelt, die für die lokale Ebene re-
levant sind. Diese Masterpläne schaffen eine Ver-
bindung zu anderen Instrumenten und Programmen 
wie dem Wohnungspakt.

Die Governance-Gestaltung der Stadtpolitik bein-
haltet formale und informelle Elemente, die durch 
das Gesetz für Raumordnung von 2013 und durch 
das PDAT festgelegt werden. Das Gesetz für Raum-
ordnung führte eine Reihe von Instrumenten und 
Mechanismen ein und nahm eine Neudefinition von 
bestimmten Rollen der Abteilung für Raumplanung 
und -entwicklung vor.

Darüber hinaus hat das Ministerium für nachhaltige 
Entwicklung und Infrastruktur mehrere integrierte 
Stadtplanungsprozesse initiiert, ähnlich wie von 
der Leipzig-Charta vorgeschlagen. Konventionsge-
biete, die auf Abkommen über territoriale Entwick-
lungen zwischen Staat und Gemeinden (conven-
tions de coopération territoriale Etat-communes) 
basieren, wurden in den frühen 2000-Jahren ein-
geführt, um soziale, ökonomische und ökologische 
Fragen von Stadtgebieten zu erörtern. Sie bringen 
technische und politische Vertreter des Ministeri-
ums, der Städte und ihrer angrenzenden Gemein-
den an einen Tisch.

Es stehen mehrere Koordinierungsmechanis-
men zur Verfügung. Der Hohe Rat für Raumpla-
nung und -entwicklung (Conseil Supérieur de 
l‘Aménagement du Territoire) hat eine beratende 
Funktion und bringt die nationalen Behörden mit 
verschiedenen Interessenvertretern in Kontakt. 
Auch finden regelmäßig Konsultationen zwischen 
den Konventionsgebieten und den zuständigen Be-
hörden auf nationaler Ebene statt.

Die von der Abteilung für Raumplanung und -ent-
wicklung geleitete nationale Informationszelle für 
Stadtpolitik (Cellule Nationale d‘Information pour la 

Politique Urbaine, CIPU) ist ein Instrument, das in 
Koordination mit regionalen und lokalen Behörden 
die effiziente Entwicklung und Umsetzung nationa-
ler städtebaulicher und territorialer Maßnahmen 
sicherstellt. Die CIPU funktioniert als Plattform, 
um Erfahrungen in der Stadtentwicklung auszu-
tauschen und auf deren zukünftige Gestaltung Ein-
fluss zu nehmen. Das erste Übereinkommen über 
die Gründung der CIPU wurde 2007 von drei der 
größten Städte des Landes und der Abteilung für 
Raumplanung und -entwicklung, der Abteilung für 
Verkehr im Ministerium für Nachhaltige Entwick-
lung und Infrastruktur, sowie den Ministerien für 
Wohnungswesen, Wirtschaft und Inneres unter-
zeichnet. Ein zweites Abkommen über die Umstruk-
turierung der CIPU wurde 2016 unterzeichnet.

Bei Gesetzesinitiativen und Großprojekten zieht 
das Ministerium für Raumplanung und -entwick-
lung wichtige Akteure wie Nichtregierungsorga-
nisationen, Privatwirtschaft, Verbände und Inter-
essensgruppen im Einzelfall hinzu.

Was den finanziellen Aspekt angeht, so verfügt Lu-
xemburg über keinen staatlichen Fonds, der spezi-
ell für Stadtentwicklung oder Stadtpolitik im Allge-
meinen bestimmt ist. Das Ministerium des Innern 
ist die Aufsichtsbehörde für Städte und Gemeinden. 
Gemeinden erhalten pro Trimester eine Blockzutei-
lung aus der Mittelvergabe der Gemeindekasse. 
Hierbei wird eine Reihe von Kriterien berücksich-
tigt, um die endgültige Zuweisung pro Gemeinde 
zu bestimmen.

Stadtentwicklung besaß für das luxemburgische 
Programm des Europäischen Fonds für regiona-
le Entwicklung 2007–2013 keine hohe Priorität. 
Jenes konzentrierte sich auf die Förderung von 
Wirtschaftsaktivitäten sowie Forschung und In-
novation. Für die Jahre 2014–2020 gilt jedoch eine 
der festgelegten Investitionsprioritäten der kohlen-
stoffarmen Wirtschaft mit Schwerpunkt auf städti-
schen Gebieten und dem nachhaltigen multimoda-
len Stadtverkehr.

Luxemburg verfügt noch nicht über eine spezielle 
nationale Politik oder ein Programm, das sich auf 
die Entwicklung benachteiligter Stadtviertel kon-
zentriert. Auf lokaler Ebene präsentiert die Stadt 
Luxemburg jedoch eine Reihe ganzheitlicher Stadt-
entwicklungsansätze im Rahmen des mittelfristigen 
Integrativen Stadtentwicklungskonzepts Luxem-
burg 2020 und der 24 Vorort-Rahmenprogramme. 
Diese beruhen auf der lokalen Beteiligung in Be-
zug auf sieben Hauptfunktionalitäten: Wohnraum, 
Wirtschaft, Verkehr, Grünflächen, Freizeit und Tou-
rismus sowie Luxemburg als internationales, natio-
nales und regionales Zentrum (EUKN 2011a).
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Zusätzliche Quellen

EUKN – European Urban Knowledge Network, 2011a: Urban Development in Europe: A Survey of National Approaches to Urban Policy 
in 15 EU Member States. Zugriff: http://www.eukn.eu/fileadmin/Lib/files/EUKN/2012/EUKN%20key%20publication%20urban%20deve-
lopment%20in%20Europe.pdf. [abgerufen am 21. 04. 2017].

Malta

Derzeit steht Malta vor komplexen städtischen He-
rausforderungen in Bezug auf Wohnraum, Verkehr, 
Beschäftigung und mit der geografischen Rand-
position einhergehenden Problemen. Die geringe 
Größe des Archipels, die hohe Bevölkerungsdich-
te und der hohe Urbanisierungsgrad verschärfen 
diese Herausforderungen zusätzlich.

Stadtentwicklungspolitik liegt in Malta in der Ver-
antwortung der Planungsbehörde, der staatlichen 
Planungsabteilung im Büro des Premierministers. 
Rechtlich orientiert sich das Planungssystem am 
Entwicklungsplanungsgesetz von 2016. Dieses Ge-
setz trat an die Stelle des Umwelt- und Entwick-
lungsplanungsgesetzes von 2010, das zuvor die 
Umwelt- und Planungsgeschäftsbereiche in der 
maltesischen Umwelt- und Planungsbehörde ver-
eint hatte. Durch das Gesetz von 2016 wurden die 
Behörden wieder voneinander getrennt, wodurch 
die Planungsbehörde und die Umweltressourcen-
behörde entstanden.

Das höchstranginge Raumordnungsdokument für 
die Inseln stellt der 2015 verabschiedete Strate-
gische Plan für Umwelt und Entwicklung (Strate-
gic Plan for Environment and Development, SPED) 
dar. Er legt die Governance-Struktur für Stadtent-
wicklungspolitik fest. Er dient als nationale Stadt-
planungsstrategie für die Entwicklung städtischer 
und ländlicher Gebiete, der Küstenregion und des 
Seegebiets. Er regelt außerdem das nachhaltige 
Land- und Meeresressourcenmanagement. Der 
Plan hat zum Ziel, Stadtentwicklung auf ganzheit-
liche Weise zu steuern, u. a. durch die Festlegung 
der Rollenverteilung aller in der Politikumsetzung 
relevanten Einrichtungen.

Der SPED fordert horizontale und vertikale Konsul-
tationen zwischen den wichtigsten Regierungsstel-
len, die für städtische Fragen, Wohnungswesen, 
Verkehr und Kommunikation, Industrie und Han-
del, Gesundheit, Umwelt und Landwirtschaft und 
Fischerei zuständig sind. Diese Konsultationen 
werden im Rahmen des Entwicklungsplanungsge-
setzes durchgeführt. Das Gesetz legt einen hierar-
chisch organisierten Entscheidungsprozess fest, 
in dem der für die Planung verantwortliche Minis-
ter und der Ständige Ausschuss für Umwelt und 
Entwicklungsplanung des Parlaments die höchste 
Stellung einnehmen. Der Ständige Ausschuss prüft 
alle städtebaulichen und territorialen Pläne und Po-

litiken und koordiniert sowohl Politikentwicklung 
als auch ihre Implementierung.

Zugleich koordiniert der Exekutivrat der Planungs-
behörde die Konsultation mit anderen Regierungs-
stellen wie den 68 Gemeinderäten für Malta und 
Gozo. Diese Gemeinderäte vertreten die ansässi-
gen Bewohner und werden bei sie direkt betref-
fenden Entwicklungsvorschlägen konsultiert. Der 
Exekutivrat konsultiert auch andere Akteure wie 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs), Interes-
sengruppen, Unternehmer, Projektentwickler und 
die breite Öffentlichkeit. Die Kammer der Architek-
ten und Bauingenieure und die Maltesische Kam-
mer der Planer sind zugelassene Sachverständi-
ge. Andere Fachverbände wie Malta Enterprise, 
der maltesische Verband der Projektentwickler 
und NGOs wie der National Trust of Malta (Din l-Art 
Ħelwa) und der Malta Heritage Trust (Fondazzjoni 
Wirt Artna) spielen in Beratungen eine gesonder-
te Rolle. Das Hauptmedium für Informationsbereit-
stellung und Beteiligung der Planungsbehörde ist 
ihre Website.

Der Interministerielle Koordinierungsausschuss 
(Inter-Ministerial Coordination Committee, IMCC) 
bietet einen Rahmen für die Koordinierung zwi-
schen den ESI-Fonds und anderen EU- und natio-
nalen Förderinstrumenten. Der IMCC besteht aus 
Vertretern von Verwaltungsbehörden, zwischen-
geschalteten Stellen, Nationalen Kontaktstellen 
für Programme Europäischer Territorialer Zusam-
menarbeit, für Migrations- und Asylprogramme zu-
ständigen Behörden und anderen. Er hat zum Ziel, 
Förderressourcen zu maximieren und gleichzeitig 
das Risiko von Überschneidungen und Dopplungen 
zu vermindern.

Eine Prioritätsachse des operationellen Programms 
des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) und des Kohäsionsfonds für 2014–2020 ist 
die Schaffung eines integrierten Stadtentwick-
lungsansatzes, der die spezifischen Bedürfnisse 
von Gemeinschaften in bestimmten Stadtgebieten 
berücksichtigt. Die thematischen Ziele dieser Pri-
oritätsachse umfassen die Erhaltung und Entwick-
lung des natürlichen und kulturellen Erbes sowie 
die Unterstützung der physischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Erneuerung benachteiligter Gemein-
schaften in städtischen und ländlichen Gebieten. 
Das Ministerium für europäische Angelegenhei-
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ten soll eine Umsetzungsstrategie für diese Maß-
nahmen entwickeln. Während des Zeitraums 2007–
2013 entfielen 7,6 Mio. Euro aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf ein integriertes Sanierungs-
projekt zur Förderung der Mobilität, des Sozial- 
und des Wohnungswesens im Cottonera-Gebiet, 
das die drei Städte Birgu, Senglea und Cospicua 
umfasste.

Das Programm des Europäischen Sozialfonds für 
den Zeitraum 2014–2020 befasst sich mit den spe-
zifischen Bedürfnissen von am stärksten von Ar-
mut betroffenen geografischen Gebieten und von 
Personen mit der höchsten Anfälligkeit für Dis-
kriminierung oder soziale Ausgrenzung. Das vom 
Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten be-
nachteiligten Personen (Fund for European Aid to 
the Most Deprived) geförderte operationelle Pro-
gramm für Nahrungsmittelhilfe und/oder materiel-
le Basisunterstützung 2014–2020 versorgt die am 
stärksten benachteiligten Haushalte regelmäßig 
mit Nahrungsmitteln. In dieser Hinsicht kennzeich-
net das operationelle EFRE-Programm das Hafen-
gebiet Maltas als das Stadtgebiet, in dem integrier-
te Maßnahmen für eine nachhaltige Entwicklung 

am nötigsten sind. Dieser Bereich weist die höchs-
te Anzahl an von Armut bedrohten Personen, Ar-
beitslosigkeit, Schulverweigerung, Verbrechen und 
Vandalismus auf.

Die interministerielle Nationale Strategie für Ar-
mutsbekämpfung und soziale Eingliederung Malta 
2014–2024 befasst sich mit den mehrdimensionalen 
Aspekten von Armut und sozialer Ausgrenzung und 
bietet einen integrierten Ansatz zur Verwirklichung 
der staatlichen Prioritäten im Sozialwesen. Diese 
Politik wirkte sich auch auf den Haushaltsplan für 
das Jahr 2014 aus, der die Mittel für mehrere Mi-
nisterien zur Finanzierung von Maßnahmen in den 
Bereichen soziale Ausgrenzung, Rentenreform, Ge-
sundheit und Langzeitpflege aufgestockt hat. 

Gemäß der Logik der Strategie sind benachteiligte 
Stadtviertel bestimmte städtische Gebiete, in de-
nen der Anteil der in Armut lebenden Personen hö-
her ist als im Rest des Landes. Zur Unterstützung 
dieser Eingliederungsstrategie befasst sich eines 
der thematischen Ziele des SPED mit den räumli-
chen Dimensionen von Benachteiligung.

Mazedonien

Mazedonien, eine der ehemaligen jugoslawi-
schen Republiken mit dem Status eines EU-Bei-
trittskandidaten, befindet sich in einem Prozess 
des wirtschaftlichen und politischen Übergangs. 
Die komplizierte politische Situation, die sich in 
den Bürgerprotesten der Jahre 2015 und 2016 nie-
derschlug, gefolgt von einer monatelangen Über-
gangsregierung, beeinträchtigt diesen Prozess. Die 
Entwicklungen in der nationalen Stadtpolitik müs-
sen im größeren Kontext staatlicher Dezentralisie-
rung und der Stärkung der lokalen Regierungsebe-
ne beurteilt werden. Mazedonien hat keine eigene 
nationale Stadtentwicklungspolitik, hat jedoch Ins-
titutionen geschaffen, die einen stufenweisen De-
zentralisierungsprozess fördern.

Dieser Vorgang läuft seit fast zwei Jahrzehnten. 
Es begann mit Mazedoniens Unterzeichnung der 
Europäischen Charta der Kommunalen Selbstver-
waltung im Jahr 1997 und kam mit der ersten Re-
formstrategie der öffentlichen Verwaltung im Jahr 
1999 und ihren Folgestrategien, deren jüngste den 
Zeitraum 2010–2015 abdeckt, in Gang (Sejdini 2016). 
Unter anderem haben die Vereinbarungen mit der 
EU im Zuge der Beitrittsverhandlungen nach Er-
langung des Kandidatenstatus von Mazedonien im 
Jahr 2005 die Übertragung von Kompetenzen auf 
die lokale Ebene gefördert (ebd.). Institutionell hat 
sich der Prozess in der Gründung eines eigenen 
Ministeriums für Kommunale Selbstverwaltung im 

Jahr 1999 und im Gesetz über die Lokale Selbstver-
waltung im Jahr 2002 widergespiegelt. Der Grad 
an Dezentralisierung hat seit 2005 mit der Schaf-
fung eines umfassenderen Rechtsrahmens zuge-
nommen. Kompetenzen wie Stadtplanung, Um-
weltschutz, lokale Wirtschaftsentwicklung, Kultur, 
soziale Sicherung, Bildung und Gesundheitsver-
sorgung wurden von der Zentral- an die Kommu-
nalverwaltung übertragen, unterstützt durch eine 
stärkere finanzielle Basis für Kommunen (Sejdini 
2016). Im Bereich der Stadtplanung verabschieden 
die Kommunen unter anderem Stadtentwicklungs-
pläne und erteilen Baugenehmigungen (Ministry of 
Local Self-Government 2014).

Derzeit ist das Ministerium für Kommunale Selbst-
verwaltung als wichtigstes Organ zuständig für 
Stadtpolitik und -planung auf nationaler Ebene. 
Die 84 mazedonischen Gemeinden sind trotz großer 
Unterschiede qua Größe und Kapazitäten gleichbe-
rechtigt. Die Vereinigung der Einheiten der Kommu-
nalen Selbstverwaltung, auch Mitglied des europä-
ischen Dachverbandes, dem Rat der Gemeinden 
und Regionen Europas, vertritt die Gemeinden seit 
1972. Die interkommunale Zusammenarbeit wurde 
durch ein besonderes Gesetz aus dem Jahr 2009 
gefördert. Die gemeinsame Arbeit wird durch In-
stitutionen wie gemeinsame Arbeitsgremien und 
Ausschüsse, gemeinsame Verwaltungsorgane 
oder gemeinsame öffentliche Unternehmen ermög-
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licht und umgesetzt (Ministry of Local Self-Govern-
ment 2016). Finanzielle Unterstützung wird von der 
Zentralregierung für Bereiche von herausragender 
Bedeutung bereitgestellt und basiert auf adminis-
trativen und finanziellen Kapazitäten und dem zu 
erwartenden Nutzen der Zusammenarbeit (ebd.). 
Angesichts des Mangels an Ressourcen einiger, 
meist kleinerer Kommunen ist die interkommunale 
Zusammenarbeit von besonderer Bedeutung für 
die Bereitstellung von Dienstleistungen und kriti-
schen Ressourcen für Kernaufgaben wie Strategie-
planung. Die Integrativen Netzwerke für Entwick-
lung, die in den Planungsgebieten Vardar, Nordost 
und Pelagonija gegründet wurden, gehören zu den 
Ergebnissen dieses Prozesses (ebd.).

Einige der größten städtischen Herausforderun-
gen in Mazedonien sind mit dem anhaltend hohen 
Niveau von Armut und Arbeitslosigkeit verbunden 
(World Bank, et al. 2014). Dies steht wiederum in 
Zusammenhang mit den unbefriedigenden Wohn-
verhältnissen, die sich aus einem überwiegend pri-
vat organisierten Wohnungsbestand ergeben, der 

für große Teile der Bevölkerung unerschwinglich 
und oftmals in einem schlechten Zustand ist (Bou-
zarovski/Salukvadze/Gentileits 2011). Die Nationa-
le Strategie zur Verringerung von Armut und sozi-
aler Ausgrenzung im Zeitraum 2010–2020 umfasst 
14 Bereiche, vom Arbeitsmarkt über Bildung, Woh-
nungswesen und Gleichstellung der Geschlech-
ter. Sie enthält Maßnahmen zur Erreichung dieser 
Ziele.

Internationale Organisationen spielen im Allgemei-
nen für den sozioökonomischen Entwicklungspro-
zess eine wichtige Rolle, wobei der größte Anteil 
an Fördermitteln aus der Heranführungshilfe der 
EU stammt (World Bank et al. 2014). Mazedonien 
nimmt auch an der Strategie des Regionalen Ko-
operationsrates Südosteuropas 2020 aus dem Jahr 
2013 teil, die die Wachstumsstrategie der EU, Euro-
pa 2020, mit der von Südosteuropa verknüpfen will 
(Regional Cooperation Council 2013). Die Strategie 
adressiert städtische Gebiete und Themen im Hin-
blick auf nachhaltigen Verkehr und bezüglich der 
Anwendung des Subsidiaritätsprinzips.
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Montenegro

Die Governance-Struktur für Stadtpolitik in Mon-
tenegro umfasst das Ministerium für nachhaltige 
Entwicklung und Tourismus auf nationaler Ebene 
sowie Sekretariate für Städtebau in den 23 Gemein-
den. Eine regionale Verwaltungsebene existiert 
nicht. Die Abteilungen für Raumplanung und für 
Bauen im Ministerium für nachhaltige Entwicklung 
und Tourismus nehmen Aufgaben im Rahmen des 
Gesetzes über Raumentwicklung und Bauen wahr. 
Die Abteilung für Raumplanung ist für die Entwick-
lung, Überwachung und Umsetzung aller nationa-
len Planungsdokumente, aber auch für die Geneh-
migung der lokalen Planungsdokumente zuständig.

Das Nationalparlament entscheidet über den 
Raumordnungsplan für Montenegro (letzte Ver-
sion von 2008) und über Raumordnungspläne für 
besondere Zwecke wie Nationalparks oder Küs-
tengebiete, während die Regierung eher techni-
sche Flächennutzungspläne annimmt. Die Stadt-
räte beschließen mit vorheriger Genehmigung 
des Ministeriums für nachhaltige Entwicklung und 
Tourismus lokale Planungsunterlagen. Nationale 
Dokumente werden als ranghöher betrachtet. Die 
intersektorale Hierarchie verlangt eine Überein-
stimmung zwischen räumlicher Entwicklung und 
anderen Politiken.
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Bei den Planungsverfahren erfolgt die Kommuni-
kation zwischen allen Beteiligten (Ministerien, Ge-
meinden, Institutionen, interessierten Kreisen) in 
der Regel über formalisierte schriftliche Verfahren 
mit strengen Fristen und dies gilt auch für öffent-
liche Konsultationen. Experten auf den Gebieten 
Raumordnungsplanung, Geologie, Ingenieurwesen 
und Architektur trugen zur Ausarbeitung des Raum-
plans von Montenegro bei, dem zentralen Strate-
giepapier zur Stadtplanung des Landes. Dieses Do-
kument legt die Schlüsselfaktoren zur Landnutzung 
und -organisation fest (natürliche Bedingungen, 
Bevölkerung, Siedlungen, wirtschaftliche Entwick-
lung, soziale und technische Infrastruktur, Umwelt 
und kulturelles Erbe). Sie schlägt ferner Raument-
wicklungskonzepte vor, die im Zusammenspiel mit 
Umsetzungsrichtlinien alle diese Herausforderun-
gen angehen. Die vom Ministerium für nachhalti-
ge Entwicklung und Tourismus erstellten und von 
der Regierung verabschiedeten Jahresberichte zur 
Raumentwicklung analysieren jährlich den Imple-
mentierungsprozess. Einige wichtige Dokumente 
der EU für die sozioökonomische, ökologische und 
territoriale Entwicklung wie die Leipzig-Charta wa-
ren von besonderer Bedeutung für die Entwicklung 
des Raumordnungsplanes für Montenegro.

Zwei nationale Strategien, nämlich die Nationa-
le Strategie für Nachhaltige Entwicklung bis 2030 
(angenommen 2016, aufbauend auf einer früheren 
Strategie aus dem Jahr 2007) und die Nationale 
Strategie für das integrierte Küstenzonenmana-
gement (angenommen 2015) haben nachhaltige 
Auswirkungen auf die Raumplanung. Die Natio-
nale Strategie für Nachhaltige Entwicklung defi-
niert die strategischen Ziele und Maßnahmen für 
nachhaltige Entwicklung und für die Umsetzung 
der Nachhaltigen Entwicklungsziele der Vereinten 
Nationen. Die Küstengebietsmanagementstrate-
gie, die mit dem Küsten-Raumordnungsplan in Ein-
klang steht, legt Leitlinien für die Flächennutzung 
fest, die die Verlegung von Baumaßnahmen an die 
am wenigsten gefährdeten Gebiete vorsieht. Sie 
schlägt außerdem wichtige Implementierungskri-
terien und einen Koordinierungsmechanismus vor, 
um die Konvergenz des sektoralen Managements 
mit der Entwicklung der Küstengebiete zu verbes-
sern. Die wichtigste Institution, die für die Evaluie-
rung und Überprüfung der Nationalen Strategie für 
Nachhaltige Entwicklung zuständig ist, ist die Ab-
teilung für nachhaltige Entwicklung und integrier-
tes Küstenzonenmanagement im Ministerium für 
nachhaltige Entwicklung und Tourismus.

Der Nationale Rat für Nachhaltige Entwicklung, 
2002 als sektorenübergreifendes Beratungsgre-
mium gegründet, wird vom Präsidenten Monte-
negros geleitet und besteht aus verschiedenen 
gesellschaftlichen Interessengruppen. Seit einer 

Reihe von Reformen, die eine Erweiterung seines 
Mandats und seiner Arbeitsmethoden einführten, 
konzentriert sich der reformierte Rat (umbenannt 
in Nationaler Rat für Nachhaltige Entwicklung, 
Klimaveränderungen und Integriertes Küstenma-
nagement) stärker auf Ressourceneffizienz, Kli-
mawandel und integriertes Küstenzonenmanage-
ment. Er berät über die Umsetzungsberichte der 
Nationalen Strategie für Nachhaltige Entwicklung 
und gibt Empfehlungen vor Beschlussfassung der 
Regierung.

Der Übergang zur Marktwirtschaft geht mit einer 
Ausweitung von städtischen Gebieten und insbe-
sondere von inoffiziellen Siedlungen einher. Solche 
informellen Strukturen sind zu einem Synonym für 
benachteiligte Viertel in Montenegro geworden. 
Eine Legalisierungsstrategie aus dem Jahr 2010 
verweist auf rund 100.000 illegal erstellte Gebäu-
de, deren Schwerpunkt in Podgorica und an der 
Adriaküste liegt. Viele dieser Siedlungen haben be-
grenzten oder keinen Zugang zu grundlegenden 
Infrastrukturen und öffentlichen Dienstleistungen 
wie Wasser, Abwasserkanalisation, Straßen, Ab-
fallwirtschaft oder Strom. Das Ausmaß dieses Pro-
blems hat zur Suche nach einer nationalen Lösung 
geführt. Im Jahr 2016 wurde ein Gesetz über die 
Regulierung informeller Strukturen verabschie-
det, das von einem Pilotprojekt der Vereinten Na-
tionen im Jahr 2012 inspiriert wurde. Es schlägt 
einen zweistufigen Regulierungsprozess vor, der 
zunächst die Klärung von Eigentumsfragen vorsieht 
und anschließend die Verbesserung der Lebens-
qualität in informellen Siedlungen durch Investiti-
onen in Infrastruktur (unter Verwendung jährlicher 
Gebühren für die Nutzung temporärer informeller 
Gebäude, Wohnbaulandgebühren für inoffizielle 
Strukturen und Legalisierungsgebühren) und durch 
den Umbau bestehender Gebäude.

Die größte Steuerungsherausforderung besteht 
heute darin, den rechtlichen Rahmen weiter zu ver-
bessern und einheitliche steuerliche und finanzi-
elle Maßnahmen für die Legalisierung und Durch-
setzung einzuführen. Darüber hinaus werden die 
Verabschiedung von partizipativen Planungsansät-
zen, Machbarkeitsstudien, Steuer- und Umweltver-
träglichkeitsprüfungen, Ergebnisüberwachung und 
-bewertung sowie der Schwerpunkt auf Kapazi-
tätsaufbauprogrammen für öffentliche Bedienstete 
als wichtige Elemente zur Stabilisierung der Gover-
nance-Architektur in Bezug auf die Stadtentwick-
lung betrachtet.
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Niederlande

Die Niederlande haben eine lange Tradition der 
Anwendung integrierter Ansätze in der Stadtent-
wicklung. In der Vergangenheit bestand der wich-
tigste nationale Strategieansatz aus der Politik für 
die Großstädte (Grotestedenbeleid, 1994–2009) und 
dem 40-Starke-Gemeinden-Plan (Actieplan Kracht-
wijken, 2007–2011). Es besteht ein wachsendes Be-
wusstsein für die Notwendigkeit, den immer kom-
plizierter werdenden urbanen Herausforderungen 
durch integrierte und flexible Ansätze zu begegnen. 
Die Erfahrungen mit nationaler Stadtentwicklungs-
politik in den Niederlanden in den vergangenen 20 
Jahren hat gezeigt, dass eine Hauptaufgabe für die 
Zusammenarbeit zwischen nationalen und lokalen 
Behörden darin besteht, gegenseitiges Verständnis 
hinsichtlich der Definition und Behandlung städti-
scher Herausforderungen zu entwickeln.

Seit 2014 gilt eine neue nationale städtische Agen-
da (Agenda Stad), die die Förderung von Innovation, 
Lebensqualität und wirtschaftlichem Wachstum in 
niederländischen Stadtregionen anstrebt. Die nati-
onale Regierung und die EU stellen Rechtsinstru-
mente, Finanzierung und Gestaltungsstrukturen zur 
Verfügung, während spezielle thematische städti-
sche Abkommen (City Deals) innovative Lösungen 
auf Stadtebene ermöglichen. City Deals sind Part-
nerschaften zwischen Städten und nationalen Mi-
nisterien sowie Unternehmen und Vertretern der 
Zivilgesellschaft, Bürgern und wissenschaftlichen 
Institutionen. In diesen City Deals arbeiten Städte, 
Ministerien und weitere relevante Interessensver-
treter gemeinsam an strategischen Experimenten 
und Living Labs, die ausgeweitet werden und so 
institutionelle Veränderungen hervorrufen können. 
Das Ministerium für Inneres und Königreichsbezie-
hungen ist verantwortlich für die städtische Agen-
da und koordiniert die City Deals.

Das Ministerium für Umwelt und Infrastruktur ist 
zuständig für die nationale Infrastruktur- und Rau-
mentwicklungsvoraussicht (structuurvisie) und 
das Mehrjahresprogramm für Infrastruktur, Rau-
mentwicklung und Verkehr, die u. a. Auswirkun-
gen auf städtische Gebiete haben. Zudem besteht 
eine nationale Strategie für den Umgang mit Be-
völkerungsrückgang in sowohl ländlichen als auch 
städtischen Regionen, koordiniert durch das Mi-
nisterium für Inneres und Königreichsbeziehungen 
und ausgeführt in Zusammenarbeit mit lokalen Pro-
vinzialbehörden. Die City Deals haben die Zusam-
menführung unterschiedlicher Sektoren auf ver-
schiedenen Regierungsebenen zum Ziel, um den 
besonderen lokalen Anforderungen Rechnung zu 
tragen. Allerdings sind die lokalen Behörden und 
Interessenvertreter die wichtigsten Partner der 

City Deals, in Abhängigkeit von Art und Thema des 
City Deals.

Die lokalen Behörden spielen eine weniger direk-
te Rolle in der nationalen Infrastruktur- und Rau-
mentwicklungsvoraussicht und im Mehrjahres-
programm für Infrastruktur, Raumentwicklung und 
Verkehr. Vorwiegend sind regionale Behörden 
(Provinzen und Metropolregionbehörden) in die-
se beiden stärker territorial orientierten Strategi-
en involviert, wobei auch private Akteure und die 
Zivilgesellschaft konsultiert werden.

Im Jahr 2011 wurde ein auf den Süden Rotterdams 
konzentriertes nationales Programm entwickelt, 
das die besonderen Probleme dieser Gegend im 
Zusammenhang mit Wohnqualität, Beschäftigung 
und Bildung sowie Sicherheit mit Hilfe eines in-
tegrierten Ansatzes zu bewältigen sucht. Örtli-
che Behörden, Akteure aus der Zivilgesellschaft, 
Arbeitgeber, der Bildungs- und Wissenseinrich-
tungen sowie Wohnungsunternehmen teilen die 
Zuständigkeiten und die Nationalregierung unter-
stützt wo nötig.

Die EU stellt eine Reihe von Programmen und Netz-
werken zur Verfügung, die in der niederländischen 
Städtepolitik verwendet werden. Zum Beispiel kön-
nen die an den City Deals beteiligten Akteure in das 
URBACT-Netzwerk eingebunden werden, wenn es 
sich anbietet. Auch thematisiert die nationale städ-
tische Agenda dank der City Deals die meisten der 
in der EU-Städteagenda genannten Hauptthemen. 
Wo nötig, werden Verbindungen zwischen den City 
Deals und den thematischen Partnerschaften der 
EU-Städteagenda aktiv gesucht.

Es gibt zwar keinen zweckbestimmten Anteil des 
Staatshaushalts für Stadtentwicklung oder be-
nachteiligte Gebiete, allerdings erfüllen verschie-
dene Fonds diesen Zweck. In letzter Zeit hat die 
Dezentralisierung von Zuständigkeiten und Bud-
gets im sozialen Bereich die Finanzierung und Or-
ganisation der Stadtpolitik beeinflusst. Die Gemein-
den haben mehr Verantwortung hinsichtlich der 
Politikumsetzung erhalten, während einige natio-
nale Programme beendet wurden. Daher gibt es 
kein spezielles nationales Budget mehr für Stadt-
erneuerung. Aufgrund der Dezentralisierung ist die 
Beziehung zwischen Städten und nationalen Mi-
nisterien weniger hierarchisch geworden; die Ent-
wicklung und die Implementierung von Strategien 
sind weiter zusammengewachsen. Das Ministeri-
um für Inneres und Königreichsbeziehungen koor-
diniert die Dezentralisierungsprogramme des Mi-
nisteriums für Gesundheit, Gemeinwohl und Sport, 
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des Ministeriums für Sicherheit und Recht und des 
Ministeriums für soziale Angelegenheiten und Be-
schäftigung.

Die Joint European Support for Sustainable In-
vestment in City Areas (JESSICA)-Initiative, die 
die Gründung von revolvierenden Fonds für Inves-
titionen in die Stadtentwicklung beinhaltet, hat im 
Planungszeitraum 2007–2013 mit Hilfe von 3 Fonds 
30 Projekte finanziert. Folgemittel sind für den Zeit-
raum 2014–2020 vorgesehen. Die City Deals können 
für die Projektfinanzierung von EU-Strukturfonds 
(inkl. sog. Urban Innovative Actions) Gebrauch 
machen. Darüber hinaus verwendet das Nationa-
le Programm Rotterdam-Süd das Instrument der 
Integrierten Territorialen Investitionen.

Das Wirtschaftsministerium koordiniert die Pro-
gramme des Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE) und das Ministerium für soziale 
Angelegenheiten ist für das Programm des Europä-
ischen Sozialfonds verantwortlich. Vier regionale 

Verwaltungsbehörden kontrollieren die Implemen-
tierung der regionalen Operationellen EFRE-Pro-
gramme. Die Überwachungsausschüsse bestehen 
aus Vertretern der zuständigen städtischen, kom-
munalen und anderen Behörden, aus Wirtschafts- 
und Sozialpartnern und gegebenenfalls aus Ver-
tretern der Zivilgesellschaft wie Umweltpartner, 
Nichtregierungsorganisationen und Behörden, die 
mit Inklusion, Geschlechtergleichstellung und An-
tidiskriminierung befasst sind.

Die Definition eines benachteiligten Stadtteils 
bleibt den jeweiligen Städten überlassen. Ein nati-
onales Kontrollinstrument namens leefbarometer 
misst anhand von 100 Indikatoren die Lebensqua-
lität bis hinunter auf die Bezirksebene. Seit dem 
Ende des 40-Starke-Gemeinden-Plans gibt es keine 
nationale Politik für benachteiligte Stadtteile mehr 
in den Niederlanden. Eine Ausnahme bildet das na-
tionale Programm für Rotterdam Süd, das das ein-
zige nationale Programm in den Niederlanden ist, 
das benachteiligte Stadtteile zum Gegenstand hat.

Norwegen

In Norwegen herrscht ein großes Bewusstsein für 
die mit der schnellen und umfangreichen Urbani-
sierung einhergehenden Herausforderungen, die 
besonders relevant für die größten Ballungsräume 
sind. Die norwegische Stadtentwicklungspolitik ba-
siert auf diesen Herausforderungen – starkes Be-
völkerungswachstum, Wohnraummangel in den am 
schnellsten wachsenden Städten, Landnutzungs-
druck, Verkehrsbelastung und Umweltverschmut-
zung und Auswirkungen des Klimawandels – und 
deren Einfluss auf städtische Gebiete. Die Politik 
soll zur Erreichung des Ziels der Vereinten Natio-
nen für nachhaltige Entwicklung namens „Städte 
inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig 
machen“ beitragen.

Eingebettet in eine relativ dezentralisierte Staats-
struktur wird die Stadtentwicklungspolitik durch 
alle drei Regierungsebenen – national, regional und 
lokal – ausgeführt. Das Planungs- und Baugesetz 
(2008) ist das wichtigste Instrument für die Umset-
zung von Stadtentwicklungspolitik. Im Rahmen ei-
nes ganzheitlichen stadtpolitischen Ansatzes sind 
alle Ministerien dafür zuständig, aber die ausfüh-
rende Macht liegt beim Ministerium für Kommu-
nalverwaltung und Modernisierung. Dieses Mi-
nisterium übernimmt die Verantwortung für das 
Kommunalverwaltungsgesetz, das Planungs- und 
Baugesetz, die Wohnungspolitik und die örtliche 
Verwaltung.

Auf der nationalen Ebene arbeiten alle Ministeri-
en bei der Erstellung der Nationalen Erwartungen 

der Regierung über Regionale und Lokale Planung 
(letzte Version aus dem Jahr 2015) zusammen. Alle 
vier Jahre überprüfen diese Erwartungen die na-
tionale Verkehrs-, Infrastruktur- und insbesondere 
die Stadtentwicklungspolitik. Ebenfalls kooperier-
ten alle Ministerien bei der Vorbereitung der Natio-
nalen Leitlinien für Wohnungswesen, Landnutzung 
und Verkehrsplanung (2014). Diese Leitlinien for-
dern die nachhaltige Planung von Gebäuden, Land-
nutzung und Verkehr auf allen drei Regierungsebe-
nen. Darüber hinaus stellt die Regierung Leitlinien 
und Weißbücher u. a. zu Planungsthemen und zur 
Konfliktlösung bereit.

Auf der regionalen Ebene kümmern sich Bezirks-
räte um Regionalpolitik und die damit verbundenen 
Strategien. Sie behandeln Kernfragen wie Zersie-
delung und öffentliche Verkehrsmittel. Auf lokaler 
Ebene handhaben Gemeinderäte die lokale Stad-
tentwicklungspolitik. Die Gemeinden legen ihre ei-
genen Master- und Landnutzungspläne fest und 
sind für die soziale und physische Infrastruktur zu-
ständig. Private Investoren und der Bausektor spie-
len eine wichtige Rolle bei der Entwicklung und Um-
setzung von Stadtentwicklungspolitik. Alle privaten 
Nutzungspläne müssen vor der Umsetzung durch 
die lokalen Behörden politisch bewilligt werden. Im 
Allgemeinen basieren Planungsprozesse auf brei-
ter Beteiligung unter besonderer Einbeziehung der 
lokalen Bevölkerung. Gemäß dem Planungs- und 
Baugesetz muss jeder Akteur, der einen Plan fest-
legt, die aktive Beteiligung sicherstellen. 



Zehn Jahre Leipzig-Charta50

Es bestehen zwei nationale stadtbezogene Pro-
gramme. Das Programm für Planung in den Größ-
ten Städten (2013–2017) zielt darauf ab, das Pla-
nungs- und Baugesetz in den Städten Oslo, Bergen, 
Stavanger und Trondheim intelligenter nutzen. Zum 
zweiten beabsichtigt das Entwicklungsprogramm 
für Stadtregionen (2013–2018), die interkommunale 
Kooperation zugunsten einer positiven demografi-
schen und wirtschaftlichen Entwicklung zu fördern. 
Zusätzlich leistet die Regierung jährlich Zahlungen 
an Kommunen in Abhängigkeit von der Alterszu-
sammensetzung der Bevölkerung, um die Ausgaben 
für Kindergärten, Schulen, Gesundheitsversorgung 
und generelle Altenversorgung zu unterstützen. Die 
Regierung stellt außerdem jährliche so genannte 
Großstadtzuschüsse für die vier größten Städte zur 
Verfügung. Eine mit der schnellen Urbanisierung 
verknüpfte Förderung ist der so genannte Wachs-
tumszuschuss. Seit 2015 hat die Regierung diese 
Beihilfen für mehr Kommunen zugänglich gemacht, 
indem sie den Schwellenwert von 1,7 Prozent auf 
1,6 Prozent Bevölkerungswachstum über die ver-
gangenen drei Jahre absenkte. Für das Jahr 2017 
betragen die Gesamtausgaben für die Großstadt- 
und Wachstumszuschüsse fast 900 Mio. Norwegi-
sche Kronen (etwa 127 Mio. Euro). Zusätzlich bietet 
die Staatliche Wohnbaubank, die Husbanken, loka-
len Behörden finanzielle Unterstützung für Aktivi-
täten der Stadterneuerung.

Benachteiligte Stadtviertel werden nicht als be-
sonders zentrales Thema betrachtet, da die Sa-

nierung bestehender benachteiligter Viertel bereits 
in den 1990-Jahren stattfand. Mehrere Gebiete in 
den größeren Städten bedürfen jedoch integrier-
ter Stadtentwicklungsmaßnahmen, die auf so-
zioökonomische Herausforderungen wie niedrige 
Einkommen, hohe Arbeitslosigkeit, schlechte Ge-
sundheitswerte, hohe Schulabbrecherquoten und 
soziale Segregation mit ethnischen und kulturellen 
Aspekten reagieren. Generell übernehmen die 
lokalen Behörden die Verantwortung für Stadter-
neuerung, doch in einigen Bereichen bestehen For-
men der Zusammenarbeit zwischen der staatlichen 
Regierung und der lokalen Ebene. Eines dieser inte-
grierten Stadtentwicklungsprogramme, das Grorud-
dalen-Programm (Groruddalssatsingen), besteht in 
der Hauptstadt Oslo seit 2007. Vier Ministerien und 
einige ihrer Abteilungen waren und sind einbezogen, 
genau wie mehrere kommunale Abteilungen (wie für 
Gesundheit, Soziales, Bildung, Hauspflegedienste, 
Kindergärten und Instandhaltung). Das Programm 
hat institutionelle Foren für vertikale und horizontale 
Zusammenarbeit. Ein Programmbüro koordiniert das 
Programm innerhalb der Stadt Oslo und das Ministe-
rium für Kommunalverwaltung und Modernisierung 
koordiniert auf nationaler Ebene sowie zwischen 
dem Staat und der Gemeinde. Die Auswertung er-
gab verbesserte Gesundheitsbedingungen, niedri-
gere Schulabbrecherquoten, bessere Lebensbe-
dingungen und höhere Grade an Identifikation der 
Bewohner mit ihrem Viertel in den vier teilnehmen-
den Stadtteilen. Aufgrund dieses Erfolgs wird das 
Programm ab 2017 weitere zehn Jahre fortgeführt. 

Österreich 

In Österreich besteht keine nationale Stadtentwick-
lungspolitik. Eingebettet in den größeren raumpla-
nerischen Kontext wird jedoch die Notwendig-
keit einer besseren Koordinierung der wichtigsten 
städtischen Herausforderungen diskutiert. Die poli-
tische Debatte konzentriert sich dabei inhaltlich auf 
die Themen Sicherung von Grün- und Freiräumen, 
nachhaltige Mobilität, nachhaltige Siedlungsent-
wicklung und sozialen Zusammenhalt im Rahmen 
stadtregionaler Governancelösungen.

Das Bundeskanzleramt übernimmt eine koordinie-
rende Rolle in Fragen der Stadtentwicklung und der 
regionalen Entwicklung. Nationale, regionale und 
lokale Behörden befassen sich mit städtischen The-
men gemäß ihren verfassungsrechtlichen Zustän-
digkeiten und Befugnissen. Der Österreichische 
Städtebund und der Österreichische Gemeindebund 
vertreten die Interessen von städtischen Gebieten.

Die Österreichische Raumordnungskonferenz 
(ÖROK) bietet ein nationales Koordinationsforum 
für raumplanerische Angelegenheiten. Alle Bun-

desministerien, Landesregierungen, Stadt- und Ge-
meindeverbände und die sozialen und wirtschaftli-
chen Akteure (Arbeiter- und Wirtschaftskammer) 
nehmen an dieser Konferenz teil. Die ÖROK ent-
scheidet über das Österreichische Raumentwick-
lungskonzept (ÖREK), das den strategischen Rah-
men für die langfristige Raumentwicklung bildet. 
Das jüngste ÖREK (2011) befasst sich auch mit der 
Notwendigkeit, eine Agglomerationspolitik für Ös-
terreich zu schaffen. Ziel ist es dabei, effektive-
re Koordinationsstrukturen für funktionale Stadt-
regionen zu schaffen. Die Agenda Stadtregionen 
in Österreich, angenommen durch die ÖROK im 
Jahr 2015, verdeutlicht diese Bemühungen. Dieser 
Agenda wird sich ein Strategieplan anschließen.

Die ÖROK und ihre Arbeitsgruppen und Unte-
rausschüsse spielen eine Schlüsselrolle in der 
Mehrebenen-Zusammenarbeit für die Stadt ent-
wicklung, einschließlich der Koordinierung von 
EU-Programmen und EU-Netzwerken. Ferner wurde 
im Jahr 2012 in Anlehnung an die Idee einer österrei-
chischen Agglomerationspolitik gemäß dem ÖREK 
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von 2011 die Kooperationsplattform Stadtregion ge-
gründet. Diese Partnerschaft umfasst verschiede-
ne Vertreter wie Bundeskanzleramt, Länder, Städte, 
Planer und regionale Verwaltungsbehörden und 
wird vom Österreichischen Städtebund koordiniert. 
Gemeinsam mit Forschern der Technischen Uni-
versität Wien und einem Beratungsunternehmen 
hat diese Partnerschaft den größten Beitrag zur im 
Jahr 2015 angenommenen Agenda Stadtregionen 
geleistet.

Im Allgemeinen zeigen die unterschiedlichen regio-
nalen Planungs- und Bau-Kodizes ein Verständnis 
für die Bedeutung von integrierten Ansätzen für die 
Stadtentwicklung. Allerdings folgt die Einbeziehung 
von lokalen Gemeinden und Akteuren der Zivilge-
sellschaft in bestimmte Stadtentwicklungsprojekte 
nicht einem allgemeinen Ansatz, sondern gestaltet 
sich unterschiedlich je nach Fall und nach Bundes-
land.

In Österreich stehen auf nationaler Ebene keine Fi-
nanzmittel für Stadtentwicklungspolitik zur Verfü-
gung. EU-Strukturfonds wirken teilweise an der Fi-
nanzierung städtischer Maßnahmen in Österreich 
mit, abhängig von den in den operationellen Pro-
grammen festgelegten Bestimmungen und von den 
Aktivitäten in einzelnen Städten und Regionen. Im 
Planungszeitraum 2007–2013 existierten neun re-
gionale Programme des Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung (EFRE), unter anderem für 
Wien. Im Zeitraum 2014–2020 wurden diese Pro-
gramme zu einem einzigen für das ganze Land zu-
sammengefasst. Die Stadt Wien und einige Städte 
in Oberösterreich werden im Programm geson-
dert im Rahmen der Bestimmungen über integrier-
te Stadtentwicklungsmaßnahmen gemäß Artikel 7 
der EFRE-Verordnung ausgewiesen. Hier fließen 
beispielsweise EU-Mittel in die Umsetzung der 
Smart City Wien Rahmenstrategie, in Maßnahmen 

für benachteiligte Gebiete in Wien und in Stadter-
neuerungsprogramme in Stadtregionen. Darüber 
hinaus ermöglicht das Programm für 2014–2020, 
mittels des Instruments der Lokalen Entwicklung 
unter Federführung der Bevölkerung (Community-
led Local Development, CLLD) die Zusammenarbeit 
zwischen Stadt und Umland zu intensivieren. Hier 
fungiert Tirol als Pilotregion.

Die regionale Regierungsebene (Länder) ist in der 
Praxis zuständig für die EU-Fondsverwaltung. Be-
züglich der Verwendung der EFRE-Mittel für Wien 
wählt die Stadt entsprechende Projekte auf Grund-
lage eines Bewertungskatalogs aus. Um EFRE-Mit-
tel für Projekte im Rahmen der Prioritätsachse zur 
nachhaltigen Stadtentwicklung gemäß Artikel 7 der 
EFRE-Verordnung zu erhalten, müssen die Begüns-
tigten in Oberösterreich ein sogenanntes Stadtregi-
onales Forum einrichten. Das Land Steiermark hat 
informell einen Teil seines EFRE-Budgets für Arti-
kel-7-Maßnahmen bereitgestellt, ohne sich aus-
drücklich auf den Artikel zu beziehen. Bewerbun-
gen für CLLD in Tirol müssen vor allem lokale und 
regionale Akteure einbeziehen.

Abgesehen von den größeren Landeshauptstäd-
ten stellen Maßnahmen für benachteiligte städ-
tische Gebiete eher eine nachgeordnete Praxis 
in der österreichischen Politik dar. Das nationale 
Stadterneuerungsgesetz aus dem Jahr 1974 legt 
Indikatoren zur Definition von benachteiligten Ge-
bieten fest. Zu diesen Indikatoren gehören Woh-
nungsstandard, Hygieneaspekte und Umweltein-
flüsse. Die regionale Ebene ist verantwortlich für 
die Umsetzung dieses Gesetzes. In den vergange-
nen Jahren hat es jedoch keine Anwendung gefun-
den. Im Rahmen des operationellen Programms für 
den EFRE hat die Stadt Wien einen eigenen Indi-
katorenkatalog festgelegt, um ihre benachteiligten 
Gebiete zu definieren.

Polen

Die staatliche Politik Polens konzentriert sich zu-
nehmend auf Maßnahmen, die Städte in ihrer gan-
zen Vielfalt betreffen. Im Jahr 2015 schuf Polen 
eine Nationale Stadtpolitik 2023 (Krajowa Polityka 
Miejska). Diese Politik legt die stadtpolitischen Ak-
tivitäten der Regierung im Rahmen der nationalen 
Strategie für Verantwortungsvolle Entwicklung aus 
dem Jahr 2017 (Strategia na Rzecz Odpowiedzialne-
go Rozwoju), der Nationalen Strategie für Regionale 
Entwicklung 2010–2020: Regionen, Städte, ländliche 
Gebiete (Krajowa Strategia Rozwoju Regionalnego 
2010–2020: region, miasta, obszary wiejskie) sowie 
des Nationalen Raumentwicklungskonzepts 2030 
(Koncepcja Przestrzennego Zagospodarowania Kra-
ju 2030) fest. Die Nationale Stadtpolitik richtet sich 

direkt an staatliche Ministerien und andere staat-
liche Institutionen und indirekt an Regionen, Städ-
te, Bürger, Nichtregierungsorganisationen und Ex-
perten. Sie zielt auf eine Stärkung der Kapazitäten 
städtischer Gebiete für nachhaltige Entwicklung, die 
Schaffung von Arbeitsplätzen und die Schaffung ei-
ner hohen Lebensqualität ab. Fünf Ziele – die effizi-
ente, die kompakte und nachhaltige, die kohärente, 
die wettbewerbsfähige und die starke Stadt – moti-
vieren diese Politik. Diese Ziele sind thematisch mit 
einer Vielzahl von Bereichen wie Flächenmanage-
ment, Beteiligung der Öffentlichkeit, städtischer Mo-
bilität, Energieeffizienz, Erneuerung, Investitionspo-
litik, wirtschaftliche Entwicklung, Klimaanpassung, 
Demografie und Stadt-Governance verbunden.
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Das Ministerium für Wirtschaftliche Entwicklung 
ist hauptsächlich für die Nationale Stadtpolitik ver-
antwortlich. Der für Regionalentwicklung zustän-
dige Minister zeichnet sich als Hauptkoordinator 
der Nationalen Stadtpolitik aus. Die regionalen und 
lokalen Behörden spielen eine wichtige Rolle bei 
der Implementierung der Stadtpolitik. Die Verbes-
serung der Zusammenarbeit zwischen den Abtei-
lungen der Kommunalverwaltungen ist eines der 
Hauptziele der Nationalen Stadtpolitik. Dazu gehö-
ren die Kooperation der Städte untereinander und 
die Integration von Städten in funktionale Stadtge-
biete. Auf regionaler Ebene ist die Umsetzung der 
Ziele der Nationalen Stadtpolitik abhängig von den 
Regierungen der Woiwodschaften, die für die Vor-
bereitung und Durchführung regionaler Entwick-
lungsstrategien und entsprechender Flächennut-
zungspläne zuständig sind.

Die Nationale Stadtpolitik erwähnt explizit die Leip-
zig-Charta als Teil eines Rahmens, der den neuen 
Ansatz Polens für Stadtpolitik festlegt. Ein Aspekt 
des integrierten Ansatzes der Regionalpolitik be-
steht in der Beteiligung verschiedener Regierungs-
ebenen, Sozialpartnern und Unternehmen. Neben 
informellen Stellen gibt es in Polen mehrere institu-
tionalisierte Foren zur Koordinierung von Stadt- und 
Regionalpolitik. Dazu gehören das Nationale Terri-
toriale Forum (Krajowe Forum Terytorialne), die Ge-
meinsame Kommission für Regierungs- und Kom-
munalverwaltung (Wspólna Rządu i Samorządu 
Terytorialnego), das Marschall-Abkommen (Kon-
went Marszałków) und Institutionen wie der Ver-
band der polnischen Metropolen (Unia Metropolii 
Polskich) und der Verband der polnischen Städte 
(Związek Miast Polskich). Das Nationale Territoria-
le Forum besteht aus Vertretern der Regierung, lo-
kaler Behörden und sozi-ökonomischen Partnern. 
Gebietsverträge sind Abkommen zwischen Zent-
ral- und Regionalregierung, die Entwicklungspri-
oritäten definieren. Sie bilden eines der am meis-
ten genutzten Koordinierungsinstrumente bei der 
Durchführung von Großprojekten. Die 16 Abkom-
men (eines pro Region) werden von Zentral- und 
Regionalbehörden verwaltet, doch lokale Behör-
den und Empfänger nehmen am Umsetzungspro-
zess teil. Die Vorbereitungen der Nationalen Stadt-
politik fielen mit der dynamischen Entwicklung von 
sogenannten urbanen Bewegungen (ruchy miejs-
kie) zusammen. Seit 2011 bewerben diese zivilge-
sellschaftlichen Gruppen ihre Ideen und Visionen 
bezüglich des öffentlichen Raums und des urbanen 
Lebens in Polen.

Die Strukturfonds der EU haben einen umfas-
senden Beitrag zur territorialen und städtischen 
Entwicklung Polens geleistet. Im Programmpla-
nungszeitraum 2007–2013 wurde die Joint Euro-
pean Support for Sustainable Investment in City 

Areas (JESSICA)-Initiative in Polen in fünf Regio-
nen implementiert. Zudem wurden in diesem Zeit-
raum etwa 170 Vereinbarungen mit Stadtentwick-
lungsfonds für kommunale Projekte unterzeichnet. 
In der jetzigen Programmperiode wird die Unter-
stützung für nachhaltige Stadtentwicklung gemäß 
Artikel 7 der Verordnung über den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung vollständig über 
das Instrument der Integrierten Territorialen Inves-
titionen ausgeschüttet. Die Gesamtallokation hier-
für beträgt 3,8 Mrd. Euro, vermehrt durch Beiträge 
aus den nationalen operationellen Programmen in 
Höhe von etwa zwei Mrd. Euro. Die operationel-
len Programme der Europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds kofinanzieren außerdem städti-
sche Revitalisierungsmaßnahmen im Kontext eines 
vom Ministerium für Wirtschaftliche Entwicklung 
erstellten Rahmenwerks. Diese Richtlinien betonen 
die Notwendigkeit einer (die sozialen, wirtschaft-
lichen, infrastrukturellen und umweltbezogenen 
Dimensionen verbindenden) umfassenden Vorbe-
reitung von Revitalisierungsmaßnahmen sowie ko-
ordinierter Aktivitäten in Bezug auf degradierte Ge-
biete. Etwa 40 Mio. Euro sind den Kommunen durch 
die nationale Regierung zur Unterstützung bei der 
Programmierung von Revitalisierungsmaßnahmen 
zugewiesen worden.

Das im Jahr 2015 verabschiedete Gesetz zur Revi-
talisierung ist der erste Rechtsakt, der sich ganz 
der Regeneration benachteiligter Viertel widmet – 
nicht ausschließlich, aber auch in Städten. Es stellt 
ganzheitliche Lösungen zur Organisation von Stadt-
erneuerungsprozessen unter Berücksichtigung so-
zialer, ökonomischer, räumlicher und technischer 
Aspekte in begrenzten Regenerationsgebieten 
vor. Das Revitalisierungsgesetz berücksichtigt 
verschiedene Phänomene als Beispiele für Her-
ausforderungen in benachteiligten Vierteln, darun-
ter Arbeitslosigkeit, Armut, Kriminalität, Bildungs-
probleme, niedriges soziales Kapital, schlechte 
Wirtschaftsbedingungen vor Ort, schlechte Um-
weltqualität, unzureichende Bereitstellung tech-
nischer und sozialer Infrastrukturen sowie man-
gelhafte öffentliche Räume. Die lokalen Behörden 
sind für die Auswahl von Deprivationsindikatoren 
und für die Festlegung von Interventionsgebieten 
verantwortlich. Das wichtigste Instrument ist das 
Revitalisierungsprogramm, ein von den Gemeinden 
erstelltes Mehrjahresprogramm, das Regenerati-
onsaktivitäten im sozialen, wirtschaftlichen, räumli-
chen, funktionalen, technischen und ökologischen 
Bereich vorsieht. Weiterhin besteht die Notwendig-
keit vergleichbarer Rahmenbedingungen auf regi-
onaler und nationaler Ebene, die Regulierungen, 
Finanzierungsinstrumente und Informations- und 
Bildungsmechanismen einschließen, um Revita-
lisierung als Teil einer umfassenderen Vision der 
Stadt zu etablieren.
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Portugal

Der Großteil der Koordination langfristiger loka-
ler und sektoraler Strategien erfolgt auf regiona-
ler Ebene durch die Koordinierungs- und Entwick-
lungskommissionen (Comissões de Coordenação 
e Desenvolvimento Regional, CCDR) der fünf Re-
gionen und der beiden autonomen Regionen Ma-
deira und Azoren. Die CCDR sind nationale Kör-
perschaften, die als regionale Planungsbehörden 
fungieren. Die Kommunalregierungen steuern die 
städtische Entwicklung auf lokaler Ebene basie-
rend auf dem jeweiligen städtischen Masterplan 
(Plano Director Municipal, PDM). Alle Gemeinden 
sind verpflichtet, einen PDM zu besitzen. Dieser 
legt die Flächennutzungsregelung fest und bietet 
den ordnungspolitischen Rahmen für die öffentlich 
und privat gesteuerte Entwicklung innerhalb der 
Gemeindegrenzen. Der Umweltminister überwacht 
die nationalen und regionalen Raumplanungs- und 
Stadtpolitikbehörden.

Die PDM waren viele Jahre lang der Grundstein 
portugiesischer Raumplanung. Dies lag an ihrer re-
gulierenden Rolle in der Flächennutzung, die durch 
fehlende bzw. lückenhafte nationale und regionale 
strategische Raumplanung und unzulängliche de-
taillierte Stadtplanung noch verstärkt wurde. Das 
2014 reformierte Raumplanungs- und Stadtent-
wicklungsrahmengesetz hat diese Rolle untermau-
ert, da es die Integration aller verbindlichen Flä-
chennutzungsvorschriften in die PDM beschloss. 

Im Jahr 2008 entstand eine neue administrative 
Ebene, bestehend aus zwei Metropolregionen und 
21 Gemeindeverbünden. Ein neuer Rechtsrahmen 
wurde 2013 beschlossen; dieser enthielt die De-
zentralisierung einiger Aktivitäten von der Zentral-
regierung an diese neuen Institutionen. Eine terri-
toriale Verwaltungsreform, die im Laufe der Jahre 
2016/2017 implementiert wird, führt die indirekte 
Wahl der CCDR-Exekutivorgane ein. Sie wird au-
ßerdem die Dezentralisierung einiger Kernberei-
che wie Verkehr, Seehäfen, Gesundheitsversor-
gung, Bildung und Zivilschutz an Gemeinden mit 
sich bringen.

Einige nationale Stadtentwicklungsstrategien ope-
rieren eher auf Ad-hoc-Basis, hauptsächlich PO-
LIS XXI (2007–2014), Nachhaltige Städte 2020 (Ci-
dades Sustentáveis 2020, seit 2015) und sektorielle 
Programme. POLIS XXI war die nationale Stadtent-
wicklungspolitik, gefördert vom Staatssekretär für 
territoriale Planung und Städte. Heute dient „Nach-
haltige Städte 2020“ als nationales strategisches 
Rahmenwerk für nachhaltige Stadtentwicklung. 
Es enthält Grundsätze für städtische Behörden 
und einen Fahrplan für die Entwicklung von Stadt-

entwicklungsmöglichkeiten, unterstützt durch EU-
Strukturfonds.

In den letzten zehn Jahren war die Stadtentwick-
lungspolitik einem kontinuierlichen Dezentrali-
sierungsprozess unterworfen. Diese Reformen 
versuchten, eine klarere Trennung zwischen Poli-
tikentwicklung und -umsetzung zu erreichen. Den-
noch fehlt es der Koordination zwischen den ver-
schiedenen Regierungsebenen an einer effektiven 
Konfliktmanagementstruktur. Außerdem können 
sich überschneidende institutionelle Arrangements 
beeinträchtigen. Der von der Regierung gesteuerte 
und für 2016 und 2017 geplante Reformprozess in 
der Gebietsverwaltung zielt auf die Lösung einiger 
dieser Probleme ab.

Die Nationale Gebietskommission (Comissão Naci-
onal do Território), gegründet im Jahr 2015, entwi-
ckelt, koordiniert und implementiert die nationale 
Raumordnungspolitik. Sie setzt sich aus Vertretern 
staatlicher Agenturen, dem Bund der portugiesi-
schen Gemeinden, den fünf CCDR und einer Nicht-
regierungsorganisation zusammen. Mit Blick auf 
die horizontale territoriale Steuerung sind haupt-
sächlich die fünf CCDR für sektorenübergreifende 
Koordinierung zuständig.

Die Gestaltung, Kontrolle und Bewertung der 
Stadtplanung wird stark von einer kleinen Grup-
pe privater Berater und Wissenschaftler beein-
flusst. Darüber hinaus gestalten professionelle 
und wissenschaftliche Organisationen und Nicht-
regierungsorganisationen Prozesse mittels Mo-
nitoring oder Beratungsgremien, Arbeitsgruppen 
oder öffentlichen Umfragen. In den vergangenen 
vier Jahrzehnten waren die Immobilien- und Bau-
industrie zentrale städtische Akteure. Eine wach-
sende Gemeinschaft professioneller Akteure des 
öffentlichen, privaten und Tertiärsektors ist direkt 
an der Programmdurchführung beteiligt.

Viele portugiesische Städte und Gemeinden ha-
ben sich an Partnerschaften für Stadterneuerung, 
Projekte der lokalen Entwicklung unter Federfüh-
rung der Bevölkerung (Community-led Local Deve-
lopment, CLLD) oder URBACT-Aktionsplänen be-
teiligt. Insgesamt finanzierten rund neun Prozent 
der vom Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE) für den Programmplanungszeit-
raum 2007–2013 genehmigten Ausgaben Stadtent-
wicklungsprojekte. Auch während der laufenden 
Periode unterstützt der EFRE Instrumente für die 
Stadtentwicklung in Portugal wie z. B. städtische 
Partnerschaften, CLLD, Integrierte Territoriale In-
vestitionen sowie Integrierte Pläne für nachhaltige 



Zehn Jahre Leipzig-Charta54

Stadtentwicklung (Integrated Actions for Sustaina-
ble Urban Development). Sie alle erfordern einen 
ganzheitlichen Ansatz. Viele dieser Instrumente ha-
ben eines der zwölf Hauptthemen der Städteagen-
da für die EU zum Gegenstand. Tatsächlich sind 
die Strukturfonds der EU die wichtigsten Finanzie-
rungsinstrumente für benachteiligte Stadtgebiete 
in Portugal, da sie die Integrierten Aktionspläne für 
Benachteiligte Gebiete (Planos de Ação Integrada 
para Comunidades Desfavorecida) finanzieren. Die 
CCDR kontrollieren die regionalen operationellen 
Programme in ihrer Funktion als Verwaltungsbe-
hörden.

Portugal hat in den vergangenen Jahren verschie-
dene Ansätze für benachteiligte Stadtviertel an-
gewandt. Der Begriff Kritische Stadtviertel (Bair-
ros Críticos) war das Kernkonzept in der Iniciativa 

Bairros Críticos (IBC) 2005–2013 und der Partner-
schaften zur Stadterneuerung 2007–2013 unter 
POLIS XXI. Die Stadt Lissabon hat seit 2012 das 
Konzept der Stadtviertel und -Gebiete der Haupt-
interventionen (Bairros e zonas de intervenção pri-
oritária, BIP/ZIP) verwendet. Sowohl die IBC- als 
auch die BIP/ZIP-Programme legen ebenso wie die 
Leipzig-Charta den Schwerpunkt auf benachteilig-
te Stadtgebiete und ganzheitliche Ansätze. So wer-
den zum Beispiel die vom BIP/ZIP-Programm be-
schriebenen Stadtgebiete im PDM abgebildet, um 
ihnen Zugang zu kommunalen Mitteln für Bottom-
up-Lösungen zu ermöglichen. Kirchenvorstände 
und Non-Profit-Organisationen können Fördermit-
tel beantragen. Beurteilungskriterien hierfür sind 
die Beteiligung der Öffentlichkeit, Nachhaltigkeit, 
Innovation sowie Relevanz und Komplementarität 
hinsichtlich der festgestellten Probleme.

Rumänien

Rumänien hat drei territoriale Verwaltungsebenen: 
die staatliche, die regionale und die lokale Ebene. 
Alle Ebenen übernehmen unterschiedliche Rollen 
und Kompetenzen für die Stadtentwicklung. Die 
staatliche Ebene stellt den staatlichen Gesetzge-
bungs-, Politik- und Finanzrahmen sicher; die regi-
onale Ebene (über den Kreisrat) erstellt Richtlinien 
für Raumplanung und städtische Entwicklung im 
Zusammenhang mit den Prioritäten der Kreisver-
waltung; die lokale Ebene implementiert die ent-
sprechenden Strategien, wobei sie sie an lokale 
Gegebenheiten anpasst.

Das Ministerium für Regionalentwicklung, öffent-
liche Verwaltung und europäische Fonds ist auf 
nationaler Ebene mit Aufgaben der Stadtentwick-
lung betraut. Das Gesetz über Raum- und Stadtpla-
nung schreibt vor, dass das Ministerium allgemeine 
Regeln zur Stadtplanung entwickelt. Die nationale 
Stadtentwicklungspolitik wird über diese zwei Do-
kumente umgesetzt. Das Gesetz über Raum- und 
Stadtplanung wurde in letzter Zeit umfassend ge-
ändert (zuletzt 2016), um sich an sozioökonomische 
Notwendigkeiten, Herausforderungen und Trends 
anzupassen. Die Änderungen fördern die Umset-
zung städtischer Regenerationsprojekte und sollen 
die Stadtentwicklung ganzheitlicher und partizipa-
tiver machen. Der Regierungsbeschluss zur Verab-
schiedung der allgemeinen Regeln zur Stadtpla-
nung befindet sich im Anpassungsprozess.

Planungsinstrumente auf nationaler, zonaler, Kreis- 
und lokaler Ebene gewährleisten die Koordinati-
on der Verwaltungsebenen, wie im Gesetz über 
Raum- und Stadtplanung festgelegt. Diese bein-
halten: die Raumentwicklungsstrategie Rumäniens 
und den Nationalen Raumordnungsplan (auf na-

tionaler Ebene), regionale Zonen-Raumpläne und 
zonale Pläne für Zwischen-Kreis-, interkommuna-
le sowie stadtnahe Gebiete (auf zonaler Ebene), 
Landkreispläne (auf Kreisebene) sowie generelle, 
zonale und detaillierte städtische Pläne (auf loka-
ler Ebene). Vertikale und horizontale Abstimmung 
zwischen den Regierungsebenen und öffentliche 
Konsultationen geschehen durch verpflichtende 
Beratungen während des Beschlussprozesses für 
Planungsdokumente. 

Der private Wohnungssektor spielt eine wichtige 
Rolle für die Umsetzung von Wohnungspolitik, da 
er 97 Prozent der Wohnungen in Rumänien besitzt. 
Der Kampf gegen städtische Armut stellt eine nati-
onale Priorität dar. In dieser Hinsicht werden Maß-
nahmen der Wohnungspolitik als sehr wichtig ein-
geschätzt und richten sich an die Verbesserung der 
Öffnung des Wohnungsmarktes für benachteiligte 
Gruppen. Akteure wie die staatliche Behörde für 
Wohnungswesen (Agentia Nationala de Locuinte), 
die Staatliche Investitionsgesellschaft (Compania 
Nationala de Investitii), der Rumänische Gemeinde-
verband (Asociatia Municipiilor din Romania) und 
der Städteverband (Asociatia Oraselor din Roma-
nia) spielen eine Rolle, indem sie zur Umsetzung 
städtischer Investitionen beitragen und lokale In-
stitutionen vertreten.

Das Ministerium für Regionalentwicklung, öffent-
liche Verwaltung und europäische Fonds koordi-
niert nationale wie europäische Finanzierung von 
Stadtentwicklung. Das regionale operationelle 
Programm bildet den Hauptrahmen und Umset-
zungsinstrument für Stadtentwicklung. Die Imple-
mentierung des Programms liegt bei acht regiona-
len Entwicklungsagenturen. Das Ministerium für         
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Regionalentwicklung, öffentliche Verwaltung und 
europäische Fonds und der aus Kreisratsvertretern 
bestehende Regionalentwicklungsrat koordinieren 
diese Agenturen gemeinsam. Die regionalen Ent-
wicklungsagenturen unterstützen die lokalen Be-
hörden bei der Entwicklung und Implementierung 
der integrierten Stadtentwicklungspläne.

Die Erstellung der integrierten Stadtentwicklungs-
pläne ist im Rahmen der operationellen Programme 
für den Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung (EFRE) verpflichtend. Für die größeren Städ-
te werden die Pläne auf der Ebene der Metropol-
region entwickelt. Schwerpunktthemen für den 
Zeitraum 2014–2020 sind Ballungsgebiete, Ener-
gieeffizienz, wirtschaftliche Entwicklung und Un-
terstützung des privaten Sektors, Stadterneuerung 
in Gebieten mit Sozialprogrammen und städtische 
Mobilität. Über drei Mrd. Euro sind im laufenden 
Programm für Stadtentwicklung vorgesehen und 
etwa 100 Mio. Euro für die Prioritätsachse zur Sa-
nierung benachteiligter Stadtgebiete.

Das Ministerium für Regionalentwicklung, öffent-
liche Verwaltung und europäische Fonds bietet 
gemäß der Erklärung von Riga auch kleineren 
Städten mit weniger als 50.000 Einwohnern Unter-
stützung an. Das Ziel ist es, deren Kapazitäten zur 
Entwicklung und Umsetzung integrierter Stadtpo-
litik zu stärken und die Bedingungen für nachhalti-
ge Raumentwicklung zu sichern. Um dieses Ziel zu 
erreichen, wurde in den vergangenen Jahren ein 

Projekt namens Plattform für integrierte und nach-
haltige Stadtentwicklung (Platformă pentru dez-
voltare urbană durabilă şi integrată) gefördert. Es 
sprach drei integrierte Konzepte an: Stadtplanung 
und Entwicklungsinstrumente, Schulung lokaler öf-
fentlicher Bediensteter in Städten unter 50.000 Ein-
wohnern sowie Pilotprojekte integrierter Stadtent-
wicklung in fünf Pilotstädten. Das Projekt hatte ein 
Budget von etwa einer Mio. Euro und ergab u. a. 
die Erstellung integrierter Stadtentwicklungsstra-
tegien in den Städten Brad, Caracal, Murfatlar, Ro-
siorii de Vede und Gherla. In Vorbereitung auf den 
Programmzeitraum 2014–2020 wurden zahlreiche 
Projekte mit technischer Unterstützung der Welt-
bank umgesetzt. Diese zielten auf die Verbesserung 
der Verwaltungskapazitäten auf nationaler Ebene 
ab und standen in Bezug zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung in rumänischen Städten, zum Kampf ge-
gen informelles Wohnen sowie zur Priorisierung 
von Investitionen.

Für die Erreichbarkeit von Stadtvierteln, zur Verbes-
serung der städtischen Struktur und zur Verhinde-
rung von Segregation können rumänische Städte 
gemäß den rechtlichen Bestimmungen städtische 
Mobilitätspläne entwickeln und diese mittels euro-
päischer Fonds umsetzen. Zwei Achsen des regio-
nalen operationellen Programms stellen ein Budget 
von etwa zwei Mrd. Euro hierfür bereit. Diese Plä-
ne sollen den öffentlichen Nahverkehr verbessern 
und die Nutzung nicht-verschmutzender Formen 
von Verkehr erleichtern.

Schweden

Die Stadtentwicklungspolitik unterliegt hauptsäch-
lich dem Ministerium für Umwelt und Energie, aber 
auch andere Ministerien tragen hierfür Verantwor-
tung – wie das Ministerium für Unternehmen und 
Innovation hinsichtlich Planung und Bau und das 
Kulturministerium bezüglich Architektur. Das Zent-
ralamt für Wohnungswesen, Bauwesen und Raum-
ordnung (Boverket) und die schwedische Umwelt-
schutzbehörde (Naturvårdsverket) befassen sich 
in ihren jeweiligen Sektoren mit Stadtentwicklung. 

Die offizielle Zuständigkeit für Raumplanung und 
Bauwesen ist den kommunalen und lokalen Ge-
bietskörperschaften gesetzlich zugewiesen, da es 
in Schweden keine bereichsübergreifende Raum-
planung auf der nationalen Ebene gibt (Boverket 
2017b). Nichtsdestotrotz legt der Staat nationale 
Ziele in Bezug auf geografische Gebiete fest (Bo-
verket 2016). Das Planungs- und Baugesetz legt 
fest, dass die Kreisverwaltungsbehörden für die 
Koordination, Kontrolle und Sicherung nationaler 
Interessen in Planungsprozessen verantwortlich 
sind. Kommunen legen umfassende Planungsdo-

kumente vor, die benennen müssen, wie nationale 
Ziele der nachhaltigen Entwicklung berücksichtigt 
werden (Boverket 2017b). Regionale Planungspro-
zesse, die mindestens zwei Kommunen einschlie-
ßen, sind eher begrenzt. Deren Umsetzung findet 
in Kommunen auf freiwilliger Basis statt, außer im 
Kreis Stockholm, wo Regionalplanung verpflich-
tend ist (ebd.). 

Die Partizipationsprozesse der Gemeinden sind 
weitgehend abhängig von der jeweiligen Agenda 
und den Bestrebungen der jeweiligen Kommune. 
Hinsichtlich der Flächennutzungsplanentwicklung 
ist die Beteiligung überwiegend gesetzlich gere-
gelt. Viele Nichtregierungsorganisationen enga-
gieren sich in der Stadtentwicklung und private 
Unter nehmen wie Architektur- und Beratungsfir-
men nehmen ebenfalls teil. Neben den Zuständig-
keits- und Rollendefinitionen innerhalb der Gesetz-
gebung zu Raumordnung und Bauwesen sind die 
Beziehungen zwischen diesen Akteuren weitge-
hend unreguliert.
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Im Jahr 2014 startete die Regierung eine Plattform 
für nachhaltige Stadtentwicklung (Plattform för 
hållbar stadsutveckling), die sich die Verbesse-
rung der Koordinierung zwischen fünf nationalen 
Behörden zum Ziel gesetzt hat: zwischen Boverket, 
der schwedischen Energieagentur, Naturvårdsver-
ket, der schwedischen Agentur für wirtschaftliches 
und regionales Wachstum und der schwedischen 
Verkehrsverwaltung. Die Plattform will die Entwick-
lung von Wissen sowie ihre Verbreitung und ihren 
Austausch auf nationaler Ebene fördern (Boverket 
2017a) sowie ein langfristiges und fachübergreifen-
des Konzept nachhaltiger Stadtentwicklung entwi-
ckeln (Boverket o.J.). Schwerpunkte der Plattform 
sind die menschliche Dimension von nachhaltiger 
Entwicklung, der Aufbau von Kapazitäten, Koope-
ration und ein finanzieller Rahmen (Boverket o.J.). 
Die Plattform baut auf den Erfahrungen der Delega-
tion für nachhaltige Städte (Delegationen för hall-
båra städer) auf, die für die Legislaturperiode von 
2008 bis 2012 ernannt worden war. Die Delegation 
stellte finanzielle Unterstützung für 98 Projekte mit 
einem Gesamtvolumen von 357 Mio. Schwedischen 
Kronen (etwa 37,5 Mio. Euro) zur Verfügung (The 
Delegation for Sustainable Cities o.J.). Die erklärte 
Notwendigkeit eines umfassenden und integrier-
ten Engagements auf der nationalen Ebene für die 
Stimulation nachhaltiger Stadtentwicklung führte 
zur Bildung der Plattform für nachhaltige Stadtent-
wicklung (ebd.). Ein weiteres Forum, in dem Stadt-
entwicklung auf nationaler Ebene angesprochen 
wird, ist das Programm Innovationspartnerschaft 
(Strategiska samverkansprogram), das sich mit so 
genannten Smart Cities befasst.

Das Gesamtbudget Schwedens für Stadtentwick-
lung ist schwer schätzbar, da es keine exakte 

Trennlinie zwischen Stadtentwicklung und ande-
ren Politikbereichen gibt. Innerhalb des jährlichen 
Gesamtbudgets für Wohnungsbau von rund sechs 
Mrd. Schwedischen Kronen (etwa 635 Mio. Euro) 
soll etwa ein Sechstel zur Förderung von Sanie-
rungen und energieeffizienten Lösungen in be-
nachteiligten Stadtvierteln eingesetzt werden. So 
genannte Städtische Umweltübereinkünfte (Sta-
dsmiljöavtal) zielen auf Investitionen in öffentliche 
Verkehrsmittel und Radverkehrsinfrastrukturen. 
Diese seit 2015 bestehenden (Regeringenskans-
liet 2015) Übereinkünfte erhalten im Zeitraum 2015 
bis 2018 etwa 2,75 Mrd. Schwedische Kronen (rund 
289 Mio. Euro) (Boverket 2017c).

Eine Reihe von eher informellen Definitionen zu be-
nachteiligten Vierteln wurde in den vergangenen 
Jahren angewandt, insbesondere um bestimmte 
Gebiete hervorzuheben, die die Regierung mittels 
verschiedener Initiativen ins Visier genommen hat-
te. Momentan gibt es solche Initiativen nicht. Aller-
dings definieren zwei Zuschusssysteme für Sanie-
rung und Energieeffizienz benachteiligte Gebiete 
als Viertel mit sozioökonomischen Herausforderun-
gen, was bedeutet, dass mehr als 50 Prozent der 
in diesem Gebiet lebenden Haushalte eine niedrige 
Kaufkraft aufweisen (kombiniert mit z. B. geringer 
Wahlbeteiligung).

Eine der aktuellen Hauptherausforderungen bezüg-
lich der Umsetzung effektiver Politiken für nachhal-
tige Stadtentwicklung besteht in Schweden u. a. in 
der Verbesserung der Koordinierung zwischen und 
innerhalb der Regierungsebenen (URBACT 2017). 
Schweden ist dies durch die Gründung der Platt-
form für nachhaltige Stadtentwicklung angegan-
gen (ebd.). 
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Schweiz

Schweizer Kantone und Gemeinden besitzen eine 
beträchtliche Freiheit in der Konzeption ihrer Stadt-
entwicklungspläne. Das Raumplanungsgesetz ver-
pflichtet die Kantone jedoch zu einem Richtplan, 
der als Steuerungsinstrument fungiert und von der 
Eidgenossenschaft geprüft und gebilligt wird. Au-
ßerdem ist jede Gemeinde dazu verpflichtet, ihren 
eigenen Flächennutzungsplan zu haben. Diese Plä-
ne werden auf regionaler (kantonaler) Ebene ge-
prüft und genehmigt.

Die für die Stadtentwicklungspolitik wichtigsten 
Institutionen auf nationaler Ebene sind das Bun-
desamt für Raumentwicklung (ARE) und das Bun-
desamt für Wohnungswesen (BWO). Das ARE über-
prüft die Kantone hinsichtlich deren Einhaltung der 
nationalen Raumplanungsgesetze. Das Raumpla-
nungsgesetz schreibt Leitprinzipien fest, während 
die Kantone die eigentlichen Planungsaufgaben 
durchführen.

Die aktuelle Version der Schweizer Agglomerati-
onspolitik ist die so genannte Agglomerationspo-
litik des Bundes 2016+. Sie konsolidiert und entwi-
ckelt die zeitlich begrenzte Version der Strategie 
von 2001 fort, um den aktuellen Herausforderun-
gen der Raumentwicklung zu begegnen. Die Stra-
tegie legt die folgenden vorrangigen Themen fest: 
politische Steuerung im funktionalen Raum, Ab-
stimmung von Siedlung und Verkehr, nachhalti-
ger Städtebau und Freiraumentwicklung, gesell-
schaftlicher Zusammenhalt, Wettbewerbsfähigkeit 
sowie Finanzierung und Ausgleich von Sonder- und 
Zentrumslasten. Um diese Prioritäten zu erreichen, 
schlägt die Agglomerationspolitik eine Reihe von 
Instrumenten und Programmen vor, die in Ballungs-
räumen, Metropolregionen und strategischen Teil-
räumen eingesetzt werden.

Vorschläge für neue Stadtentwicklungsgesetze 
setzen in der Regel einen Konsultationsprozess in 
Gang. Auf nationaler Ebene führen die Bundesäm-
ter zuerst eine interne Konsultation durch, gefolgt 
von einer offenen Konsultation. In dieser Hinsicht 
können sich Kantone, Städte, Vereine oder Privat-
personen zu Vorschlägen äußern, bevor sie dem 
Parlament vorgelegt werden. Neue Planungsdoku-
mente beinhalten häufig ebenfalls öffentliche Kon-
sultationen, sodass alle Interessenvertreter, ein-
schließlich Nichtregierungsorganisationen und 
Gruppierungen aus der Zivilgesellschaft, beteiligt 
werden können. Im Allgemeinen spielen der Ver-
kehrs- und der Bausektor eine wichtige Rolle in der 
Schweizer Stadtentwicklungspolitik.

Neben den traditionellen Verwaltungs- und Jus-
tizverfahren hat die Schweiz Formen der direkten 
Demokratie institutionalisiert. Zum Beispiel können 
die Bürger Initiativen oder Referenden auf kommu-
naler Ebene initiieren. Viele Gemeinden haben be-
ratende Planungsausschüsse geschaffen, die aus-
führende und gesetzgebende Organe, politische 
Parteien und andere relevante Verbände vertreten. 
In vielen kleinen Gemeinden werden Entscheidun-
gen von einer Bürgerversammlung anstelle eines 
gewählten Gemeinderats getroffen.

Als wichtigster Koordinationsmechanismus für die 
Eidgenossenschaft, Kantone, Städte und Gemein-
den fungiert die 2001 vom Bundesrat, der Konfe-
renz der Kantonsregierungen, dem Schweizeri-
schen Städteverband und dem Schweizerischen 
Gemeindeverband gegründete bisherige Tripartite 
Agglomerationskonferenz. Im Dezember 2016 wur-
de beschlossen, die Zusammenarbeit unter Einbe-
ziehung ländlicher Räume im Rahmen der Triparti-
ten Konferenz weiterzuführen. 

Hinsichtlich der Zusammenarbeit über EU-Netz-
werke und -Programme beteiligt sich die Schweiz 
an URBACT, an Interreg-Programmen zur grenz-
überschreitenden, transnationalen und interregi-
onalen Zusammenarbeit und an ESPON im Rah-
men der so genannten Neuen Regionalpolitik. Die 
Schweizer Eidgenossenschaft unterstützt Projek-
te im Rahmen dieser Programme unter der Bedin-
gung, dass die Projektziele mit der Neuen Regio-
nalpolitik übereinstimmen.

Die meisten Mittel für die Stadtentwicklung in der 
Schweiz auf nationaler Ebene stammen aus dem 
Agglomerationsprogramm, das einen koordinierten 
und integrierten Ansatz für Verkehrs-, Siedlungs- 
und Raumplanung fördert. Es wird von einem Fonds 
unterhalten, der sich aus Benzinsteuern und Auto-
bahngebühren finanziert (Fischer 2014). Die verant-
wortlichen Instanzen in Ballungsräumen können 
sich für Fördermittel des Bundes bewerben, um ihre 
Verkehrsinfrastruktur weiter zu entwickeln. Dar-
über hinaus unterstützt das Förderprogramm Nach-
haltige Entwicklung Projekte, die die Implementie-
rung der Agenda 2030 der Vereinten Nationen für 
nachhaltige Entwicklung auf lokaler Ebene voran-
treiben. Im Jahr 2016 lag der thematische Schwer-
punkt auf nachhaltiger Ernährung (ARE o.J.a).

Von 2007 bis 2015 gab es mit den sogenannten Pro-
jets urbains ein soziales Integrationsprogramm, 
das die Entwicklung von Stadtteilen in 16 kleinen 
und mittleren Gemeinden anstrebte. Projets ur-
bains wurde von fünf staatlichen Behörden verwal-
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tet: ARE, BWO, dem Staatssekretariat für Migrati-
on, der Fachstelle für Rassismusbekämpfung und 
der Eidgenössischen Migrationskommission. Mit-
tels Anwendung eines interdisziplinären und par-
tizipativen Ansatzes zielte das Programm auf eine 
Verbesserung der Lebensqualität der Bewohner in 
allen teilnehmenden Stadtteilen ab (ARE o.J.b). Da-
rüber hinaus hat das Programm eine Plattform für 
den Erfahrungsaustausch zwischen Projektpart-
nern und eine nationale Konferenz zum sozialen 

Zusammenhalt in Stadtgebieten begründet (ARE 
2016). Die verschiedenen Projektphasen wurden 
mit überwiegend positiven Ergebnissen evalu-
iert; eine umfassende Bewertung des gesamten 
Projekts wurde auf den Weg gebracht (ebd.). Das 
Bundesamt für Raumentwicklung hat vom Bundes-
rat einen Auftrag für die Entwicklung eines neuen 
Programms im Rahmen der Agglomerationspolitik 
2016+ erhalten, aber die konkrete Ausgestaltung 
ist noch nicht bekannt (ebd.).
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Serbien

In Serbien ist Stadtentwicklungspolitik haupt-
sächlich Aufgabe der Kommunalverwaltungen, 
während die nationale Ebene das grundlegende 
Rahmenwerk bereitstellt. Trotz delegierter Kom-
petenzen in manchen Bereichen besitzt die lokale 
Ebene nach wie vor recht eingeschränkte Kapazi-
täten (EC 2014). Da die Regionalisierung noch nicht 
umgesetzt worden ist, ist die regionale Regierungs-
ebene asymmetrisch und unvollständig. Die exis-
tierenden statistischen Regionen sind gemäß der 
Nomenclature des Unités territoriales statistiques 
(NUTS)-Klassifikation installiert worden. 

Stadtentwicklung in Serbien findet zudem vor dem 
Hintergrund sozioökonomischer und demografi-
scher Herausforderungen infolge des Übergangs-
prozesses nach dem Zerfall der Sozialistischen Fö-
derativen Republik Jugoslawien und der mit den 
Jugoslawienkriegen der 1990-Jahre einhergehen-
den Isolierung statt. Zusätzlich zum rückläufigen 
natürlichen Bevölkerungswachstum, der hohen 
Arbeitslosigkeit und großen regionalen Disparitä-
ten verstärken die Auswirkungen der jüngsten Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise die Situation. Eine be-
sondere Herausforderung sind die im Grundsatz 
nicht nachhaltigen öffentlichen Finanzen (EC 2014; 
World Bank Group 2015). 

Das Ministerium für Bau, Verkehr und Infrastruk-
tur ist die zuständige staatliche Institution für 
Raumordnung und Stadtentwicklung. Die zentra-

le Rechtsgrundlage ist das Gesetz über Planung 
und Bau aus dem Jahr 2009, das 2014 umfassend 
ergänzt wurde. In Zusammenarbeit mit der Deut-
schen Gesellschaft für Internationale Zusammen-
arbeit (GIZ) soll im Jahr 2017 ein spezifisches Doku-
ment zur Stadtpolitik entwickelt werden. Bis dahin 
bleibt der Raumordnungsplan für die Republik Ser-
bien 2010–2020 das einzige nationale Rahmenwerk 
für diesen Bereich und Entscheidungsträger kon-
zentrieren sich auf die Harmonisierung von Raum- 
und Stadtplanungsdokumenten. 

Das momentane Planungsregime umfasst einen 
nationalen Raumordnungsplan, 9 regionale Raum-
ordnungspläne, 164 lokale Raumordnungspläne so-
wie Pläne für Sondergebiete. Den nationalen und 
regionalen Raumordnungsplänen folgen Fünf-Jah-
res-Implementierungspläne, die vorrangige Projek-
te, Indikatoren und territoriale Informationssyste-
me benennen. Sekretariate für Stadtplanung auf 
den Ebenen der Autonomen Provinz Vojvodina und 
der Stadt Belgrad sind für Stadtentwicklung inner-
halb ihrer Gebietsgrenzen verantwortlich. Kommu-
nalbehörden gründen je nach ihrem Status, ihrer 
Größe, ihren Bedürfnissen und ihren verfügbaren 
personellen und finanziellen Möglichkeiten ent-
sprechende Einheiten. In der Vorbereitung des nati-
onalen Raumordnungsplans wurden die Autonome 
Provinz Vojvodina und Belgrad über festgeschrie-
bene Planungsprozesse wie Datensammlung und 
öffentliche Beteiligung mit einbezogen. In Erman-
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gelung weiterer Regionalregierungen kooperiert 
der Staat mit regionalen Entwicklungsagenturen, 
Landkreisen und Lokalverwaltungen, die von den 
regionalen Plänen abgedeckt werden.

EU-Programme, die Serbien als Beitrittskandi-
dat offen stehen, werden in der Vorbereitung der 
strategischen Planungsdokumente mitbedacht. 
Diese Pläne bilden die Grundlage für die Einrei-
chung EU-finanzierter Projekte, doch EU-Projekte 
können auch zur Realisierung verschiedener Pla-
nungslösungen führen. Die für Serbien relevantes-
ten Programme sind das Transnationale Interreg 
VB Donau-Programm, das Transnationale Interreg 
VB Adriatisch-Ionische Programm und Interreg-
IPA Cross-border Co-operation (CBC)-Programme. 
Die EU-Heranführungshilfe (Instrument for Pre-ac-
cession Assistance, IPA II) stellt ein umfassendes 
System zur Förderung der Entwicklung Serbiens 
dar. Das Serbische Amt für Europäische Integration 
ist für die Planung der IPA-II-Förderung zuständig, 
während dezentralisiertes (Finanz-)Management 
unter die Zuständigkeit der Abteilung für die Verga-
be und Finanzierung von EU-geförderten Program-
men im Finanzministerium oder einer beauftragten 
internationalen Organisation fällt. Regionale und 
lokale Behörden sowie Nichtregierungsorganisa-
tionen sind förderungsberechtigt. Das Ministerium 
für Bau, Verkehr und Infrastruktur stellt Kofinan-
zierung für die Entwicklung städtischer Pläne zur 
Verfügung und kooperiert mit Geldgebern, inter-
nationalen Organisationen, staatlichen Behörden 
und Kommunalverwaltungen in der Vorbereitung 
und Durchführung von Projekten und Strategien, 
die in städtischen Gebieten zur Anwendung kom-
men. Ein Beispiel ist die Erarbeitung integrierter 
Stadtentwicklungsstrategien für 13 Städte und Ge-

meinden innerhalb eines GIZ-finanzierten Projekts 
namens „Stärkung lokalen Bodenmanagements in 
Serbien“ (Strengthening of Local Land Manage-
ment in Serbia).

Benachteiligte Stadtviertel in Serbien werden als 
informelle oder minderwertige Siedlungen bezeich-
net, wobei Letztere grundlegende Hygienestan-
dards verfehlen und oft von Roma bewohnt wer-
den. Das Gesetz zur Gebäudelegalisierung aus dem 
Jahr 2015 stellt ein erstes Rahmenwerk für die Re-
gulierung zur Verfügung. Es gibt keine spezifische 
Strategie oder Programme, die sich an benach-
teiligte Gebiete richten. Allerdings setzen insbe-
sondere EU-Fonds als Bedingung zur Nutzung von 
Fonds, die die Verbesserung von Verwaltungs- und 
anderer Kapazitäten serbischer Institutionen auf 
ihrem Weg der EU-Integration anstreben, integrier-
te Ansätze voraus. Solche EU-geförderten Projekte 
haben Strategien und Maßnahmen zur Förderung 
der Lebensbedingungen in minderwertigen Sied-
lungen unterstützt, wie z. B. das Projekt „Wir sind 
hier gemeinsam – europäische Hilfe für die Inklu-
sion der Roma“ (We are here together – European 
support for the inclusion of Roma; 2013–2015; mit ei-
nem Budget von 4,8 Mio. Euro). Das Projekt, das die 
nationale Wohnungsstrategie aus dem Jahr 2009 
umsetzt, hat regulatorische städtische Pläne für 
unter der Norm liegende Roma-Siedlungen initiiert 
und hat die Bautätigkeit für städtische Infrastruk-
tur und Sozialwohnungen unterstützt. Ferner hat es 
ein geografisches Informationssystem zur Überwa-
chung erstellt. Eine Summe von 9,5 Mio. Euro aus 
der IPA-II-Förderung für 2017 und 2018 soll für die 
Aufwertung minderwertiger Roma-Siedlungen ver-
wendet werden.

Zusätzliche Quellen

EC – European Commission, 2014: Instrument for Pre-Accession Assistance (IPA II): Indicative Strategy Paper for Serbia (2014–2020). 
Zugriff: http://ec.europa.eu/enlargement/pdf/key_documents/2014/20140919-csp-serbia.pdf. [abgerufen am 21. 04. 2017].

World Bank Group, 2015: Republic of Serbia. Public Finance Review 2015: Toward a Sustainable and Efficient Fiscal Policy. Zugriff: 
http://pubdocs.worldbank.org/pubdocs/publicdoc/2015/11/776271446462342355/PFR-eng-web-final.pdf. [abgerufen am 21. 04. 2017].

Slowakei

Die lokale und regionale Verwaltung in der Slowa-
kischen Republik folgt einer dualen Struktur, die 
aus einer dezentralen Staatsverwaltung und einer 
autonomen regionalen und lokalen Selbstverwal-
tung besteht. Letztere erfolgt über 8 selbstverwal-
tete Regionen und 2.928 Gemeinden. Das Gemein-
degesetz (aus dem Jahr 1990, zuletzt 2016 ergänzt) 
legt fest, dass Gemeinden jeder Größe Kompeten-
zen in den Bereichen Verkehr, öffentliche Räume, 
Natur und Umweltschutz, Raumplanung, Wohnen 
und Kultur besitzen. Dieses umfangreiche Portfo-

lio an Planungsaufgaben kann kleinen Städten mit 
weniger Kapazitäten Schwierigkeiten bereiten. 
Neben diesen Kompetenzen erstellen die Gemein-
den verbindliche Vorschriften im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit, verwalten Zuwendungen und sor-
gen für den funktionierenden Betrieb der Gebiets-
körperschaft.

Die nationalen Ministerien sorgen für den gesetz-
lichen und steuerlichen Rahmen für Stadtentwick-
lungspolitik. Das Ministerium für Verkehr und Bau 
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ist verantwortlich für Stadtentwicklungspolitik ent-
sprechend dem Gesetz über die Organisation der 
Regierungstätigkeit und die Organisation der Zen-
tralstaatverwaltung (aus dem Jahr 2001, zuletzt 
2016 ergänzt). Raumplanung wird durch verbindli-
che Raumordnungspläne auf nationaler, regionaler 
und lokaler Ebene wirksam. Regionale und kommu-
nale sozioökonomische Entwicklungsprogramme 
ergänzen diese Pläne. 

Eine eigenständige Stadtentwicklungspolitik für die 
Slowakische Republik befindet sich derzeit in der 
Entwicklung und wird vor Ende des Jahres 2017 
durch die Regierung beschlossen werden. Diese 
Politik zielt darauf ab, verschiedene sektorale Stra-
tegien miteinander zu verbinden und fördert einen 
integrierten Ansatz für Stadtentwicklungspolitik 
durch die Verbindung personenbezogener und phy-
sischer Interventionen. Ferner soll sie strategische 
Entscheidungsfindung auf Grundlage korrekter Da-
ten und dauerhafter Überprüfung und Begutach-
tung ermöglichen sowie zur Entwicklung größerer 
städtischer Gebiete beitragen. Eine im Jahr 2014 
eigens eingerichtete Arbeitsgruppe, bestehend aus 
Interessenvertretern wie regionalen und lokalen 
Behörden, Ministerien, Forschern, Unternehmern, 
NGOs und der Zivilgesellschaft, hat die Prinzipien 
dieser Politik erarbeitet. Das gemeinsame strategi-
sche Ziel ist die Schaffung produktiver Städte, die 
eine hohe Lebensqualität bieten. 

Die vertikalen Regierungsebenen kooperieren part-
nerschaftlich in der regionalen und sozioökono-
mischen Planung zur Erreichung von Kohäsion, 
nachhaltiger Entwicklung und Schaffung von Ar-
beitsplätzen, wie im Gesetz zur Unterstützung der 
Regionalentwicklung von 2008, zuletzt 2014 ergänzt, 
festgelegt. Regionalregierungen und Kommunen 
sind für die Ausarbeitung und Implementierung von 
Entwicklungsplänen zuständig. Entsprechend der 
aktuellsten Ergänzungen müssen diese Pläne in 
Partnerschaften zwischen öffentlicher Verwaltung, 
Unternehmen sowie der Zivilgesellschaft vorberei-
tet werden. Zudem können mehrere Kommunen ge-
meinsame sozioökonomische Entwicklungspläne 
entwerfen. Dennoch befindet sich die integrierte 
Lokal- und Regionalentwicklungsplanung noch in 
der Entstehung.

Eine neu eingeführte Entwicklungsgebühr (Gesetz 
über die Lokale Entwicklungsgebühr aus dem Jahr 
2017) soll Kommunen dabei helfen, neue physische 
und soziale Infrastruktur zu finanzieren. Sie bezieht 
sich auf vor dem 1. November 2016 genehmigte Ge-
bäude und kann durch eine allgemein verbindliche 
Vorschrift der Kommune, die die Gebühr für ihren 
Etat nutzen kann, erhoben werden. Diese zusätzli-
chen Kosten führen allerdings auch zu finanziellen 
und administrativen Zusatzbelastungen, die die Ge-

samtkosten für Bauunternehmen und für Endver-
braucher erhöhen.

Das Ministerium für Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung ist für die integrierten regionalen ope-
rationellen Programme und die Mittelzuweisung 
gemäß Artikel 7 der Verordnung über den Euro-
päischen Fonds für regionale Entwicklung zustän-
dig. Städte sollen in ihrem weiteren Umland integ-
rierte Strategien entwickeln. Diese umfassen unter 
anderem sicheren und umweltfreundlichen Ver-
kehr, öffentliche Dienstleistungen und die regiona-
le Lebensqualität. Das Joint European Support for 
Sustainable Investment in City Areas (JESSICA)-
Instrument wurde innerhalb eines bestehenden 
Finanzinstituts, dem Staatlichen Wohnungsfonds, 
implementiert. Dieser Fonds wurde dazu verwen-
det, die Energieeffizienz des Wohnungsbestands 
in Städten zu verbessern. In den Jahren 2014–2020 
wird diese Investition über ein ähnliches Finanzie-
rungsinstrument fortgesetzt.

Auf kommunaler oder Stadtviertel-Ebene existie-
ren keine verlässlichen statistischen Daten für eine 
Analyse spezifischer gebietsbezogener Probleme 
und deren Verflechtungen. Es besteht ein geson-
dertes Budget für so genannte am wenigsten ent-
wickelte Distrikte. Das Gesetz zur Unterstützung 
der am wenigsten entwickelten Distrikte aus dem 
Jahr 2016 erlaubt die Mittelkonzentration und För-
derung in Gebieten mit einer definierten überdurch-
schnittlichen Arbeitslosigkeitsrate. Momentan sind 
12 der 79 slowakischen Distrikte förderungswür-
dig. Das Gesetz legt Unterstützung für lokale Ini-
tiativen und gemeinsame Aktivitäten von Städten 
und Dörfern innerhalb eines Distrikts in Verbindung 
mit Maßnahmen auf Kreis- und Zentralebene fest. 
Finanzielle Unterstützung wird auf Grundlage di-
striktspezifischer Aktionspläne gewährt, die aus 
Lokalregierungen, Unternehmen, Nichtregierungs-
organisationen, Schulen sowie anderen Interes-
senvertretern bestehende Regionalräte erstellen. 
Diese Räte wählen Prioritäten, Projekte und Maß-
nahmen aus. Die Aktionspläne widmen margina-
lisierten Roma-Gemeinschaften besondere Auf-
merksamkeit. Sie werden im Zeitraum 2016–2020 
umgesetzt und aus dem nationalen Etat, Europä-
ischen Struktur- und Investitionsfonds, Budgets 
der lokalen Kommunen und aus privaten Quellen 
finanziert. Das Hauptziel aller auf lokaler, regionaler 
oder nationaler Ebene verabschiedeten Projekte 
und Maßnahmen ist die Senkung von Arbeitslosig-
keit in rückständigen Regionen und die Belebung 
wirtschaftlichen Wachstums durch Förderung der 
Infrastruktur, der Erreichbarkeit peripherer Regio-
nen, der Arbeitsmobilität, der Bildung und Ausbil-
dung und der lokalen Unternehmer. 
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Slowenien

In Slowenien ist die Stadtentwicklungspolitik ein 
integraler Bestandteil der Raumentwicklungspo-
litik, die überwiegend auf nationaler und lokaler 
Ebene umgesetzt wird. Der Staat bereitet Geset-
ze, Strategien und Instrumente vor, die die räumli-
chen Entwicklungsziele und Rahmenbedingungen 
für die Planung auf regionaler und lokaler Ebene 
festlegen. Das Ministerium für Umwelt und Raum-
planung ist zuständig für organisatorische Aspek-
te der Raumordnung. Es entwickelt derzeit eine 
neue Raumentwicklungsstrategie (Strategija Pros-
torskega Razvoja Slovenije). Bis zur Fertigstellung 
der neuen Version dient die Version von 2004 als 
wichtigstes Raumentwicklungsdokument.

Das Staatliche Wohnungsprogramm 2015–2025 
(Resolucija o nacionalnem stanovanjskem pro-
gramu 2015–2025) legt eine aktive Wohnungspolitik 
fest, die Entwicklungsziele in der Raum- und Sozial-
planung und Wohnungsmarktregulierung verfolgt. 
Das Programm definiert vier Ziele als Vorausset-
zung für eine effektive Wohnungspolitik: ausge-
wogene Versorgung mit adäquaten Wohnungen, 
einfacherer Zugang zu Wohnraum, Schaffung von 
hochwertigem und funktionellem Wohnraum sowie 
größere Wohnmobilität der Bevölkerung.

Die slowenische Verwaltungsstruktur umfasst kei-
ne institutionalisierte regionale Ebene, obwohl der 
derzeitige Rechtsrahmen interkommunale Planung 
ermöglicht. Zwölf Regionalagenturen wirken als öf-
fentliche Gremien mit an der Ausarbeitung regiona-
ler Entwicklungsprogramme, die von den Regional-
entwicklungsräten verabschiedet werden. Jeder 
dieser Räte besteht aus Stadtvertretern, Wirt-
schaftsakteuren und Nichtregierungsorganisati-
onen (NGOs). Der Regionale Raumordnungsplan 
(im Raumplanungsgesetz von 2007 festgelegt) ist 
ein umsetzungsorientiertes Dokument, das haupt-
sächlich interkommunale Angelegenheiten regelt. 
Die Gemeinderäte der teilnehmenden Kommunen 
sind angehalten, Regionale Raumordnungspläne 
zu verabschieden. In der Praxis wurde regiona-
le Raumordnung bislang nicht umfassend ange-
wendet. Allerdings wurden im Jahr 2014 Regional-
entwicklung und Raumentwicklung erstmals auf 
regionaler Ebene durch die Festlegung von Raum-
planungsrichtlinien für alle zwölf regionalen Ent-
wicklungsprogramme integriert.

Die Gemeinden setzen Raumplanung innerhalb ih-
rer Gebiete um. Ihre Hauptaufgabe ist die Sicher-
stellung rationaler, vielfältiger und nachhaltiger 
Landnutzung. In Entscheidungsprozessen sind die 
Kommunen für die Einbeziehung aller relevanten 
Parteien zuständig. Ihre Planung darf weder den 

nationalen Planungsdokumenten noch den regio-
nalen Raumordnungsplänen zuwiderlaufen. Staat-
liche Gremien beteiligen sich an den Entwurfs- und 
Annahmeverfahren von kommunalen Strategien. 
Die genaue Art der Konsultation in Planungspro-
zessen hängt von dem zu verabschiedenden Regel-
werk ab. Im Allgemeinen funktioniert die Schaffung 
von Synergien zwischen Entwicklung und Umset-
zung noch nicht vollständig. Während die Kommu-
nen eigene Raumplanungsdokumente entwerfen 
und verabschieden, liegt deren Implementierung 
häufig bei Privatunternehmen und Investoren. Die-
se prägen durch ihre Bau- und Investitionstätigkei-
ten die Stadtentwicklung oft entscheidend.

Koordination zwischen verschiedenen Regierungs-
ebenen findet momentan lediglich in Zusammen-
hang mit der Vorbereitung spezifischer Raum-
planungsdokumente auf staatlichen (Nationale 
Raumordnungspläne) und lokalen (Kommunale 
Raumordnungspläne) Ebenen statt. Eine Überein-
kunft zur Entwicklung der Regionen sagt Koordinie-
rung zwischen der nationalen und der regionalen/
interkommunalen Ebene zu. Die Abstimmung mit-
tels der Regionalentwicklungsräte hat noch nicht 
zum erhofften Erfolg geführt. Ein wichtiges NGO-
Netzwerk für die interkommunale Zusammenarbeit 
ist Mreža za prostor. 

Die Entwicklung von nationalen städtischen und 
territorialen Strategien wird mit den EU-Program-
men und -Netzwerken koordiniert, wobei die staat-
lichen Akteure die städtebaulichen Entwicklungen 
auf der EU-Agenda sorgfältig beobachten. Die 
Stadtentwicklungspolitik in Slowenien ist stark von 
den EU-Strukturfondszielen geprägt. In den Jahren 
2014–2020 wird mittels des Mechanismus der Integ-
rierten Territorialen Investitionen (ITI) in elf Städten 
eine nachhaltige Stadtentwicklung umgesetzt. ITI 
kombiniert Investitionsprioritäten für Stadterneu-
erung, nachhaltige Mobilität und Energieeffizienz. 
Da eine integrierte territoriale Entwicklungsstra-
tegie eine Voraussetzung für den Zugang zu EU-
Mitteln ist, wurden nachhaltige Entwicklungsstra-
tegien auf städtischer Ebene eingerichtet. Diese 
beziehen wirtschaftliche, ökologische, demogra-
fische und gesellschaftliche Herausforderungen 
ein. Seit 2014 unterstützt das Ministerium für Um-
welt und Raumplanung die Vorbereitungsprozesse 
der Gemeinden mit Hilfe eines territorialen Dialogs. 

Der Wohnungsfonds der Republik Slowenien fun-
giert als die zentrale nationale Institution für die 
Finanzierung und Umsetzung des Nationalen Woh-
nungsprogramms sowie für die Förderung von 
Wohnungsbau, -sanierung und -instandhaltung. 
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Gemeinden können eigene Wohnungsfonds unter-
halten.

Das Raumplanungsgesetz definiert Brachflächen 
als Flächen mit deutlich verminderten ökonomi-
schen, sozialen, kulturellen und ökologischen Stan-
dards, in denen Revitalisierungsmaßnahmen für 
notwendig erachtet werden. Darüber hinaus defi-
niert die Raumentwicklungsstrategie benachteilig-
te Gebiete und benachteiligte städtische Gebiete. 
Ein integrierter Ansatz der umfassenden Erneue-
rung zielt darauf ab, solche benachteiligten Gebie-
te zu revitalisieren. Angemessene Raumplanungs-
maßnahmen sollen die funktionalen, technischen, 
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und ökologi-
schen Bedingungen in diesen Vierteln verbessern. 

Darüber hinaus sollen diese Aktivitäten Funktio-
nalität, Wohnen und Raumgestaltung in bestimm-
ten Gebieten verbessern. Eine der wichtigsten He-
rausforderungen für eine umfassende Erneuerung 
ist der Mangel an auf regionaler Ebene veranker-
ten Methoden und Entscheidungsträgern. Im Jahre 
2016 hat die Fakultät für Architektur der Universi-
tät Ljubljana eine neue Methodik zur Feststellung 
benachteiligter Gebiete entwickelt, die eine Reihe 
von Indikatoren für physische, funktionale, ökolo-
gische und soziale Degradation nutzt. Da es kein 
staatliches Budget ausschließlich für benachtei-
ligte Stadtviertel gibt, sind die von den EU-Struk-
turfonds bereitgestellten Mittel von herausragen-
der Bedeutung, um in diesem Bereich deutliche 
Veränderung herbeiführen zu können.

Spanien

Alle drei Ebenen der spanischen Regierung – na-
tional, regional und lokal – sind an der Gestaltung 
und Umsetzung von Stadtpolitik und Raumplanung 
beteiligt. Die Autonomen Gemeinschaften (Comu-
nidades Autónomas) sind unter anderem verant-
wortlich für Wohnungsbau und Raumplanungspo-
litik. In den meisten Regionen gelten die regionalen 
Raumordnungspläne für Stadtregierungen verbind-
lich. Die Kommunen oder Stadträte (Ayuntamien-
tos) übernehmen Befugnisse in Planungsfragen, 
indem sie städtebauliche Masterpläne definieren, 
implementieren und verwalten. Dies macht sie zu 
den wichtigsten Akteuren in der Flächennutzungs-
planung.

Die zentrale staatliche Verwaltung entwickelt Stra-
tegien und sektorale Programme in den Bereichen 
Wohnen, Verkehr, Kommunikation, Energie und Um-
welt. Doch nach einer Entscheidung des Verfas-
sungsgerichts ist die Zentralregierung nicht dazu 
berechtigt, ein allgemeines nationales Raumord-
nungsprogramm zu erstellen. Das Ministerium für 
öffentliche Arbeiten ist zuständig für Wohnungs-, 
Stadt-, Infrastruktur- und Verkehrspolitik sowie für 
Investitionspläne in diesen Bereichen auf natio-
naler Ebene. Innerhalb dieses Ministeriums legt 
die Generaldirektion für Architektur, Wohnen und 
Boden die grundlegenden Rechtsvorschriften für 
Land- und Privatbesitz sowie technische Bauvor-
schriften fest. Sie gestaltet auch das Staatliche 
Investitionsprogramm für Wohnungsbau und Sa-
nierung und verwaltet die den Autonomen Gemein-
schaften darin zugewiesene Finanzierung für des-
sen Umsetzung.

In letzter Zeit hat eine grundlegende Änderung in 
der nationalen Stadtpolitik stattgefunden. Seit Aus-
bruch der Krise in der Finanz- und Bauwirtschaft 
im Jahr 2008 verloren neue Bauprojekte zugunsten 

der Sanierung des bestehenden städtischen Gefü-
ges an Aufmerksamkeit. Das Ergebnis war ein um-
fassender Plan für Wohnungs- und Stadtthemen, 
verbunden mit dem Nationalen Reformprogramm. 
Dieses bildet einen umfangreichen Rechts- und In-
vestitionsrahmen, der seit 2013 in Kraft ist. Diese 
umfassenden legislativen und Investitionsmaßnah-
men zielen darauf ab, die Bauwirtschaft zu reakti-
vieren, Arbeitsplätze zu schaffen sowie Energieein-
sparung und -effizienz im Bausektor zu verbessern. 
Die frühere Bauordnung aus dem Jahr 2008 sowie 
das neue Gesetz zu Stadtsanierung, Regenerati-
on und Erneuerung, das 2013 beschlossen wurde, 
wurden 2015 in einem Text zusammengefasst und 
bilden nun den wichtigsten gesetzlichen Rahmen 
für Stadtentwicklung auf nationaler Ebene. Darüber 
hinaus hat das Nationale Investitionsprogramm für 
Wohnungsbau 2013–2016 zum Ziel, Menschen mit 
geringen wirtschaftlichen Ressourcen den Zugang 
zu Mietwohnungen zu erleichtern.
 
Im Hinblick auf die interinstitutionelle Zusammen-
arbeit schließen Konsultationsverfahren oft die ob-
ligatorische Beteiligung der Öffentlichkeit mit ein 
(z. B. für Städtische Masterpläne). Für Rechtset-
zung in Bezug auf aktuelle Themen werden Ad-hoc-
Arbeitsgruppen gebildet, in denen häufig Vertreter 
des Nationalen Verbands der spanischen Städte 
und Provinzen (Federación Española de Municipi-
os y Provincias), der Autonomen Gemeinschaften 
und verschiedener sektoraler Interessengruppen 
anzutreffen sind. Das Gesetz zu Stadtsanierung, Re-
generation und Erneuerung hat öffentlich-privaten 
Partnerschaften eine aktivere Rolle in der Stadt-
entwicklung (z. B. in Management und Umsetzung) 
gegeben, um private Investitionen zu aktivieren.

Das Netzwerk der Stadtinitiativen (Red de Inicia-
tivas Urbanas, RIU) ist eines der bereichsspe-
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zifischen Netzwerke innerhalb des Nationalen 
Strategischen Rahmenplans bzw. Partnerschafts-
abkommens zwischen der Europäischen Kommis-
sion und Spanien. Das RIU-Sekretariat wird vom 
Ministerium für öffentliche Arbeiten und dem Mi-
nisterium für Finanzen und Öffentliche Verwaltung 
geleitet.

Das Staatliche Investitionsprogramm für Woh-
nungswesen und Sanierung, das Mittel für phy-
sische Interventionen in der Stadterneuerung be-
reitstellt, wird durch das Ministerium für öffentliche 
Arbeiten finanziert. Das Ministerium für Finanzen 
und öffentliche Verwaltung ist durch die Generaldi-
rektion der Gemeinschaftsfonds als staatliche Be-
hörde verantwortlich für die Bewertung und die 
Verwendung der EU-Strukturfonds (Europäischer 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und Kohä-
sionsfonds im Besonderen).

Im Programmzeitraum 2007–2013 wurden EFRE-
Mittel in einer Höhe von 1,1 Mrd. Euro für ver-
schiedene Typen von Gemeinden und Autonomen 
Gemeinschaften zugewiesen. Im Zeitraum 2014–
2020 hatten die für integrierte nachhaltige Stadt-
entwicklung vorgesehenen EFRE-Mittel eine offe-
ne Ausschreibung für integrierte und nachhaltige 
Stadtentwicklungsstrategien (Estrategia de Desa-
rollo Urbano Sostenible e Integrado) zur Folge. Die 
Bewerbungen wurden mittels eines vom Ministeri-
um für Finanzen und öffentliche Verwaltung koor-
dinierten Verfahrens ausgewählt. Der Europäische 
Sozialfonds spielt eine wichtige Rolle in der Stadt-
entwicklung, da er für Maßnahmen zur Förderung 
des sozialen Zusammenhalts, der Wirtschaft und 
der Beschäftigung verwendet wird, vor allem in 
den durch städtische Armut und Ausgrenzung am 
stärksten gefährdeten Stadtgebieten.

In Spanien wird benachteiligten Stadtvierteln eine 
erhebliche Bedeutung zugemessen. Es existiert ist 

eine inoffizielle Definition von benachteiligten Ge-
bieten als städtische Raumeinheiten mit über dem 
Landesdurchschnitt liegenden Basisindikatoren 
der Städtischen Gefährdung. Diese Indikatoren de-
cken die soziodemografische, sozioökonomische, 
wohnungsbezogene und subjektiv wahrgenomme-
ne Vulnerabilität ab. Die Beobachtungsstelle für 
Städtische Vulnerabilität (Observatorio de la vulne-
rabilidad urbana) des Ministeriums für öffentliche 
Arbeiten stellt Karten und Indizes über städtische 
Armut und gefährdete Stadtviertel zur Verfügung. 
Sie umfasst den GIS-basierten Atlas Städtischer 
Vulnerabilität in Spanien 2001–2011, die Städtische 
Analyse von Gefährdeten Stadtgebieten (für Städte 
mit mehr als 50.000 Einwohnern), die Karte der Ro-
ma-Bevölkerung und Wohnbedingungen und das 
Städte-Audit (für die 16 Städte mit mehr als 250.000 
Einwohnern).

Integrierte und Nachhaltige Strategien zur Stadt-
entwicklung sind obligatorisch, um eine EFRE-Fi-
nanzierung erhalten zu können. Auch erwähnt die 
Präambel des Gesetzes zu Stadtsanierung, Rege-
neration und Erneuerung ausdrücklich das Prinzip 
eines integrierten Ansatzes, wie es mit der Leipzig-
Charta eingeführt und durch die Erklärung von To-
ledo weiterentwickelt wurde.

Die Stadterneuerungsgebiete, die sich für eine 
Finanzierung durch das Staatliche Wohnungs-
bau- und Sanierungsinvestitionsprogramm 2013–
2016 bewerben, müssen einen Gebietsbericht 
einschließlich einer umfassenden Diagnose der 
sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Situ-
ation der Region vorlegen. Diese Beurteilung muss 
auf der Grundlage von Vergleichsindikatoren wie 
dem Atlas der Städtischen Vulnerabilität gerecht-
fertigt sein. Des Weiteren enthalten die Gebietsbe-
richte ein Integriertes Aktionsprogramm, das mit 
einer Reihe von Überprüfungsmechanismen aus-
gestattet ist.

Tschechische Republik

Das Ministerium für regionale Entwicklung der 
Tschechischen Republik ist die wichtigste Ins-
tanz für die Entwicklung und Koordinierung von 
Stadtpolitik. Im Jahr 2010 formulierte das Minis-
terium sechs Grundsätze der Stadtpolitik (Zásady 
urbánní politiky): die regionale Natur der Stadtpo-
litik, die polyzentrische Entwicklung der Siedlungs-
struktur, ein strategischer und integrierter Ansatz 
in der Stadtentwicklung, Förderung der Entwick-
lung von Städten als Entwicklungspole von Gebie-
ten, Schutz der städtischen Umwelt sowie Koope-
rationsvertiefung, Etablieren von Partnerschaften 
und Erfahrungsaustausch bezüglich nachhaltiger 
Stadtentwicklung. Die Verabschiedung einer ak-

tualisierten Version dieses Dokuments ist für Früh-
jahr 2017 geplant.

Darüber hinaus erarbeitet das Ministerium für re-
gionale Entwicklung die Raumentwicklungspolitik 
(Politika územního rozvoje) im Einklang mit dem 
tschechischen Baugesetz. Dieses strategische 
Dokument umfasst landesweit Ziele der Raumpla-
nung und grenzt verschiedene Gebietstypen ab. Es 
bestimmt ferner die Bedingungen für vorgesehe-
ne Entwicklungspläne. Die Raumentwicklungspo-
litik implementiert die Kernziele der Leipzig-Char-
ta insbesondere im Bereich der Raumplanung. Ein 
weiteres vom Ministerium für regionale Entwick-
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lung verwaltetes Dokument ist die Architektur- und 
Baukulturpolitik (Politika architektury a stavební 
kultury), verabschiedet im Jahr 2015. Ziel dieser 
Politik ist die Verbesserung der gebauten Umwelt 
durch das Festlegen von langfristigen Visionen und 
entsprechenden Maßnahmen. Einige dieser Maß-
nahmen, wie Bildungsaspekte und Vereinbarungen 
zur Siedlungsstruktur, werden durch die regiona-
len Behörden behandelt oder implementiert. Die 
Leipzig-Charta dient als wichtige Quelle für die Ar-
chitektur- und Baukulturpolitik und wird darin aus-
drücklich erwähnt.

Zusätzlich bildet die Regionalentwicklungsstrate-
gie der Tschechischen Republik 2014–2020 (Strate-
gie regionálního rozvoje ČR 2014–2020) das grund-
legende Instrument der Regionalpolitik. Sie soll 
Kohärenz zwischen der nationalen und der EU-Re-
gionalpolitik sowie mit anderen Politikbereichen 
mit Einfluss auf Regionalentwicklung schaffen. Sie 
bildet einen Rahmen für regional ausgerichtete För-
derprogramme, die aus nationalen Quellen oder 
durch die EU-Fonds kofinanziert werden. In der Re-
gionalpolitik wird die Zusammenarbeit zwischen 
den zentralen und lokalen Behörden auf mehre-
ren Ebenen gefördert. Stadtpolitik steht in enger 
Beziehung zur Regionalpolitik und folgt somit der 
gleichen Logik. Regionale und lokale Behörden sind 
durch die Raumentwicklungspolitik in ihrer Defi-
nition von Entwicklungsprinzipien, Vergabevor-
schriften sowie bei Raumordnungs- und Regulie-
rungsplänen gebunden. Gemeinsam aktualisieren 
die Sekretariate der Ständigen National- und Re-
gionalkonferenzen die Grundsätze der Städtepoli-
tik. Vor der Verabschiedung der Architektur- und 
Baukulturpolitik äußerten regionale Behörden ihr 
Feedback zu dem Entwurf.

Auf lokaler Ebene bestehen separate Strukturen 
und Strategien für Stadtentwicklung. Der Verband 
der Städte und Gemeinden der Tschechischen Re-
publik (Svaz měst a obcí České republiky) ist eine 
nichtstaatliche politische Körperschaft, die lokale 
städtische Interessen vertritt. Sie bietet eine Platt-
form für Stadtentwicklungsaktivitäten von Städten 
und Gemeinden mit einem besonderen Schwer-
punkt auf der Schaffung von integrierten Stadtent-
wicklungsplänen.

EU-Programme schaffen einen wichtigen Rahmen 
für politische Dokumente, z. B. für die Grundsätze 
der Stadtpolitik. Darüber hinaus wird Output von 
EU-bezogenen Netzwerken (wie EUKN, EUROCI-

TIES und URBACT) genutzt. Das Ministerium für 
regionale Entwicklung übernimmt eine koordinie-
rende Rolle und steht in direktem Kontakt mit den 
genannten Netzwerken.

Tschechische Gemeinden zählen zu den Empfän-
gern von EU-Strukturfonds. Die thematischen na-
tionalen operationellen Programme im Zeitraum 
2014–2020 thematisieren eine Vielzahl von städti-
schen Herausforderungen. Bis Juni 2016 gingen 
innerhalb der Programmperiode 2007–2013 unge-
fähr 15,3 Mrd. Euro an Städte und Gemeinden. Die 
Tschechische Republik hat das Instrument der In-
tegrierten Territorialen Investitionen (ITI) recht um-
fangreich aufgegriffen und verwendet es parallel zu 
den Integrierten Gebietsentwicklungsplänen (Bi-
nek et al. 2015). Die Integrierten Entwicklungspläne, 
die einige Gemeinden aufstellen, werden ebenfalls 
teilweise aus EU-Mitteln finanziert. Die Koordina-
tion der Integrierten Entwicklungspläne, ITI und 
der lokalen Entwicklung unter Federführung der 
Bevölkerung (Community-led Local Development, 
CLLD) obliegt der Nationalen Ständigen Konferenz 
(Národní stálá konference), deren Aufgaben im 
Partnerschaftsabkommen der Tschechischen Re-
publik mit der Europäischen Kommission festgelegt 
sind. Das Nationale Netzwerk Lokaler Aktionsgrup-
pen (Národní síť Místních akčních skupin) vertritt 
lokale ländliche Interessen und fungiert als Dach-
organisation für das CLLD-Instrument.

Das tschechische Konzept eines sozial ausge-
grenzten Gebietes (sociálně vyloučená lokalita) 
dient zur Identifizierung von benachteiligten Gebie-
ten. Sozial ausgegrenzte Gebiete werden durch In-
dikatoren wie Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt und 
von sozialen Kontaktmöglichkeiten, Verfügbar-
keit von öffentlichen Diensten und Grad der poli-
tischen Anteilnahme abgebildet. Die Abteilung für 
Soziale Inklusion der Regierung wendet einen so 
genannten Koordinierten Ansatz für sozial ausge-
grenzte Gebiete (koordinovaný přístup k sociálně 
vyloučeným lokalitám) in Gemeinden an, in denen 
benachteiligte Stadtteile identifiziert worden sind. 
Dieser Ansatz geht von lokaler strategischer Pla-
nung und von Zusammenarbeit und Koordinierung 
einer Politik der sozialen Eingliederung aus. Die 
Tschechische Republik verfügt über kein spezifi-
sches Finanzierungsinstrument für nationale Stadt-
politik. Dennoch gehen nationale Mittel an Gemein-
den mit sozial ausgegrenzten Gebieten, auch wenn 
kein festes Budget für diese Gebiete besteht.

Zusätzliche Quellen

Binek, Jan; Opravil, Zdenek; Chmelar, Roman; Svobodova, Hana, 2016: Cooperation and mutual relationships of cities and their hinter-
lands with regard to the operation of EU integrated development instruments. Quastiones Geographicae, 35 Jg.(2), S. 59–69. 
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Fallbeispiel: Brünn

Wie viele europäische Städte besitzt auch die Stadt 
Brünn Stadtviertel mit zahlreichen sozioökonomi-
schen Problemen. Eines dieser Stadtviertel, das 
für seine schweren sozialen Missstände beson-
ders bekannt ist, ist die im Volksmund so genann-
te Bronx von Brünn, Teil des Stadtteils Zábrdovice. 
Seit Jahren kämpft dieses Stadtviertel mit hoher 
Langzeitarbeitslosigkeit, einem niedrigen Bildungs-
niveau sowie mit recht vernachlässigten kommu-
nalen Wohnungen und öffentlichen Räumen. Das 
größtenteils als Wohngebiet genutzte Areal er-
streckt sich über fast 21 Hektar, liegt im Stadtteil 
Brünn-Zentrum und grenzt an den Stadtteil Brünn-
Nord. Brünn selbst ist die zweitgrößte Stadt in der 
Tschechischen Republik und zählt nahezu 400.000 
Einwohner.

Um die soziale und wirtschaftliche Benachteiligung 
des Gebietes zu bekämpfen, schlug die Kommunal-
verwaltung einen integrierten Stadtentwicklungs-
plan vor. Ziel des Plans war es, finanzielle Mittel 
für bestimmte definierte Gebiete des Viertels zu re-
servieren und damit die schwersten Probleme um-
fassend zu lösen. Die systematische Unterstützung 
dieser Sanierung sollte dazu beitragen, die sozialen 
Risiken, die man seit vielen Jahren mit dem Wohn-
gebiet verbunden hatte, zu reduzieren. 2008 wur-
de eine Lenkungsgruppe eingerichtet, um mit den 
Vorbereitungen zu beginnen. Im Jahr 2009 wurde 
der Plan offiziell genehmigt, nachdem er seine Fi-
nanzierung aus zwei EU-finanzierten operationel-
len Programmen, aus einer Subvention des staat-

lichen Ministeriums für regionale Entwicklung und 
durch einen Zuschuss aus dem Kommunalhaushalt 
von Brünn erhalten hatte.

Quelle: mapchart.net

Bild: Stuart Acker Holt – Brünn
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Der integrierte Stadtentwicklungsplan umfasste 
drei Hauptelemente: die Sanierung von Wohnhäu-
sern, die Wiederbelebung des öffentlichen Raums 
und mehrere so genannte weiche Projekte im Be-
reich der sozialen Integration. Die Bewohner wur-
den mittels der Gemeindearbeit der am Projekt be-
teiligten Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 
eingebunden. Ein lokales Magazin informierte über 
die Pläne. Eine direktere Form der Beteiligung stell-
te eine Umfrage unter Schulkindern dar, die ihre 
Ideen für die Gestaltung des Parks Hvězdička ein-
bringen konnten. Zunächst wurde eine Anzahl von 
Wohngebäuden für die Sanierung ausgewählt. Ins-
gesamt einigte man sich auf 157 Gebäude, darun-
ter 129 Wohngebäude und 28 Gewerbeimmobili-
en. Von allen Häusern stehen 89 auf dem Gelände 
des Stadtviertels Brünn-Zentrum und 68 im Stadt-
teil Brünn-Nord. Die Stadt Brünn besitzt 57 Häuser 
und 100 Häuser sind in Privatbesitz. Die im 18. und 
19. Jahrhundert erbauten Mietwohnungen mit Bal-
kon zum Innenhof und gutbürgerlichen Straßen-
fassaden bilden einen bedeutenden Teil des de-
finierten Gebietes. Einige dieser Gebäude stehen 
unter Denkmalschutz, aber der Großteil des Woh-
nungsbestandes in dieser Gegend wurde seit dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges nicht instand gehal-
ten und ist daher stark verfallen. Die Sanierung der 
Gebäude erfolgte zwischen 2010 und 2015 und um-
fasste nicht nur den technischen (Austausch von 
Fenstern, Wärmedämmung und Reparaturen), son-
dern auch den ästhetischen Wiederaufbau (Fas-
sadenerneuerung). Man widmete sich zudem den 
Innenräumen; jede neu gebaute oder sanierte So-
zialwohnung wurde mit Standardbad und Küche 
ausgestattet.

Darüber hinaus berücksichtigte der integrierte Plan 
die Wiederbelebung des öffentlichen Raums. Zu die-

sem Zweck wurde eine neue, im Innenhof einiger 
Wohnblocks anzulegende Grünfläche entworfen. 
Auf der Grundlage einer öffentlichen Umfrage und 
dem Input von Sachverständigen und Ausschrei-
bungen einigte man sich auf eine endgültige Ges-
taltung. Ein zentraler gepflasterter Bereich bildet 
das Herz des Parks und fungiert als Platz zur Be-
gegnung zwischen den Besuchern. Der Rest des 
Parks ist in vier Teile unterteilt, von denen jeder 
eine eigene Funktion besitzt (z. B. Basketball, Vol-
leyball, geschlossene Spielplätze, Rasen, Bänke 
und Entspannungszonen). Im Park befindet sich ein 
niedrigschwelliges Jugendzentrum mit zahlreichen 
Freizeitaktivitäten.

Schließlich ergänzten verschiedene Pilotprojekte 
die Wohnungssanierung und die Wiederbelebung 
des öffentlichen Raums mit Sozialprogrammen, die 
sich vor allem auf die Integration von durch sozi-
ale Ausgrenzung bedrohten Roma-Gemeinschaf-
ten konzentrierten. Diesbezüglich beteiligten sich 
verschiedene NGOs aktiv an dem Plan. Die Sozial-
programme betrafen vor allem Familienunterstüt-
zung, Bildungsdienstleistungen, Arbeitsvermitt-
lungsdienste sowie Sozial- und Rechtsberatung.

Wie geplant wurde das Programm im Jahr 2015 ab-
geschlossen. Daher befindet sich das Projekt nun 
in seiner vielleicht schwierigsten Phase, nämlich 
in der Schaffung von Nachhaltigkeit. Dementspre-
chend werden noch mehrere (hauptsächlich wei-
che) Folgeprojekte erarbeitet, um das verbesserte 
Lebensumfeld zu erhalten und weiter zu fördern. 
Zunächst sollte die gegenwärtige Umwandlung 
eine allmähliche Rückkehr zum Erscheinungsbild 
des Gebiets in Vorkriegszeiten einleiten, als das 
Wohngebiet noch ein ruhiger, angenehmer und be-
liebter Wohnort von Brünn war.

Türkei

Die größte Herausforderung für die türkische Stad-
tentwicklungspolitik besteht gegenwärtig in der ra-
schen Verstädterung. Diese führt beispielsweise 
zu Belastungen für die Umwelt, das Wohnungs-
wesen, Sicherheit, den Arbeitsmarkt, Bildung und 
Mobilität. Eine weitere große Herausforderung für 
die Türkei ist die allgegenwärtige Bedrohung durch 
Erdbeben. Die im Jahr 2009 institutionalisierte Kata-
strophen- und Notfallmanagementverwaltung so-
wie die Staatliche Erdbebenstrategie und der ent-
sprechende Aktionsplan (ratifiziert 2011) sind Teil 
der Governance-Struktur, die Naturkatastrophen 
und ihre Auswirkungen auf das städtische Gefüge 
bewältigen soll.

Das Raumplanungssystem in der Türkei umfasst 
vier Verwaltungsebenen: staatlich, regional, pro-

vinziell und kommunal. Im Jahr 2011 erhielt das 
Ministerium für Umwelt und Urbanisierung die 
Zuständigkeit für große Teile des Raumplanungs-
systems einschließlich der Definition von Sanie-
rungsgebieten (Güzey 2016). Darüber hinaus über-
nehmen das Ministerium für Entwicklung und das 
Ministerium für Verkehr, Maritime Angelegenheiten 
und Kommunikation Verantwortung in der Stadtent-
wicklungspolitik.

Das Ministerium für Umwelt und Urbanisierung be-
reitet in Zusammenarbeit mit dem Ministerium für 
Entwicklung die nationalen und regionalen Raum-
planungsprogramme vor. Die Nationale Raumpla-
nungsstrategie (Ülke Mekansal Strateji Planı) wird 
derzeit erstellt. Ihr Ziel ist die Entwicklung umfas-
sender nationaler und regionaler Raumplanungs-
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strategien unter Berücksichtigung der sozioöko-
nomischen und räumlichen Dynamik auf nationaler 
und internationaler Ebene. 

Mittels regionaler Entwicklungsagenturen berei-
tet das Ministerium für Entwicklung nationale und 
regionale Entwicklungspläne vor. Die regionalen 
Pläne zielen darauf ab, interregionale Disparitäten 
zu verringern. Territoriale Pläne, die vom Ministerium 
für Umwelt und Urbanisierung und Großstädten en-
twickelt werden, legen Entscheidungen über die Bo-
dennutzung in Bezug auf Siedlungen, Wohnungsbau, 
Industrie, Landwirtschaft, Tourismus und Verkehr 
fest. Zu ihren Zielen gehört die Vermeidung außer-
planmäßiger Urbanisierung. Gemeinden stellen 
eigene Master- und Umsetzungspläne auf.

Der Staatliche Integrierte Stadtentwicklungsstra-
tegie- und Aktionsplan (Bütünleşik Kentsel Gelişme 
Stratejisi ve Eylem Planı, KENTGES) bietet einen 
landesweiten Fahrplan für Urbanisierung und Pla-
nung bis zum Jahr 2023. Ein Aktionsprogramm ver-
teilt die notwendigen Maßnahmen auf zentraler 
und lokaler Ebene auf drei thematische Schwer-
punkte: Umstrukturierung des Planungssystems, 
Verbesserung der Raum- und Lebensqualität in 
Siedlungen und Stärkung der wirtschaftlichen und 
sozialen Strukturen in Siedlungen. KENTGES ent-
stand im Rahmen von Konsultationen, die vom Ur-
banisierungsrat 2009 durchgeführt wurden. Der Rat 
umfasste 500 Experten, um die mit der Urbanisie-
rung der Türkei verbundenen Probleme zu erörtern.

2013 verlieh das geänderte Landentwicklungsge-
setz qualitativ hochwertigen Wohnräumen, der 
Erhaltung von natürlichen, kulturellen und histori-
schen Werten sowie der innovativen Planung ei-
nen höheren Rang auf der politischen Agenda. Die 
meisten der hochwertigen Wohnräume sind priva-
tisierte Einheiten in geschlossenen Wohnanlagen. 
Darüber hinaus wurde mit dem Gesetz über die Um-
wandlung von Gebieten mit Katastrophenrisiken 
(2012) Stadtumgestaltung zu einem Planungsinstru-
ment, das vor allem in Hochrisikogebieten sichere 
Lebensräume schaffen soll.

In der Türkei gibt es keine Verwaltungsinstrumen-
te zur Koordinierung verschiedener Regierungs-
ebenen. Stadträte sind ein freiwilliges Leitungsin-
strument, das unter Bezugnahme auf die Agenda 

21 (ein unverbindlicher Aktionsplan der Vereinten 
Nationen im Hinblick auf nachhaltige Entwicklung) 
eingerichtet wurde. Innerhalb dieser Räte entwi-
ckeln zentrale und lokale Behörden, Berufskam-
mern und zivilgesellschaftliche Akteure Lösungen 
für die Stadtentwicklung. Darüber hinaus regeln 
gesetzliche Bestimmungen wie das Kommunalge-
setz (2005) und die Verordnung über die freiwillige 
Teilnahme an provinzieller Sonderverwaltung und 
städtischen Dienstleistungen (2005) Partizipations-
prozesse auf lokaler Ebene.

In den vergangenen Jahrzehnten wurde die Posi-
tion der Kommunalverwaltungsbehörden für eine 
nachhaltige Urbanisierung gestärkt. Eine Reihe von 
Veränderungen hat ihre Machtbereiche erweitert 
und ihre Planungshoheit ausgeweitet. Zusätzlich 
wurden durch eine im Großstadtgesetz 2014 ge-
troffene Änderung die aus dem Zentralbudget und 
den lokalen Einnahmen gewonnenen Anteile er-
höht. Das Gesetz über die Umgestaltung von Ge-
bieten mit Katastrophenrisiken bietet einen staat-
lichen Rahmen, der Hausbesitzern, deren Häuser 
in Hochrisikozonen stehen, finanzielle Unterstüt-
zung bietet (Turkish Ministry for Environment and 
Urbanisation 2014).

Derzeit bieten zwei Gesetze Definitionen für be-
nachteiligte Stadtgebiete in der Türkei: das Gesetz 
über die Umwandlung von Gebieten mit Katastro-
phenrisiken und das Kommunalgesetz. Gemäß dem 
Transformationsgesetz sind so genannte riskan-
te Gebiete Areale mit unzureichender öffentlicher 
Ordnung und Sicherheit, unzureichender Infra-
struktur und einem hohen Anteil illegaler Wohnun-
gen. Die türkische Wohnungsbaugesellschaft TOKİ 
(Toplu Konut Idaresi Baskanligi) spielt eine wichti-
ge Rolle in der Wohnungspolitik, die maßgeblich in 
gecekondu bölgesi, dem türkischen Ausdruck für 
Slums, zur Anwendung kommt. Das Ministerium für 
Umwelt und Urbanisierung bestimmt die Geschicke 
von TOKİ, wobei es eng mit (privaten) Bauträgern 
zusammenarbeitet. Vor dem Hintergrund der zu er-
wartenden massiven weiteren Verstädterung und 
des daraus resultierenden Wohnungsbedarfs sind 
die Eingriffe von TOKİ mit Umsiedlung, Abriss und 
Wiederaufbau verbunden, was in den Sanierungs-
gebieten oft zu einer Erhöhung der Immobilienprei-
se und folglich zu Verdrängung früherer Bewohner 
führt (Kuyucu/Ünsal 2010).
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Ungarn 

In Ungarn ist die Stadtentwicklungspolitik Teil der 
regionalen Entwicklungspolitik. Die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen sind jedoch in das Bauvor-
schriftssystem integriert, das vom Büro des Premi-
erministers behandelt wird. Während eine staatli-
che Stadtpolitik nicht existiert, wirkt sich eine Reihe 
staatlicher politischer Strategien auf die städte-
bauliche Entwicklung aus oder adressieren diese 
ausdrücklich. Diese können ebenfalls mittels Stadt-
entwicklungsprogrammen direkt durch den Premi-
erminister und die Regierung koordiniert werden.

Das Nationale Entwicklungs- und Territorialent-
wicklungskonzept (Nemzeti Fejlesztés 2030: Ors-
zágos Fejlesztési és Területfejlesztési Koncepció) 
(Ministry of National Development 2014) beschreibt 
die langfristige Vision einer raumorientierten Ent-
wicklung des Landes im Hinblick auf sektorale und 
territoriale Ziele. Das Konzept legt eindeutig die 
Notwendigkeit einer stärker polyzentrischen und 
ausgewogeneren Raumentwicklung zur Verringe-
rung von regionalen Ungleichheiten dar. Darüber 
hinaus begann die Vorbereitung einer Nationalen 
Siedlungspolitik im Jahr 2016 unter Berücksichti-
gung internationaler städtischer Agenden. Weite-
re wichtige nationale strategische Dokumente mit 
Bezug zu Stadtentwicklung sind umwelt- und ver-
kehrspolitische Strategien wie die Nationale Rah-
menstrategie für Nachhaltige Entwicklung (aus 
dem Jahr 2013), die Nationale Klimawandel-Strate-
gie (in Revision), das Nationale Umweltschutzpro-
gramm 2015–2020 (aus dem Jahr 2015), die Natio-
nale Wasserstrategie 2030 (in Vorbereitung) und die 
Nationale Verkehrsstrategie (aus dem Jahr 2014). 

Das Nationale Entwicklungs- und Territorialent-
wicklungskonzept schlägt eine effektivere mehr-
stufige Raum-Governance vor, während es jedoch 
generell von einer hoch zentralisierten Staats-
struktur ausgeht. Die Großstadtregion von Bu-
dapest übernimmt als makroregionales Zentrum 
eine besondere Rolle. Im Allgemeinen existieren 
örtliche Selbstverwaltungseinheiten auf der Ebene 
von Landkreisen, Bezirken sowie Groß- und Klein-
städten. Mit der Novellierung des Kommunalver-
waltungsgesetzes von 2011 und des Raument-
wicklungs- und Landnutzungsplanungsgesetzes 
übernahmen die Kreisverwaltungen Zuständig-
keiten hinsichtlich der Bereitstellung öffentlicher 
Dienstleistungen, der Raumordnung sowie territo-
rialer, ländlicher und städtischer Entwicklung, wäh-
rend die bestehenden Territorialentwicklungsräte 
auf nationaler, kreisweiter und subregionaler Ebe-
ne abgeschafft wurden. Die Novellierungen führ-
ten zu einer deutlichen Begrenzung der Pflichten 
und Zuständigkeiten der Kommunen (Varró/Faragó 

2016: 52). Der Erlass der Regierung 314/2012 be-
schreibt Planungsprozesse und stellt Inhalte für 
Stadtentwicklungskonzepte und integrierte Sied-
lungsplanungsstrategien zur Verfügung. Operati-
onelle Programme und nationale Projekte unter-
stützen Groß- und Kleinstädte bei der Erstellung 
eigener Konzepte und Strategien. Heute haben alle 
größeren Städte und viele kleinere Städte solche 
Dokumente, die die Grundlage städtischer Entwick-
lung bilden.

Auf nationaler Ebene fungieren das Büro des 
Premierministers, das Ministerium für nationa-
le Entwicklung und das Ministerium für nationa-
le Wirtschaft als Koordinationsforen. Auf regiona-
ler Ebene koordinieren die Kreisverwaltungen die 
Siedlungsebene. Auf der lokalen Ebene müssen 
Beteiligungsprozesse für Interessenvertreter im 
Rahmen eines lokalen Partnerschaftsabkommens 
implementiert werden.

Um das Jahr 2010 erlebte Ungarn schwerwiegen-
de wirtschaftliche Schwierigkeiten, die sich aus 
der untragbaren Höhe an privaten und öffentli-
chen Schulden des Landes ergeben hatten, was 
zu Reformen der Arbeitsmarkt-, der Renten- und 
der Steuerpolitik führte (Government of Hunga-
ry 2015). Der Neue Széchenyi-Plan (Új Széchenyi 
Terv) von 2011 bildete die Antwort der Regierung 
auf diese Schwierigkeiten. Das größte nationale 
Stadtentwicklungs-Investitionsprogramm ist das 
Programm für moderne Städte (Modern városok 
program). Neben diesen nationalen Finanzierungs-
möglichkeiten wird regionale und städtische Ent-
wicklung durch EU-Fonds gefördert. Im Programm-
planungszeitraum 2014–2020 sind große Summen 
der Kofinanzierung für große Infrastrukturprojekte 
vorgesehen.

Im Hinblick auf integrierte Ansätze in Stadtgebieten 
und benachteiligten Gebieten steht Ungarn noch 
am Anfang der Durchführung solcher Projekte. Der 
Zeitraum 2007–2013 unterstützte „das erste wirk-
lich integrierte sozialverträgliche Sanierungspro-
jekt in Ungarn“ (EC 2016: 3; Übers. d. A.). Es hat-
te zum Ziel, die Wohn- und Lebensbedingungen 
der Menschen im Magdolna-Viertel in Budapest 
zu verbessern, indem sowohl die Wohnungsinfra-
struktur modernisiert als auch an die Anwohner 
gerichtete weiche Maßnahmen umgesetzt wurden. 
Es wurde vom Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) mit mehr als 6,4 Mio. Euro (EC 
2013) gefördert. Das regionale operationelle Pro-
gramm zur territorialen und Siedlungsentwicklung 
2014–2020, das den EFRE und den Europäischen 
Sozialfonds (ESF) einschließt, umfasst die Themen 
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lokale Wirtschaftsentwicklung (Industrieparks, lo-
kale Ökonomie, nachhaltiger Tourismus, Mobilität), 
unternehmensfreundliche Stadtentwicklung (grü-
ne Städte und Brachflächen, Infrastruktur für den 
Umweltschutz), Stadtgebiete für kohlenstoffarme 
Wirtschaft (städtische Verkehrsentwicklung, Ener-
gieeffizienz), lokale soziale Dienste und öffentliche 
Beteiligung (Gesundheitswesen, soziale Infrastruk-
tur, benachteiligte Stadtgebiete) sowie Personal-

entwicklung und Kooperation. Es sieht rund eine 
Mrd. Euro für eine integrierte nachhaltige Stadt-
entwicklung vor (EC 2017). Ungarn verfügt des Wei-
teren über eine Nationale Soziale Eingliederungs-
strategie (Emberi Erőforrások Minisztériuma 2014), 
die sich mit Fragen zu extremer Armut, Kinderar-
mut, den Lebensbedingungen der Roma sowie mit 
gebietsbezogener Ungleichheit und Segregation 
beschäftigt. 
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Vereinigtes Königreich

Städtische Gebiete stehen im Vereinigten König-
reich, nicht anders als in anderen Ländern, vor 
einer Reihe von drängenden Fragen. Eine dieser 
Herausforderungen liegt in den großen regiona-
len Diskrepanzen zwischen und in den britischen 
Nationen, die Maßnahmen zur Stärkung der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung der Städte 
erforderlich machen. Darüber hinaus wird die Ent-
scheidung der britischen Wähler vom Juni 2016, die 
EU zu verlassen, noch unbekannte Auswirkungen 
auf verschiedene Governance-Themen haben, ein-
schließlich der Stadtpolitik.

Der britische Ansatz zur Stadtentwicklungspolitik 
folgt in England, Schottland, Wales und Nordirland 
verschiedenen Mustern. Jeder Landesteil verfügt 
über eigene Behörden für lokale und gemeinschaft-
liche Angelegenheiten. Die politischen Rahmenbe-
dingungen unterscheiden sich vielfach voneinan-
der, vor allem aber im Grad der Dezentralisierung 
der Budgets und Zuständigkeiten. Das britische 
Parlament verabschiedet für Stadtentwicklung 
bedeutsame Gesetze, wie das Gesetz zur Dezen-
tralisierung von Stadt- und Kommunalverwaltung 
von 2016 oder das Stadtgebietsplanungsgesetz von 
2016. Die Kompetenzen, die diese Gesetze enthal-
ten, beziehen sich allerdings lediglich auf England.
Wachsende Bemühungen, subnationale Gover-

nance-Leistungen zu stärken, bestehen landesweit. 
In England ist die Dezentralisierung nicht so 
weitreichend wie in anderen Teilen des Vereinig-
ten Königreichs, wobei die Stadt London und ihr 
Umland eine Ausnahme bilden (Harding/Nevin 
2015). Die Abkommen zur Dezentralisierung (Devo-
lution Deals), die im Gesetz zur Dezentralisierung 
von Stadt- und Kommunalverwaltung festgelegt 
wurden, decken derzeit zwölf englische Gemein-
same Behörden (Combined Authorities) ab. Sie 
bilden spezifische Rahmenbedingungen für die 
Verlagerung der Haushaltsverantwortung auf die 
lokalen Ebenen, sodass diese entscheiden können, 
wie öffentliche Mittel auf ihrem Gebiet ausgegeben 
werden sollen (Local Government Association 2016). 
Diese Gemeinsamen Behörden sind mit dem Ziel 
gegründet worden, Städte und ihr Umland in metro-
polregionale Verwaltungsstrukturen zu integrieren. 
Wie in den Dezentralisierungsabkommen festge-
legt, wählen sechs Gemeinsame Behörden Mitte 
2017 per Direktwahl Metropolregionen-Bürger-
meister (Metro Mayors). Diese Bürgermeister sind 
verantwortlich für Wohnungswesen und Planung, 
Bildung, Verkehr und in einigen Fällen auch für das 
Gesundheitswesen (Centre for Cities 2016). Nach 
der Parlamentswahl 2015 wurden 38 Vorschläge 
für Dezentralisierungsabkommen durch englische 
Städte und Kreise eingebracht.
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Der Großraum London betreibt einen eigenen Stra-
tegieplan, der ein ganzheitliches wirtschafts-, um-
welt-, verkehrs- und sozialpolitisches Rahmen-
konzept für die Stadtentwicklung in den nächsten 
zwei Jahrzehnten festlegt (Greater London Autho-
rity 2016).

Verschiedene Interessenvertreter tragen zur poli-
tischen Debatte bei, wie zum Beispiel der Verband 
der Lokalverwaltungen (Local Government Associ-
ation) und ihr walisischer Zweig, die Versammlung 
der schottischen Kommunalbehörden (Convention 
of Scottish Local Authorities), das Netzwerk Kern-
städte (Core Cities) und das Zentrum für Städte 
(Centre for Cities). Als Teil einer recht neuen Ent-
wicklung in England können sich Bewohner nun an 
der lokalen Planung beteiligen, indem sie gemein-
sam Stadtgebietspläne erstellen, sobald die lokale 
Planungsbehörde formal ein Stadtviertelforum be-
stimmt hat (Department for Communities and Local 
Government 2016).

Öffentlich-private Partnerschaften sind in Groß-
britannien ein wichtiges Durchführungsinstru-
ment für städtische und lokale (wirtschaftliche) 
Entwicklungspolitik. Im Jahr 2011 folgten 39 Lo-
kale Unternehmenspartnerschaften (Local Enter-
prise Partnerships, LEP) auf die neun Regiona-
len Entwicklungsbehörden. Diese LEP sollen „das 
Wirtschaftswachstum in interkommunalen Gebie-
ten, die als ‚natürliche Wirtschaftsräume‘ verstan-
den werden“ (Harding/Nevin 2015: 16; Übers. d. A.), 
ankurbeln. 

So genannte City Deals und Growth Deals ergänzen 
das Instrumentarium regionaler Initiativen, indem 
sie die Förderbedingungen für lokale Entwicklung 
festlegen. City Deals für englische Städte begannen 
bereits 2011. Sie stellen „maßgeschneiderte Bün-
delungen von zuvor zwischen der Zentral regierung 
und den Kommunalbehörden bzw. den Lokalen Un-
ternehmenspartnerschaften und anderen lokalen 
Körperschaften ausgehandelten Finanzierungs- 
und Entscheidungsfindungskompetenzen“ (Ward 
2016: 3; Übers. d. A.) dar. Die erste, 2012 abge-
schlossene, Periode deckte die acht größten Städ-
te außer London ab; weitere 20 mittelgroße Städte 
folgen in der zweiten, 2014 abgeschlos senen, Run-
de (ebd.). Im Jahr 2016 wurden City Deals zwischen 
den dezentralen Verwaltungsstrukturen und der 
Regierung des Vereinigten Königreichs in Wales 
und Schottland beschlossen. Weitere solcher Ab-
kommen sollen folgen. Die Growth Deals wurden im 
Zuge der Dezentralisierungsabkommen auf ländli-
che und städtische Gebiete ausgeweitet. 

Neben privater Finanzierung existieren öffentliche 
Fördersysteme. Lokale Behörden können Kredite 
von der Agentur für Kommunalanleihen und von 

der Europäischen Investitionsbank erhalten, um 
lokale Projekte zu finanzieren. Schließlich gibt es 
eine Vielzahl von themenspezifischen Projekten, 
die aus verschiedenen Quellen finanziert werden, 
wie z. B. Programme zur Bekämpfung von Armut 
oder auf Stadtentwicklung konzentrierte EU-För-
derprogramme. 

In den vier Landesteilen gibt es verschiedene Pro-
gramme und Ansätze, die darauf abzielen, loka-
le Gemeinschaften und besonders benachteiligte 
Stadtviertel zu unterstützen.

In England werden benachteiligte Gebiete durch 
eine Vielzahl von Strategien und Finanzierungsin-
strumente unterstützt. Ein Index zu verschiedenen 
Formen von Benachteiligung erfasst die Aspek-
te der Benachteiligung in den Vierteln englischer 
Städte und Gemeinden (Department for Communi-
ties and Local Government 2015). Das Programm 
für Familien in Schwierigkeiten (Troubled Families 
Programme) richtet sich speziell an Familien mit ei-
ner Vielzahl von Problemen, u. a. Kriminalität, ab-
weichendem Sozialverhalten, Problemen der psy-
chischen Gesundheit, häuslichem Missbrauch und 
Arbeitslosigkeit. Es wird auf Ebene lokaler Behör-
den betrieben und basiert auf einem Zahlung-nach-
Leistung-Modell. 

Schottland hat 2015 das Gemeindestärkungsgesetz 
verabschiedet, in dem ein Rahmen für die Kom-
munalplanung, die Beteiligung der Öffentlichkeit 
und den gemeinschaftlichen Grundbesitz festge-
legt wird. Das schottische Konzept für benach-
teiligte Stadtviertel folgt der Sanierungsstrategie 
(Regeneration Strategy) und definiert Sanierung 
als einen umfassenden Prozess. Deprivation soll 
demnach von einer breiten Allianz aus lokalen und 
staatlichen Akteuren bekämpft werden (Scottish 
Government 2011).

In Wales bildet das Programm Lebendige und Le-
bensfähige Orte (Vibrant and Viable Places Pro-
gramme) (Welsh Government 2016) den Rahmen 
für verschiedene Armutsbekämpfungsmaßnah-
men, wie z. B. der Aktionsplan zur Bekämpfung 
von Armut (Welsh Government 2012). Der Commu-
nities-First-Ansatz stellt eine Steuerungsvereinba-
rung auf Grundlage lokaler Partnerschaften dar, um 
den am stärksten benachteiligten Menschen in den 
entsprechenden Gebieten zu helfen.

Das Nordirische Rahmenabkommen für Stadtsa-
nierung und Gemeindeentwicklung (Urban Rege-
neration Community Development Framework) 
(Department for Social Development 2013) steckt 
eine mittelfristige Strategie zur Beseitigung von 
Gebietsbenachteiligung sowie zur Stärkung von 
lokaler Wettbewerbsfähigkeit und gesellschaft-
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licher Kohäsion ab. Die eigens zu diesem Zweck 
geschaffenen Partnerschaften zur Stadtsanierung 
haben lokale Pläne für die 36 am stärksten benach-

teiligten Gebiete erstellt (Department for Commu-
nities o.J.).
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Zypern

Das Stadt- und Kreisplanungsgesetz von 1972 legt 
in Zypern eine dreistufige Hierarchie von Entwick-
lungsplänen fest: den Inselplan für das ganze Land, 
lokale Pläne für städtische Ballungsgebiete und 
Bereiche von außergewöhnlicher Bedeutung so-
wie Flächenkonzepte auf lokaler Ebene. Seit 1992 
schließt eine Erklärung für ländliche Gebiete die 
Lücke für Gebiete, für die es weder einen lokalen 
Plan noch ein Flächenkonzept gibt. Eine angemes-
sene Umsetzung des Inselplans wurde durch die 
Zwangsteilung der Insel behindert und seine Neu-
gestaltung – ein längerfristiger politischer Prozess, 
der eine komplexe Reorganisation bestehender Zu-
ständigkeiten auf nationaler Ebene einschließt – 
wird derzeit geprüft. In den vergangenen Jahren 
hat sich die Raumordnungsgesetzgebung insbe-
sondere hinsichtlich der Zuständigkeiten bei der 
Erstellung von Raumordnungsplänen und Verän-
derungen im Überprüfungsverfahren verändert. 
Dies hat die Beteiligung der Öffentlichkeit und 
den rechtlichen Rahmen für die Konsultation mit 
einer Vielzahl von Interessenvertretern gestärkt. 
Die Planungsbehörden auf nationaler, regionaler 

und kommunaler Ebene überwachen die Umset-
zung auf der Grundlage der Bestimmungen der Ent-
wicklungspläne.

Die Integration nationaler Sektorpolitiken (z. B. 
Wohnen, Verkehr, Tourismus, Umwelt etc.) in die 
Raumplanung und Stadtpolitik wird durch umfang-
reiche Konsultationen mit den zuständigen Minis-
terien und Agenturen erreicht. Darüber hinaus 
verarbeitet der Planungsausschuss (Πολεοδομικό 
Συμβούλιο) alle Entwicklungspläne für städtische 
Ballungsgebiete und fasst die räumliche Dimension 
wichtiger Politikbereiche in stadtpolitischen Leit-
fäden zusammen. Der Planungsausschuss ist eine 
unabhängige Organisation mit Entscheidungsbe-
fugnissen in weiten Bereichen der Stadtentwick-
lung und Raumordnung. Er setzt sich aus Vertre-
tern beruflicher, unternehmerischer, akademischer 
und zivilgesellschaftlicher Netzwerke, aus nationa-
len Ministerien und Verbänden wie dem Verband 
der zypriotischen Stadtverwaltungen, dem zyprio-
tischen Gemeindeverband und der zypriotischen 
Wissenschafts- und Technikkammer zusammen. 



Zehn Jahre Leipzig-Charta72

Der Planungsausschuss führt auch öffentliche Aus-
schreibungen für Konsultationen und strukturierte 
Anhörungen durch.

Die lokalen Behörden sehen sich mit erheblichen 
Herausforderungen aufgrund der begrenzten Ka-
pazitäten des Lokalverwaltungssystems konfron-
tiert, die durch die Auswirkungen der Finanzkri-
se verschlimmert werden. Dennoch haben sie 
verschiedene Formen der interkommunalen Zu-
sammenarbeit entwickelt, um gemeinsame He-
rausforderungen zu lösen, wie auch informelle 
Vereinbarungen für die interkommunale Zusam-
menarbeit zwischen Städten und Gemeinden (z. B. 
im städtischen Ballungsraum rund um Nikosia) und 
räumliche Formen der Multi-Level-Governance 
(z. B. für regionale Wasserbehörden) entwickelt. 
Aufgrund der Unzulänglichkeiten des derzeitigen 
Lokalverwaltungssystems wurden eine breite Re-
form und ein neuer gesetzlicher Rahmen für die 
Ausübung der Lokalverwaltung zuwege gebracht. 
Durch diese Reform sollen regionale Cluster Kom-
petenzen in der Entwicklungskontrolle (der Prozess 
der Genehmigung von Entwicklungen unter den im 
Planungssystem festgelegten Bedingungen), der 
Wasserwirtschaft und Abwasserentsorgung sowie 
der Abfallwirtschaft erwerben. Lokale Cluster wür-
den unter anderem Grünflächen, den öffentlichen 
Raum und die Abfallentsorgung regeln. Insgesamt 
ist die Reform darauf ausgerichtet, den Koordinie-
rungs-, Überwachungs- und Regulierungsrahmen 
des lokalen Regierungssystems zu aktualisieren 
und zu straffen.

Lokale Verbände und organisierte Interessen-
gruppen sowie lokale Wirtschaftskammern und 
Wirtschaftsverbände können durch gesetzliche 
Verfahren und informelle öffentliche Beteiligungs-
verfahren am Planungsprozess mitwirken. Die grö-
ßeren Gemeinden führen gelegentliche projektspe-
zifische Konsultationsaufrufe durch. Die Abteilung 
Stadtplanung und Wohnungswesen hat kürzlich 
mehrere experimentelle Strukturierte Demokrati-
sche Dialogprozesse als Instrument für eine par-
tizipative Bottom-up-Planung durchgeführt. Die 
Ergebnisse werden in Bezug auf ihre Nützlichkeit 
als Konsensbildungsinstrument zur Förderung der 
Beteiligung der Bevölkerung auf Stadtviertelebe-
ne evaluiert.

Die Generaldirektion für Europäische Programme, 
Koordinierung und Entwicklung ist für die Koor-
dinierung mit der EU-Kohäsionspolitik zuständig. 
Nach den operationellen Programmen des laufen-
den Programmplanungszeitraums sollen die Ziele 
der nachhaltigen Stadtentwicklung durch paral-
lele Interventionen in vorrangigen Bereichen wie 
Klimawandel und Umweltschutz, Beschäftigung 
und Arbeitsmobilität, soziale Eingliederung und 
Armutsbekämpfung sowie nachhaltige städtische 
Mobilität erreicht werden. Dementsprechend iden-
tifiziert eine Reihe von Strategien zur Integrierten 
Nachhaltigen Stadtentwicklung die grundlegenden 
Entwicklungsbedürfnisse und Potenziale jedes In-
terventionsbereichs, insbesondere in Bezug auf 
benachteiligte Stadtviertel. Die vier größten Kom-
munen (Nicosia, Limassol, Larnaca und Paphos) 
haben diese Strategien auf Grundlage der von der 
Abteilung für Stadtplanung und Wohnungswesen 
auf nationaler Ebene festgelegten Spezifikationen 
mitentwickelt. Dazu gehören Leitlinien für ein inte-
griertes Konzept für die Stadtentwicklung und die 
Festlegung thematischer Prioritäten und Auswahl-
kriterien mit 135 Indikatoren im Zusammenhang mit 
demografischen Entwicklungen, der wirtschaftli-
chen Lage, ökologischer Nachhaltigkeit, Mobilität, 
kultureller und sozialer Infrastruktur usw.

Die Verwaltung der Europäischen Struktur- und In-
vestitionsfonds erfolgt in Partnerschaft mit nati-
onalen und/oder regionalen Behörden durch ein 
System der gemeinsamen Verwaltung. Die Verwal-
tungsbehörden haben bestimmte Funktionen an so-
genannte zwischengeschaltete Stellen zugewie-
sen, so z. B. die Auswahl, die Beobachtung und 
die Überprüfung von Projekten. Für die Stadtent-
wicklung wurde das Innenministerium als das für 
die Beobachtung und Überprüfung von Projekten 
zuständige zwischengeschaltete Stelle benannt, 
während die vier lokalen Behörden, die die Strate-
gien zur Integrierten Nachhaltigen Stadtentwick-
lung vorbereiteten, für die Auswahl der Projekte in 
ihrem Hoheitsgebiet verantwortlich sind. Für den 
Programmplanungszeitraum 2014–2020 machen die 
Mittel für die Stadtentwicklung 18,5 Prozent des 
Budgets des Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung in Zypern aus, aber die Projektdurchfüh-
rung hat sich aufgrund der Auswirkungen der Wirt-
schafts- und Finanzkrise auf die staatlichen und 
privaten Ausgaben sowie auf den Zugang zu den 
finanziellen Ressourcen stark verzögert.
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7 Integrierte Stadtentwicklung in Brasilien, China, 

Indien, Südafrika und den USA

Nach den Ausführungen zu europäischer Stadt-
politik soll im folgenden Kapitel der Blick ergän-
zend auf globale Beispiele gerichtet werden. Die 
Art und Weise, wie die in diesem Kapitel vorge-
stellten Länder sich entwickeln und die städtischen 
Herausforderungen in Angriff nehmen, wird nicht 
nur aufgrund ihrer Bevölkerungszahlen globale 
Folgen nach sich ziehen. Aufgrund der schnellen 
und bisher beispiellosen Verstädterungsprozesse 
in Brasilien, China, Indien und Südafrika sind die 
Klima- und Umweltauswirkungen dieser Entwick-
lungen massiv. Sozioökonomische Veränderungen 
in diesen Ländern und ihren Städten beeinflussen 
die globalen Ströme von natürlichen Ressourcen, 
Produkten, Kapital, Technologien, Informationen 
und Menschen grundlegend.

Umweltzerstörung, Wohnraummangel und Migrati-
onsbewegungen, die durch die Risiken des Klima-
wandels oder die Suche nach besseren Lebens-
bedingungen verursacht werden, sind einige der 
Herausforderungen, die sich auf (städtische) Ge-
sellschaften weltweit auswirken. Die Nachhaltig-
keitsziele der Vereinten Nationen definieren die 
Schaffung von integrativen, sicheren, resilienten 
und nachhaltigen Städten als globale Heraus-
forderung. Verlässt man den rein europäischen 
Blickwinkel, so kann eine Diskussion über globale 
Trends mit einer ausgeprägten urbanen Dimensi-
on dazu beitragen, den breiteren Kontext der euro-
päischen Stadtentwicklung zu verstehen. Auf die-
se Weise können auch neue Lösungen gefunden 
werden.

Brasilien 

Brasilien ist eine der am schnellsten wachsenden 
Volkswirtschaften der Welt. Mit einem Urbanisie-
rungsgrad von 85 Prozent übertrifft es viele euro-
päische Länder. Brasilien weist außerdem mit den 
größten wirtschaftlichen und sozialen Ungleichhei-
ten auf. Viele Stadtbewohner leben in informellen 
Siedlungsgebieten, so genannten Favelas, unter 
schlechten Lebensbedingungen in prekären Ge-
bieten.

In Brasilien legen die Bundes- und die Landesregie-
rungen die politischen Leitlinien für Stadtentwicklung 
fest und stellen die für die städtische Infrastruktur 
benötigten Finanzmittel bereit. Die Kommunalver-
waltungen spielen eine herausragende Rolle in der 
Dienstleistungserbringung und -implementierung. 
Darüber hinaus besitzen private Unternehmen eine 
Konzessionsverein barung für die Dienstleistungser-
bringung. Ab den 1990-Jahren, mit der Rückkehr von 
Demokratie und öffentlicher Rechenschaftspflicht, 
hat Brasilien das städtische Wachstum und die 
damit verbundenen sozialen und ökologischen Pro-
bleme ernsthafter in Angriff genommen. Der rechtli-
che und verfassungsrechtliche Reformprozess führ-
te zu Governance-Vereinbarungen, die den Dialog 
zur Förderung der Demokratie stimulieren und die 
soziale Ungleichheit in städtischen Gebieten vermin-
dern sollten. Im Jahr 2001 mündete dieser Prozess in 
der Verabschiedung des Stadtstatuts, einem Meilen-
stein in der Anerkennung der sozialen Funktion von 
Eigentum, für die Bekämpfung sozialer Ungleichheit 
und für die Umsetzung von Stadtentwicklungspolitik 
(Barros et al. 2010; Marques 2013).

Im Jahr 2003 gründete Präsident Luiz Inácio Lula 
da Silva das Ministerium für Städte (Ministério Das 
Cidades, MCID). Das Ministerium ist zuständig für: 
1) sektorale Politiken für Stadtentwicklung, Woh-
nungswesen, Umwelthygiene und Stadtverkehr, 2) 
Zusammenarbeit mit verschiedenen Regierungs-
ebenen, dem privaten Sektor und Nichtregierungs-
organisationen (NGOs). Seine Aufgabe ist es, Städte 
mit Hilfe demokratischer Steuerung und der Integ-
ration von öffentlicher Politiken im Bereich Stadt-
planung, Wohnungswesen, Sanitärversorgung, 
städtischer Mobilität, Zugänglichkeit und Transport 
humaner, sozial und wirtschaftlich gerechter und 
umweltfreundlicher zu gestalten. Das Ministerium 
für Städte arbeitet eng mit betroffenen Organisatio-
nen und der Zivilgesellschaft zusammen.

Im Jahr 2004 wurde der Nationalrat der Städte ge-
gründet. Die gewählten Mitglieder des Rates ver-
treten unterschiedliche Bereiche der Gesellschaft, 
einschließlich Stadtinitiativen, NGOs und Berufsver-
bänden. Mit dem Ministerium für Städte hat der Rat 
eine städtebauliche Agenda entwickelt, die sich da-
rauf konzentriert, 1) die demokratische Verwaltung 
der Städte zu institutionalisieren, 2) öffentliche Re-
gulierung städtischer Flächen und 3) die Prioritä-
ten der städtischen Investitionspolitik zur Förderung 
von sozial-räumlicher Gerechtigkeit neu festzulegen. 
Neue städtebauliche Strategien wie der Nationale 
Umwelt- und Sanitärplan, der Nationale Wohnungs-
plan, der Nationale Fonds sowie das Nationale Sys-
tem für Sozialwohnungen, die Nationale Strategie 
für Stadtmobilität und der Nationale Plan für Risiko-
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management und die Bewältigung nationaler Kata-
strophen wurden verabschiedet. Die demokratisch 
gewählten Gemeinderäte der Städte, die verschie-
dene Teile der Zivilgesellschaft vertreten, machten 
ihren Einfluss auf die Formulierung und Umsetzung 
der Stadtentwicklungspolitik geltend. Die Bundes-
regierung unterstützt die Kommunen mittels Ka-
tastrophenrisikoplanung bei der Bekämpfung von 
Erosionen, Überschwemmungen und Erdrutschen.

Partizipative Budgetplanung fördert ein integrati-
ves Stadtmanagement. In vielen brasilianischen 
Städten wird die Zivilgesellschaft aktiv an der Fest-
legung der kommunalen Budgets sowie an den 
wichtigsten strategischen Entscheidungen in der 
Stadtentwicklung beteiligt. Eine der bekanntesten 
diesen Ansatz verfolgenden Städte ist Porto Alegre 
(Leubolt/Novy/Becker 2008), eine der vielen schnell 
wachsenden Städte. Die Stadt hat sich dank inno-
vativer Umweltpolitik ein hochwertiges Lebensum-
feld bewahrt. Die Gemeinde unterstützt die Bür-
gerbeteiligung nachdrücklich, was zu einer hohen 
staatlichen Rechenschaftspflicht, guten Gesund-
heitsdaten und einem starken Umweltmanagement 
beiträgt. Die Umweltindikatoren von Porto Alegre 
sind mit westeuropäischen Städten vergleichbar.

Das Programm zur Wachstumsbeschleunigung 
(Programa de Aceleração do Crescimento, PAC) 
aus dem Jahr 2007 unterstützt eine integrierte 
Bottom-up-Stadtplanung ebenso wie partizipati-
ve Entscheidungsfindung. Die Investitionen wer-
den von der Bundesregierung, den Landesregie-
rungen und den Kommunalverwaltungen finanziert. 
Das Programm hat es sich zum Ziel gemacht, Ab-
wasserkanalisation und Wassernetzwerke, städti-
sche Mobilität, Zugang zu erschwinglichem Wohn-
raum, Urbanisierung von prekären Ansiedlungen 
sowie öffentliche Einrichtungen, Schulen, Gesund-
heitszentren, Freizeit- und Kulturzentren und die 

Verlegung von Gemeinden weg aus gefährdeten 
Gebieten zu fördern. Diese Prioritäten wurden mit 
ehrgeizigen sozialen Zielen wie dem Zugang zu 
wirtschaftlichen Möglichkeiten, der Stärkung von 
Gemeinschafts- und Umweltbewusstsein sowie 
dem Zugang zu den wichtigsten öffentlichen Diens-
ten wie Schulen, Berufs- und Gesundheitszentren 
und kulturellen Aktivitäten kombiniert. Das PAC 
wurde mit weiteren vier Jahren (2015–2018) um 
einen dritten Zeitraum verlängert. Weltweit ist es 
eines der großen Slumsanierungsprogramme; es 
erreicht rund 2,5 Millionen Familien (UN-Habitat 
2016).

Das Wohnungsprogramm Mein Zuhause, Mein Le-
ben (Minha Casa, Minha Vida, PMCMV) wurde mit 
dem PAC Slumsanierungsprogramm 2009 ins Le-
ben gerufen und von der brasilianischen Bundes-
regierung finanziert (ebd.). Das Programm bietet 
Familien mit niedrigem Einkommen mittels Zutei-
lung von öffentlichen Subventionen und günstigen 
Wohnungsbaudarlehen die Chance, ein Haus zu 
besitzen. Mehr Wohnraum wird dringend benö-
tigt: laut dem XII demografischen Zensus (CENSO 
2010) wurde ein Wohnungsdefizit von 6,49 Millionen 
Wohneinheiten ermittelt. Das PMCMV will Wirt-
schaftswachstum mit einer gerechteren Einkom-
mensverteilung erreichen, die die Armut mindert 
und Millionen von Brasilianern Zugang zum offizi-
ellen Arbeitsmarkt ermöglicht (UN ECOSOC 2014). 
Allerdings sind Zweifel hinsichtlich der Umset-
zung dieses Programms zum Ausdruck gebracht 
worden. Öffentlich geförderter Wohnraum ist häu-
fig in den äußersten Peripherien von Städten ge-
schaffen worden, wo die Bodenpreise niedrig, 
aber der Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen, 
Verkehrsmöglichkeiten und städtischen Ressour-
cen wie Jobs für die Menschen erschwert sind 
(Rioonwatch 2013; Selvanayagam 2014). Darüber 
hinaus besteht das Risiko, dass die effektive Um-
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setzung und Koordination durch entgegengesetz-
te finanzielle und politische Interessen, z. B. zwi-
schen Entwicklern und Bewohnern, unterminiert 
werden (Novacich 2011; Santos Junior/Montadon 
Todtmann 2011). 

Trotz der Vorreiterrolle des Landes und erhebli-
cher Fortschritte stellen städtebauliche Probleme 
in Brasilien weiterhin eine Herausforderung dar 
und sozialräumliche Ungleichheiten bestehen fort 
(UN-Habitat 2016). Progressive Gesetze zuguns-
ten integrierter Stadtentwicklung und Bürgerbe-
teiligung bilden einen Anfang. Nachhaltige Verän-
derungen erfordern umfangreiche Investitionen, 
vollständige Umsetzungen sowie die institutionel-
le Unterstützung für Kommunalregierungen und 
eine robuste Planungs- und Koordinationsfähig-
keit (Ministério do Planejamento 2014). Ebenso ist 

ein starkes Mehrebenen-Governance-System un-
ter Einbeziehung aller Interessenvertreter erfor-
derlich. Die Bundesregierung erntete bei der Vor-
bereitung auf die FIFA Fußball-Weltmeisterschaft 
und auf die Olympischen Spiele scharfe Kritik, da 
sie den internationalen Sportturnieren umfangrei-
che Unterstützung zusicherte, während Bürger 
dringend benötigte Investitionen in Stadtentwick-
lung, Sozialwohnungen und Grunddienstleistungen 
fordern (Rioonwatch 2016). Als größte Herausfor-
derung gilt weiterhin die Schaffung einer stabilen 
mehrstufigen Stadtverwaltung und eines soliden 
Finanzmanagements.

Mitwirkende

Paulo Alas, Experte zu Wohnungsfragen, Ministerium für 
 Städte, Brasilien

Isabela Baião Dowsley, Stadtpolitische Beraterin

China

China gehört zu den Ländern, in denen Verstädte-
rung am schnellsten stattfindet: Fünf der Städte mit 
dem größten Bevölkerungswachstum in absoluten 
Zahlen sind chinesische Städte; Shanghai und Pe-
king gehören zu den Top Ten der größten Ballungs-
zentren weltweit. Die Urbanisierungsrate 2014 wird 
auf rund 55 Prozent geschätzt, während das Urba-
nisierungsniveau voraussichtlich kontinuierlich an-
steigen wird. Das Urbanisierungstempo stellt hohe 
Anforderungen an die Stadtplanung und -entwick-
lung, vor allem vor dem Hintergrund ernsthafter 
Herausforderungen aufgrund einer unausgewo-
genen Regionalentwicklung bezüglich des Stadt-
Land-Gefälles, Umweltzerstörung, einer alternden 
Gesellschaft, sozialer Ungleichheit, Energie- und 
Nahrungsmittelunsicherheit und einem langfristig 
zu erwartenden Rückgang des Wirtschaftswachs-
tums (The World Bank/Development Research Cen-
ter of the State Council, P.R. of China 2014).

In Anerkennung dieser Herausforderungen hat 
die chinesische Regierung einige Prioritäten der 
Stadtpolitik definiert: Stärkung der Beziehung zwi-
schen Stadt und Land, Verbesserung der Stadtge-
staltung, nachhaltige Stadtentwicklung, Schaffung 
von widerstandsfähigen und intelligenten Städten 
und Förderung der Stadterneuerung. Diese Priori-
täten schlagen sich im neuen Urbanisierungsplan 
von 2014 nieder, der neuesten und umfassends-
ten Stadtentwicklungsstrategie Chinas (Chinese 
Government 2014). Der Plan beschreibt vier Haupt-
aufgaben:

 – Ländliche Migranten zu Stadtbürgern zu ma-
chen und ihnen die gleichen Rechte wie Stadt-
bewohnern zu verschaffen, damit sie Zugang zu 
öffentlichen Einrichtungen wie Bildung, Kran-

kenversicherung, Wohnraum, Rente etc. er-
halten;

 – Verbesserung der Stadtplanung zur Förde-
rung von Ballungsräumen und zur Schaffung 
einer ausgewogenen Stadt-Land-Entwicklung 
mit Schwerpunkt auf kleinen und mittelgroßen 
Städten;

 – Förderung einer umweltverträglichen Stadt-
entwicklung;

 – Beschleunigung der Entwicklung von ländli-
chen Gebieten, Diversifizierung wirtschaftli-
cher Entwicklung und landwirtschaftliche Mo-
dernisierung.

Der neue Urbanisierungsplan betont die Entwick-
lung der Metropolregionen Peking – Tianjin – He-
bei, die Deltas der Flüsse Yangtze und Pearl River, 
womit so genannte Stadtcluster gebildet werden 
(Hu/Chen 2015). Es liegt in der Verantwortung der 
Zentralregierung, die Entwicklung dieser interpro-
vinziellen Cluster zu fördern, während jede Lan-
desregierung für die Entwicklung in ihrer eigenen 
Provinz verantwortlich ist (ebd.). Die chinesische 
Regierung betrachtet Urbanisierung als eine Mög-
lichkeit, das Wirtschaftswachstum zu fördern. In 
diesem Sinne soll Stadtentwicklungspolitik das 
wirtschaftliche Potential der Urbanisierung freiset-
zen und Städte zugleich effizienter, integrativer und 
nachhaltiger machen. Innerhalb des Verwaltungs-
systems Chinas besitzen die subnationalen Regie-
rungen keine eigene Macht, während die nationale 
Regierung als Autorität über den Gebietskörper-
schaften steht. Während seitens der Staatsregie-
rung Mandate erteilt werden können, übernehmen 
die Städte eine Vielzahl von Verantwortlichkeiten. 
Von den lokalen Regierungen wird in der Regel er-
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wartet, die zentral entworfenen Strategien zu fi-
nanzieren. Das chinesische Verwaltungssystem 
ist stark von Hierarchien geprägt und basiert auf 
Delegation. Größere Städte können autonomere 
Entscheidungen treffen und haben mehr Zugang 
zu öffentlichen Mitteln. Allerdings verfügen kleine-
re Städte und ländliche Gebiete nur über einen un-
zureichenden Zugang zu staatlichen Mitteln, z. B. 
für die Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen 
(OECD 2015b).

In China besteht das Raumplanungssystem aus 
der Stadtplanung, der Landnutzungsplanung und 
der wirtschaftlichen Entwicklungsplanung. Diese 
unterschiedlichen Planungsaufgaben gehören zu 
verschiedenen Regierungsstellen auf allen Regie-
rungsebenen. Die Diskrepanz zwischen diesen drei 
Planungsbereichen führt zu einer Ineffizienz von 
Investitionen, Landnutzung und Planungsfähigkeit. 
Ein klarer interdisziplinärer Koordinationsmecha-
nismus ist sowohl aus legislativer als auch aus ad-
ministrativer Sicht erforderlich.

In Bezug auf die Ausgabenverantwortung ist China 
ein sehr dezentralisiertes Land (ebd.). Im Jahr 2011 
stellten die lokalen Einkommenssteuereinnahmen 
47 Prozent des Gesamtsteueraufkommens der öf-
fentlichen Haushalte und 34 Prozent des Gesamt-
umsatzes der öffentlichen Haushalte dar (ebd.: 189). 
In einem solchermaßen dezentralisierten Fiskal-
system mit begrenzter finanzieller Unterstützung 
durch die nationale Regierung haben die Provinz- 
und Kommunalregierungen Schwierigkeiten bei 
der Erhaltung von Infrastruktur, Bildung, Gesund-
heit, Renten, Arbeitslosenversicherung und sozia-
ler Fürsorge, für die sie innerhalb ihrer territoria-
len Grenzen voll verantwortlich sind (ebd.). Um mit 

anderen Regionen konkurrieren zu können, eine 
hohe Urbanisierungsrate zu erreichen und die In-
vestitions- und Ausgabenverantwortung zu erfül-
len, nimmt die Kommunalverwaltung übermäßige 
Kredite auf, oft über staatliche Banken und durch 
Leasing von eigenen Grundstücken. Aufgrund der 
mangelnden Aufsicht der Behörden auf nationa-
ler und lokaler Ebene sind die Ausgabenkontrol-
le und die Berichterstattung darüber sehr unzu-
reichend (ebd.: 197). Alles in allem führt die hoch 
zentralisierte und hierarchische Entscheidungsfin-
dung zu einer übermäßigen Kreditaufnahme und ei-
ner Fehlallokation von Ressourcen und untergräbt 
die Wirksamkeit und Effizienz der Dienstleistungs-
erbringung.

Unterprivilegierte Stadtviertel an sich stellen keine 
festen Einheiten oder Ziele für Interventionen dar. 
Städtebauliche Regeneration spielt in der chinesi-
schen Stadtpolitik noch keine große Rolle, vergli-
chen mit den entsprechenden Ansätzen in vielen 
europäischen Ländern. Allerdings wird das Thema 
in der aktuellen staatlichen Urbanisierungspolitik 
betont. Im Allgemeinen vergeben die kommunalen 
Regierungen Regenerationsprojekte an private Ent-
wickler und staatliche Unternehmen. Wegen der 
hohen Grundstückspreise in den Innenstädten sind 
diese Projekte in der Regel für Investoren rentabel. 
Allerdings sollten die kulturellen und historischen 
Werte der sanierten Gebiete sowie die wirtschaft-
lichen und sozialen Rechte der Bewohner oftmals 
besser geschützt werden. 

Die lokalen Regierungen müssen jährliche Ziele für 
die Durchführung von Stadterneuerungsprojekten 
in Übereinstimmung mit dem Plan der Zentralre-
gierung erreichen. Vor kurzem hat die Zentralre-
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gierung alternative Programme entwickelt, um die 
Interessen aller beteiligten Akteure anzusprechen, 
wie im Fall der Sanierung und Verlagerung des so-
genannten städtischen Dorfes in Shenzhen. Städ-
tisches Dorf ist ein Ausdruck für ein informelles 
Stadtviertel oder Slum, oftmals durch Immigran-
ten erbaut. Die Herangehensweise an solche in-
formellen Siedlungen hat sich vom Abbruch hin zu 

der allmählichen Sanierung und Verbesserung von 
Infrastruktur, Grünflächen, öffentlichem Raum und 
sozialen Einrichtungen verschoben.

Mitwirkende

Xiaocun Ruan, East & West Urban Consultancy, Den Haag, Nie-
derlande

Indien

Mit einer Urbanisierungsrate von rund 33 Prozent 
(The World Bank 2013) ist Indien in erster Linie eine 
ländliche Gesellschaft. Das Land gehört jedoch zu 
den am schnellsten verstädternden Nationen der 
Welt: Bis 2050 wird die Urbanisierungsrate Indi-
ens voraussichtlich 60 Prozent übersteigen, was 
einem Wachstum der städtischen Bevölkerung von 
373 Millionen auf 814 Millionen entsprechen würde 
(UN Population Division 2014). Die Zahl der Groß-
städte stieg von 35 im Jahr 2001 auf 52 im Jahr 2011 
(MoHUPA 2016) und der städtische Anteil am BIP 
wird voraussichtlich von 52 Prozent im Jahr 2005 75 
Prozent im Jahr 2031 (ebd.) steigen. Die Regierung 
hat ein ehrgeiziges 100-Intelligente-Städte-Projekt 
(100 Smart Cities) ins Leben gerufen, um die städti-
sche Wissensökonomie zu stärken. Doch mit dem 
Wachstum der städtischen Bevölkerung steigen 
auch die städtische Ungleichheit und Armut (Pa-
dam/Singh 2004; UN-Habitat o.J.).

Indische Städte können als bevölkerungsreiche Ge-
biete mit unzureichendem Zugang zu öffentlichen 
Dienstleistungen beschrieben werden. Indiens Ur-
banisierung ist vor allem von hohen Geburtenraten 
geprägt, was 55–60 Prozent des Nettoanstiegs der 
städtischen Bevölkerung und eine Umwandlung 
von ländlichen zu städtischen Gebieten ausmacht, 
während 20–22 Prozent auf die Land-Stadt-Migra-
tion zurückzuführen sind (MoHUPA 2016). Ein Vier-
tel der indischen Stadtbevölkerung lebt in Slums 
(The World Bank 2016). Diese Gebiete zeichnen 
sich durch minderwertige Wohnungen aus, haben 
keinen Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen 
und Infrastruktur und sind besonders anfällig für 
die Auswirkungen von Klimawandel und Naturka-
tastrophen.

Da sie über keinen gesetzlichen Status bezüglich 
der Wohnungsbelegung verfügen, sind die Bewoh-
ner tendenziell durch die Androhung von Zwangs-
räumungen angreifbar. Darüber hinaus werden 
Maßnahmen zum Schutz der Bewohner vor den 
Folgen des Klimawandels in den meisten Städten 
als unzureichend kritisiert (Revi 2008; Sharma/To-
mar 2010). Trotz partizipativer Ansätze zur Stadtpla-
nung unter Einbeziehung von Nichtregierungsorga-

nisationen, zivilgesellschaftlichen Organisationen, 
indigenen Bevölkerungsgruppen, privaten Einrich-
tungen und der Regierung besteht die Kritik, dass 
arme Menschen in den Städten nicht von Stadt-
sanierungen profitieren. Sie müssen weiterhin um 
grundlegende Infrastruktur kämpfen (Human Sett-
lements Group 2015). Indiens Wohnungsmarkt ist 
für seine Intransparenz und die ungenügende Be-
reitstellung nachhaltiger Lebensbedingungen kri-
tisiert worden (Kumar 2001). 

In Indien sind das Ministerium für Stadtentwick-
lung und das Ministerium für Wohnungswesen 
und städtische Armutsbekämpfung für die Formu-
lierung von politischen Rahmenbedingungen, die 
Implementierung von zentral geförderten Program-
men und die Bereitstellung von technischer Unter-
stützung und Beratung zur Förderung einer ord-
nungsgemäßen Urbanisierung verantwortlich. Die 
Landesregierungen sind in erster Linie für die Um-
setzung von Strategien und Projekten verantwort-
lich, während die Zentralregierung immer noch 
eine Rolle bei der Zuweisung von Mitteln und Res-
sourcen spielt. Die städtischen Kommunalbehör-
den werden als dritte Regierungsstufe betrachtet, 
mit eigenen politischen, funktionalen und fiskali-
schen Befugnissen. Allerdings werden diese Funk-
tionen, Befugnisse und Verantwortlichkeiten durch 
staatliche Gremien vorgegeben (MoHUPA 2016). Im 
Allgemeinen charakterisiert die Überschneidung 
von Kompetenzen verschiedener Stellen, teils ohne 
klare Abgrenzung der Zuständigkeiten, die Gover-
nance-Struktur Indiens.

Das 74. Verfassungsänderungsgesetz wurde 1992 
ins Leben gerufen, um den Gemeinden „mehr funk-
tionale, finanzielle und politische Befugnisse zu 
verleihen“ (MoHUPA 2016: 24; Übers. d. A). Darauf 
folgte der im Jahr 2002 ins Leben gerufene Förder-
fonds für Stadterneuerung (Urban Reform Incen-
tive Fund, URIF), der „systemische Schwachstellen 
eliminieren sollte, um die kommunale Finanzierung 
und die Funktionsfähigkeit zu stärken“ (ebd.) und 
die Staaten bei der Beschleunigung von Reform-
prozessen, der Armutsbekämpfung und Verbesse-
rungen im Wohnungsbau unterstützen sollte. Der 
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URIF kann Staaten auf der Grundlage von Reform-
fortschritten zugewiesen werden. Wenn ein Staat 
bestimmte politische Bedingungen erfüllt, wird 
ein vorgegebener Betrag an diesen Staat ausge-
zahlt. Danach wurde im Jahr 2005 die Nationale 
Stadterneuerungsmission Jawaharlal Nehru (Ja-
waharlal Nehru National Urban Renewal Mission, 
JNNURM) für Infrastrukturentwicklung und die Be-
reitstellung von grundlegenden Dienstleistungen 
ins Leben gerufen. Gleichzeitig wurden städtische 
Gebietskörperschaften unterstützt (MoHUPA 2016). 
Die JNNURM ordnet die Vorbereitung des Stadt-
entwicklungsprogramms an und förderfähige Städ-
te können auf eine Finanzierung aus diesem Pro-
gramm zugreifen. Während die JNNURM in Bezug 
auf Stadtentwicklung und Finanzinvestitionen ih-
ren Beitrag geleistet hat, wurde sie aber auch für 
„Misserfolge in der Etablierung von Stadtplanung, 
unvollständige Reformen und träge Fortschritte bei 
der Implementierung“ (Bhagat 2016: 7; Übers. d. A.) 
kritisiert.

Die Nationale Städtische Wohnungs- und Lebens-
raumpolitik wurde 2007 ins Leben gerufen und zielt 
darauf ab, gesellschaftlichen Risikogruppen er-
schwinglichen Wohnraum zu verschaffen. Darauf 
folgte der Rajiv Awas Yojana (RAY), der im Jahr 2011 
vom Ministerium für Wohnungswesen und Städti-
sche Armutsbekämpfung ins Leben gerufen wur-
de und ein „Indien ohne Slums“ (MoHUPA 2016; 
Übers. d. A.) verwirklichen wollte. RAY legt den 
Schwerpunkt auf eine städtische Wohnungspoli-
tik zur Ermöglichung von integrativen und gerech-
ten Städten. Das Programm wird bis mindestens 
2022 laufen. Ferner wurde 2013 die National Ur-

ban Livelihoods Mission vom Ministerium für Woh-
nungswesen und Städtische Armutsbekämpfung 
ins Leben gerufen, um die Armut von Bedürftigen 
in Städten durch die Schaffung von Arbeitsplätzen 
zu mindern (ebd.). Im Jahr 2015 bildete die Regie-
rung den Nationalen Investitions- und Infrastruk-
turfonds (NIIF). Der NIIF wird durch inländische 
Investoren, multilaterale Institutionen, Staatsfonds, 
Pensionskassen und Politik- und Infrastrukturin-
stitute finanziert. Er kann für Investitionen in Inf-
rastrukturprojekte verwendet werden. Ein weite-
res städtisches Infrastrukturinvestitionsprojekt ist 
die Initiative Public Private Partnership (PPP), die 
im Jahr 2005 vom Finanzministerium ins Leben ge-
rufen wurde. Die durch die PPP durchgeführten 
städtischen Infrastrukturprojekte unterstützen die 
Markterschließung und können von der Expertise, 
Effizienz und kostengünstigen Lösungen des pri-
vaten Sektors profitieren. Die indische Regierung 
hat Leitlinien für die Formulierung, Bewertung, Ge-
nehmigung und Strukturierung von PPP-Projekten 
erstellt (Department of Economic Affairs 2013; Mo-
HUPA 2016). Zuletzt wurde 2015 der Plan Pradhan 
Mantri Awas Yojana ins Leben gerufen; er baute 
auf dem Wohnraum-für-alle-Programm auf. Dieser 
Plan der Zentralregierung verfolgt in erster Linie 
das Ziel, 20 Millionen Wohneinheiten für die Armen 
in Städten über einen Zeitraum von sieben Jahren 
zu bauen (MoHUPA 2016).

Abgesehen von dem Projekt Intelligente Städte 
sind weitere wichtige Initiativen und Programme 
zur Finanzierung der städtischen Infrastruktur die 
Swachh Bharat Mission, das Programm National 
Heritage City Development and Augmentation Yo-

Bild: commons.wikimedia.org/Palava City – Palava City
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jana, die Atal Mission for Rejuvenation and Urban 
Transformation sowie öffentlich-private Partner-
schaftsinitiativen, um nur einige zu nennen (UN 
ESCAP 2016).

Indien verfügt über ein großes Potenzial für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung. Das städtische 
Bevölkerungswachstum könnte das Wirtschafts-
wachstum steigern. Allerdings sind ganzheitliche 

stadtpolitische Maßnahmen, unterstützt durch eine 
robuste mehrstufige und aus verschiedenen Inter-
essenvertreter bestehende Governance dringend 
erforderlich, um die aktuellen städtischen Proble-
me zu bewältigen.

Mitwirkende

Charu Joshi, Cecoedecon

Südafrika

Mit 62 Prozent der in Städten lebenden 50 Millionen 
Einwohner ist Südafrika eines der am stärksten ver-
städterten und am schnellsten urbanisierenden Län-
der Afrikas. In den vergangenen 20 Jahren ist die Ur-
banisierungsrate um 10,3 Prozentpunkte gestiegen 
und man geht davon aus, dass die Urbanisierungs-
rate bis 2050 etwa 80 Prozent erreichen wird (OECD 
2015a, UN-Habitat 2014).

Auch 23 Jahre nach dem Übergang Südafrikas zu 
einer nicht-rassischen und demokratischen Politik 
ist die Nation noch immer durch das Erbe der Apart-
heid geprägt. Der historische Einfluss der gesetzlich 
auferlegten sozioökonomischen und räumlichen Un-
gleichheit ist in den modernen Städten Südafrikas 
besonders sichtbar (Harferburg/Huchzemeyer 2014). 
Während man anerkennt, dass die größten Städte 
Südafrikas die Antriebsmotoren der Volkswirtschaft 
sind und einen Beitrag von mehr als 70 Prozent zum 
Bruttoinlandsprodukt des Landes leisten, sind diese 
Gebiete paradoxerweise auch räumlich stark frag-
mentiert und weisen unzureichenden Wohnraum, 

unzureichende Infrastruktur und ein hohes Einkom-
mensgefälle auf (CoGTA 2016; SACN 2016).

Es ist bemerkenswert, dass die offizielle Stadtpo-
litik in der demokratischen Ära relativ neu ist. Im 
Jahr 2016 veröffentlichte Südafrika nach mehr als 
einem Jahrzehnt der Vorbereitung den Integrier-
ten Stadtentwicklungsrahmen (Integrated Urban 
Development Framework, IUDF). Dieser Rahmen 
baut auf Elementen des Nationalen Entwicklungs-
plans (National Development Plan, NDP) auf, der 
auf der in den 1990-Jahren formulierten Stadtent-
wicklungspolitik basiert und darauf abzielt, bis 2030 
die Armut zu beseitigen und die Ungleichheit zu ver-
ringern (CoTGA 2016; NPC 2011; SACN 2016). Der 
IUDF erweitert speziell die Vision der NDP für das 
Südafrika der Städte und strebt nach „lebenswer-
ten, sicheren und ressourceneffizienten (Groß-)
Städten, die sozial und wirtschaftlich integriert und 
global wettbewerbsfähig sind und wo die Bewoh-
ner aktiv am urbanen Leben teilnehmen“ (CoGTA 
2016; Übers. d. A.). Das Rahmenwerk hat vier stra-

Bild: commons.wikimedia.org/Andres de Wet – Kapstadt
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tegische Ziele: 1) besserer Zugang zu sozialen und 
wirtschaftlichen Dienstleistungen, Möglichkeiten 
und Entscheidungen; 2) umfassendes, nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum und -entwicklung; 3) besse-
re Regierungsführung zur Stärkung der Kapazitä-
ten des Staates und der Bürger, die soziale Integ-
ration voranzubringen; 4) räumliche Transformation 
in den Bereichen Siedlungswesen, Transport- und 
Sozialpolitik und Wirtschaft. Diese Ziele verankern 
die im Rahmenabkommen formulierten politischen 
Prioritäten wie Stadtplanung, Mobilität, menschli-
che Ansiedlungen, Governance, Lebensgrundlagen 
und nachhaltige Finanzen (ebd.).

Der IUDF ist eine politische Initiative der nationa-
len Regierung und wird von der Abteilung für Ko-
operative Regierungsführung und Traditionelle An-
gelegenheiten (CoGTA) koordiniert. Die Vision von 
CoGTA ist es, „ein funktionelles und entwicklungs-
politisches Regierungssystem zu schaffen, das sei-
ne verfassungsrechtlichen und legislativen Man-
date innerhalb eines Systems der kooperativen 
Governance erfüllt“ (ebd.; Übers. d. A.). Im Rah-
men der Verfassung von 1996 (nach der Befreiung) 
wurde der südafrikanische Staat in drei autonome, 
aber voneinander abhängige Regierungsbereiche 
organisiert: Nation, Provinz, Kommune.

Die Kommunalverwaltung, die im Jahr 2000 neu or-
ganisiert wurde, wurde in die Kategorien Großstäd-
te, Landkreise und Gemeinden unterteilt. Südafrika 
hat acht Großstadt-Gemeinden, die sich dadurch 
unterscheiden, dass sie jeweils höhere Kapazitä-
ten und Einnahmen haben als andere Kommunal-
behörden. Wie ihre kleineren Pendants hängt auch 
deren Dienstleistungserbringung und Effizienz von 
Kooperation in der Formulierung, Umsetzung und 
entsprechenden Budgetzuweisung ab. Die Ge-
meinden spielen eine entscheidende Rolle bei der 
Umsetzung nationaler Strategien und der Reaktion 
auf spezifische regionale Kontexte. Kommunen ste-
hen vor der schwierigen Aufgabe, konstitutionelle 
Mandate des Staates und die Dienstleistungser-
wartungen der Gemeinschaften vor Ort im Rahmen 
begrenzter finanzieller Ressourcen miteinander zu 
vereinbaren.

Trotz der Anerkennung jeder einzelnen Regierungs-
ebene besteht die große Herausforderung für die 
städtebauliche Entwicklung im südafrikanischen 
Kontext darin, dass durch Überlappung von Man-
daten und ineffizienten zwischenstaatlichen Be-
ziehungen die Effizienz der Governance unter-
graben werden kann (SACN 2016). Beispiel für 
diese Ineffizienz sind die Überschneidungen von 
Rollen auf lokaler und Provinzebene, das Fehlen 
systematischen Austauschs zwischen Kabinetts-
mitgliedern und Städten und schwache langfris-
tige Planungs- und Finanzierungsansätze (CoGTA 

2016: 84). Der IUDF verlangt auch, dass die nati-
onale Aufsicht über die kommunalen Leistungen 
gestrafft wird.

Die Stadträte von Metropolen verfügen über eigene 
großstädtische Budgets, gemeinsame Immobilien-
bewertungen und Servicetarif-Systeme (Govern-
ment Communications 2015). Die wichtigsten 
Einnahmequellen der südafrikanischen Städte be-
stehen in Dienstleistungsgebühren, Grundstücks-
kosten, Zuschlägen und sonstigen Steuern, Abga-
ben und Gebühren (SACN 2015: 9). Darüber hinaus 
haben die Kommunalregierungen Anspruch auf ei-
nen angemessenen Anteil der staatlich erhobenen 
Einnahmen und können zusätzliche Einnahmen sei-
tens der National- und Provinzregierung beziehen. 
Auch gibt es stadtbezogene, an bestimmte Bedin-
gungen geknüpfte Zuschüsse, wie z. B. der Urban 
Settlements Development Grant, der Public Trans-
port Infrastructure and Systems Grant, der Neigh-
bourhood Development Partnership Grant sowie 
der Integrated Cities Development Grant.

Im Jahr 2004 entwickelte das Ministerium für 
menschliche Siedlungen, früher Wohnungsministe-
rium, einen Leitfaden mit dem Titel „Neue Gebiete: 
Umfassender Plan für die Entwicklung nachhaltiger 
Siedlungen“, der weit über die reine Wohnraum-
bereitstellung hinausgehen sollte. Der Umfassen-
de Plan und der darauffolgende IUDF formulie-
ren eine Vision für menschliche Siedlungen, die 
die Raum-Geografie der Apartheid zum Thema hat 
und die Schaffung von integrierten Gemeinschaf-
ten ermöglichen will. Im Einzelnen thematisieren 
diese Dokumente die Notwendigkeit, der Verbrei-
tung von informellem Wohnraum und Segregati-
on entgegenzuwirken. Der Mangel an Integration, 
zwei Jahrzehnte nach dem Einzug der Demokra-
tie in südafrikanischen Städten, stellt eine greif-
bare Erinnerung an die Vergangenheit dar. Derzeit 
gibt es mehrere Programme, die darauf abzielen, 
den Status Quo zu verbessern. Das Nationale Pro-
gramm zur Unterstützung von Aufwertung (Nati-
onal Upgrading Support Programme, NUSP) be-
fasst sich speziell mit informellen Siedlungen und 
wird durch Human Settlements Development Grant 
und Urban Settlements Development Grant finan-
ziert. Das NUSP zielt darauf ab, die Lebensbedin-
gungen schnell zu verbessern, indem es sowohl 
die Zivilgesellschaft als auch die Kommune bei der 
Umsetzung nachhaltiger Lösungen einbezieht. Der 
IUDF betont, dass die Beteiligung und Integration 
nationaler und provinzieller (vor allem Planungs-
kommissionen) Akteure sowie von Akteuren auf 
lokaler Ebene für eine Fortsetzung des NUSP ent-
scheidend sind. Ebenso wird die Beteiligung von 
kommerziellen Finanzinstituten, Nichtregierungs-
organisationen und Bürgerinitiativen betont. Die 
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Städtische Netzwerkstrategie, die derzeit im Rah-
men des Partnerschaftsprogramms zur Nachbar-
schaftsentwicklung entwickelt wird, ist ein Beispiel 
für einen integrativen Ansatz zur Verknüpfung von 
Gemeinden mit anderen Wirtschaftszentren und 
Infrastrukturprojekten (CoGTA 2016). Dieser inte-
grierte Ansatz, der öffentliche Investitionen und 
sektorale Ansätze miteinander verbindet, könn-
te erweitert werden, um die öffentlichen Gesund-

heits- und Bildungseinrichtungen in den Townships 
zu verbessern.

Mitwirkende

Ntombini Marrengane, Projektkoordinatorin African Centre for 
Cities, University of Cape Town, Kapstadt, Südafrika

Tjaart Andries Goosen, Professioneller Stadt- und Regionalpla-
ner, ECDOE/SAPI (Ostkap-Abteilung für Bildung/Südafrikani-
sches Planungsinstitut)

USA

Heute sind die Vereinigten Staaten von Amerika 
nach China und Indien das Land mit der weltweit 
drittgrößten Bevölkerung. Nach einer schnellen 
Land-Stadt-Migration leben 81 Prozent der US-
Bevölkerung in städtischen Gebieten. Dieser Pro-
zentsatz hat sich in den vergangenen Jahren sta-
bilisiert: Die landesweite Urbanisierungsrate ist im 
Zeitraum 2010–2015 nur um 0,2 Prozentpunkte ge-
stiegen. Auf lokaler Ebene gibt es jedoch bedeu-
tende Unterschiede: Einige US-Städte wachsen 
weiter, andere Städte verzeichnen einen Bevölke-
rungsrückgang oder erholen sich von einer Perio-
de des Rückgangs (Hill et al. 2012; UN Population 
Division 2014).

In den USA entscheidet die Regierung über natio-
nale und zwischenstaatliche Interessen; die Bun-
desstaaten, Landkreise und Gemeinden wieder-
um entscheiden über lokale Anliegen. Die Aufgabe 
der Bundesregierung besteht darin, die Führung 
bei der Bewältigung großer Herausforderungen zu 

übernehmen, die die rein geografischen Grenzen 
überschreiten. Darüber hinaus sollte die US-Regie-
rung die Großstadtregionen stärken und ihre Leis-
tungsfähigkeit erhöhen (The White House o.J.; The 
White House 2009). Allerdings können sowohl der 
Kongress als auch die Regionen Richtlinien und 
Vorschriften über Stadtgebiete erlassen. Das Mi-
nisterium für Wohnungswesen und Stadtentwick-
lung (HUD) ist hauptsächlich verantwortlich für die 
Schaffung von starken und integrativen Gemein-
schaften und erschwinglichem Wohnraum für alle 
Bürger. Im Jahr 2014 veröffentlichte das HUD einen 
strategischen Plan für 2014–2018, der vier Zielset-
zungen vorstellt: 1) Konsolidierung des Wohnungs-
markts, um die Wirtschaft zu stärken und die Ver-
braucher zu schützen, 2) Deckung des Bedarfs an 
erschwinglichen Mietwohnungen, 3) Nutzung des 
Wohnungswesens als Plattform für die Verbesse-
rung von Lebensqualität und 4) Aufbau von star-
ken, belastbaren und integrativen Gemeinschaf-
ten (HUD o.J.a).

Bild: Mart Grisel – Bryant Park, New York City
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Seit 2009 hat die US-Regierung mehrere lokale Ini-
tiativen zur Verminderung von wirtschaftlicher Un-
gleichheit und zur Anregung von lokalen Entwick-
lungen gestartet. Die wichtigsten Initiativen sind 
im Folgenden aufgeführt.

Die Partnerschaft für Nachhaltige Gemeinschaf-
ten (Partnership for Sustainable Communities), ein 
gemeinsames Programm des HUD, der Umwelt-
schutzbehörde und des Verkehrsministeriums, ko-
ordiniert Strategien, Programme und Ressourcen, 
um Städte beim Aufbau von nachhaltigen Gemein-
den, einschließlich Investitionen in Wohnraum, 
Verkehr, und Wasserinfrastruktur zu unterstützen.

Die im Jahr 2010 lancierte Initiative zur Sanierung 
von Stadtvierteln (Neighborhood Revitalisation Ini-
tiative, NRI), eine lokale Strategie, die benachteilig-
te Stadtgebiete durch eine ganzheitliche Unterstüt-
zung in so genannte Stadtviertel der Möglichkeiten 
zu verwandeln. Die NRI konzentriert sich auf vier 
Aktionspunkte: 1) Integration von lokalen Program-
men in notleidenden Stadtvierteln, 2) Bereitstellung 
von flexiblen Beihilfen zur Sanierung von Stadtge-
bieten, 3) Steigerung von Kapazitäten in Stadtvier-
teln durch technische Unterstützung und 4) Aus-
tausch von bewährten Verfahren. Die NRI diente 
als Entstehungsmodell für die Programminitiativen 
Choice Neighbourhoods und Promise Zones.

Die Initiative Starke Städte, Starke Gemeinschaften 
(Strong Cities, Strong Communities) wurde im Jahr 
2011 ins Leben gerufen, um Gemeinden zu helfen, 
ihre finanzielle Effektivität und Effizienz zu steigern, 
indem sie Regierungsressourcen und Fachwissen 
nutzen, Wirtschaftswachstum in Gang bringen und 
unterschiedliche Entscheidungsebenen integrie-
ren.

Die Blockzuteilung für die Entwicklung von Gemein-
den (Community Development Block Grant) unter 
der Aufsicht des HUD stellt Zuschüsse für Lokal-
verwaltungen bereit. Das Programm zielt darauf ab, 
erschwingliche Wohnungen, Dienstleistungen und 
Arbeitsplätze für Risikogemeinschaften zu schaf-
fen. Die Höhe des Zuschusses richtet sich nach 
der Bedürftigkeit der lokalen Gemeinden, dem Ar-
mutsniveau, der Wohnqualität und dem Bevölke-
rungswachstum. Der Zuschuss besteht aus ver-
schiedenen Programmen, die entweder für nicht 
berechtigte oder berechtigte Gemeinden bestimmt 
sind. Berechtigte Gemeinschaften sind größe-
re Städte und Stadtkreise, die jährliche Zuschüs-
se erhalten können. Darüber hinaus verteilen die 

Staaten die Gelder auch an Gemeinden, die nicht 
offiziell als Berechtigungsgemeinschaften qualifi-
ziert wurden (HUD o.J.b).

Das HOME-Investitionspartnerschaftsprogramm 
bietet einen weiteren Zuschuss, der sich auf die 
Schaffung von erschwinglichem Wohnraum für 
Haushalte mit niedrigem Einkommen konzentriert. 
Dieser Fonds wird für den Bau, den Kauf oder die 
Sanierung von Mietwohnungen oder Eigentums-
wohnungen verwendet und richtet sich speziell 
an einkommensschwache Personen. HOME-Mit-
tel werden den förderungswürdigen Staaten zuge-
wiesen, die eine unzureichende Wohnungsversor-
gung, Armut und fiskalischen Notlagen aufweisen 
(HUD o.J.c).

Promise Zones ist ein gebietsbezogenes Programm, 
das sowohl auf öffentlichen als auch auf privaten 
Fonds aufgebaut ist, um benachteiligte städtische, 
ländliche und Stammesgemeinschaften zu unter-
stützen. Das Programm schafft Arbeitsplätze, bietet 
Bildungsprogramme für junge Menschen, stärkt die 
lokale wirtschaftliche Entwicklung und verbessert 
die öffentliche Sicherheit.

Das Programm Choice Neighborhoods ist ein För-
derprogramm, das Lokalpolitikern hilft, Stadtge-
biete mit niedrigem Einkommen in Viertel mit ge-
mischten Einkommensstrukturen zu verwandeln. 
Im Fokus steht auch die Schaffung von erschwingli-
chem Wohnraum, Bildung und verbesserte Sicher-
heit (HUD 2016).

Die Zukunft dieser und anderer Initiativen ist auf-
grund der politischen Strukturveränderungen in 
den USA im Jahr 2017 mit der Wahl von Präsident 
Trump ungewiss. Bezüglich der Vorschriften zu 
Bauwesen und Stadtentwicklung verfügt die US-
Regierung nur über einen begrenzten Handlungs-
spielraum im Vergleich zu Bürgermeistern und 
Stadträten. Sie kann jedoch Vorhaben der Ver-
kehrsinfrastruktur wie Autobahnen und Nahver-
kehr beeinflussen. Angesichts der Präferenzen 
des amtierenden Präsidenten könnte die Finanzie-
rung auf den Straßenbau konzentriert werden. Die 
US-amerikanische Stadtpolitik wird in den nächs-
ten vier Jahren vielen Herausforderungen stand-
halten müssen, insbesondere bezüglich eines an 
menschlichem Maß ausgerichteten Städtebaus. Es 
ist anzunehmen, dass die Trump-Administration die 
von der Vorgängerregierung lancierten stadtpoliti-
schen Programme radikal ändern könnte.
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Zusammenfassung

Die Analysen zeigen, dass die Entwicklungen in den 
oben aufgeführten Ländern nicht direkt mit Euro-
pa verglichen werden können, u. a. aufgrund ihrer 
viel späteren und schnelleren Urbanisierungspro-
zesse. Die US-amerikanischen Bedingungen für 
Stadtentwicklung weisen in Teilen Ähnlichkeiten 
mit europäischen Städten auf. In den USA ist Stadt-
Governance jedoch stärker mit dem privaten Sek-
tor verbunden, während private Beteiligung an der 
Stadtentwicklung in europäischen Ländern weni-
ger verbreitet ist.

In den analysierten Ländern lassen sich verschie-
dene Governance-Strukturen für die Stadtpoli-
tik finden. In Brasilien, Indien, Südafrika und den 
USA legen die Bundes- sowie die Landesregierun-
gen politische Leitlinien fest und stellen finanzielle 
Mittel zur Verfügung. Die lokale Regierungsebene 
spielt hingegen eine wichtige Rolle bei der Bereit-
stellung und Umsetzung von Dienstleistungen, oft-
mals im Rahmen von privaten Partnerschaften. Die 
Regelung der Stadtpolitik in China ist aufgrund der 
starken fiskalischen Dezentralisierung, der star-
ken Zentralisierung der politischen Macht und den 
uneinheitlichen Graden an Autonomie subnatio-
naler Akteure einzigartig. Indien befindet sich in 
einem frühen Stadium des städtischen Wandels 
und lernt schnell aus den Erfahrungen anderer Län-
der. Schließlich ist Stadtpolitik und -Governance in 
den USA von einer starken Beteiligung des priva-

ten Sektors geprägt, während Bürgermeister in US-
Städten eine beträchtliche Machtfülle genießen. 
Aufgrund der jüngsten politischen Veränderungen 
im Land ist die Zukunft der Stadtpolitik in den USA 
allerdings ungewiss.

Eine Zunahme der sozialen Ungleichheit und der 
Anzahl der in informellen Siedlungen lebenden 
Menschen, vor allem in Brasilien, China, Indien 
und Südafrika, hat die Urbanisierungsprozesse be-
gleitet und verlangt nach Governance-Lösungen. 
Um die Lebensqualität der Menschen langfristig 
zu sichern, benötigen die Städte wirksame trans-
formative Maßnahmen zugunsten sozialer und öko-
logischer Nachhaltigkeit. Die bereits getroffenen 
Maßnahmen decken unter anderem die Themen-
bereiche städtische Sicherheit, Klimaschutz, För-
derung erneuerbarer Energiequellen, nachhaltige 
Transportlösungen sowie die Verminderung von 
Armut und die Förderung benachteiligter Stadt-
viertel ab. In den kommenden Jahrzehnten müs-
sen diese Bemühungen noch umfassender, stär-
ker und energischer werden, um die komplexen 
städtischen Herausforderungen angemessen zu 
bewältigen. Integrierte Ansätze für eine globale 
städtische Governance, die unter anderem durch 
die Neue Städteagenda der Vereinten Nationen ge-
fördert und gefordert wird, können eine Rahmen- 
und Kooperationsplattform für dieses anspruchs-
volle Vorhaben schaffen. 
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8 Diskussion und Fazit

Im Mai 2007 wurde mit der Verabschiedung der 
Leipzig-Charta zur nachhaltigen europäischen 
Stadt eine neue Ära in der europäischen Stadtpo-
litik eingeläutet. Die Charta stellt zwei Grundprin-
zipien für politische Entscheidungsträger vor, um 
die nachhaltige Entwicklung von Städten voran-
zutreiben: 
1) die stärkere Nutzung von integrierten Stadtent-
wicklungsansätzen und 
2) die besondere Berücksichtigung von benachtei-
ligten Stadtvierteln im gesamtstädtischen Kontext.

Diese Studie ermittelt, inwieweit die Grundsätze 
der Leipzig-Charta in allen EU-Mitgliedstaaten, den 
EU-Beitrittskandidaten sowie Norwegen und der 
Schweiz in den vergangenen fünf Jahren (2012–
2016) angewandt wurden. Zu diesem Zweck wur-
den 35 Länder des europäischen Kontinents unter-
sucht. Eine eigens für das Projekt durchgeführte 
Expertenumfrage diente als Hauptinstrument für 
die Datenerhebung. Zusätzliche Analysen wurden 
auf der Grundlage von Sekundärforschung durch-
geführt. Darüber hinaus wurden drei Fallstudien 
erstellt, die die praktische Umsetzung eines inte-
grierten Ansatzes für die Stadtentwicklung in den 
Städten Brünn (Tschechische Republik), Brüssel 
(Belgien) und Vantaa (Finnland) veranschaulichen. 
Zudem wurde der Blick ergänzend auf die natio-
nale Stadtpolitik in fünf Ländern außerhalb Euro-
pas (Brasilien, China, Indien, Südafrika, Vereinigte 
Staaten von Amerika) gerichtet.

Um die zentrale Forschungsfrage zu beantworten, 
wurden für jedes Land mehrere Teilthemen ange-
sprochen. Diese entsprechen den verschiedenen 
Komponenten integrierter Stadtentwicklung: Meh-
rebenen-Governance (inklusive der Rolle des Staa-
tes und substaatlicher Akteure in der Stadtpolitik), 
Einbeziehung von Interessenvertretern und öffent-
liche Beteiligung, gebietsbezogener Ansatz und Fo-
kus auf benachteiligte Stadtviertel sowie die Mit-
telkonzentration für Stadtentwicklung.

Dieses abschließende Kapitel stellt die wesentli-
chen Ergebnisse aus den einzelnen Länderanaly-
sen im Querschnitt und vor dem Hintergrund der 
Kernelemente eines integrierten Ansatzes vor. Es 
erörtert sowohl allgemeine Trends in europäischer 
Stadt-Governance als auch erkennbare regionale 
Cluster und gemeinsame Dynamiken. Im Anschluss 
illustriert die Betrachtung der fünf außereuropäi-
schen Länder die globale Dimension von Stadtpo-
litik in Bezug auf wichtige globale Herausforderun-
gen. Abschließend werden einige Lehren aus den 
Kernergebnissen gezogen und insbesondere dar-

auf eingegangen, was die Resultate für die Zukunft 
integrierter Stadtentwicklung in Europa bedeuten.

Die wesentlichen Ergebnisse 
im Überblick

Die Leipzig-Charta betont die Bedeutung gebiets-
bezogener Ansätze in der Stadtentwicklung. Die 
Länderanalysen in dieser Studie zeigen, dass trotz 
deutlicher Heterogenität nationaler stadtpoliti-
scher Rahmenwerke die grundsätzliche Idee in-
tegrierter Stadtentwicklung mit einer starken ge-
bietsbezogenen Logik den politischen Mainstream 
in Europa erreicht hat. Die Anerkennung dieses An-
satzes zeigt sich auch in EU-Strategien, unter an-
derem den EU-Strukturfonds, und wird durch diese 
wiederum beeinflusst.

Die Existenz benachteiligter Stadtviertel und de-
ren Auswirkungen auf die Lebensqualität von Men-
schen stellen eine anhaltende Herausforderung 
dar. Benachteiligte Gebiete werden über verschie-
dene und äußerst kontextspezifische Indikatoren-
Sets definiert. Generell beziehen sich diese meist 
auf sozioökonomische Aspekte wie Arbeitslosig-
keit oder Einkommen, aber auch auf die Verfüg-
barkeit von Dienstleistungen oder die Qualität des 
Wohnraums bzw. des öffentlichen Raums. In Län-
dern Südosteuropas werden informelle Siedlungen 
als funktionale Äquivalente benachteiligter Gebiete 
gesehen. Länder dieser Region richten außerdem 
häufig mittels gesonderter Strategien einen aus-
drücklichen Fokus auf Roma-Gemeinschaften und 
andere ethnische Minderheiten und deren Lebens-
bedingungen.

Kurz zusammengefasst bestehen in fast allen euro-
päischen Ländern Politiken, Strategien und Maß-
nahmen, die auf benachteiligte Stadtviertel abzie-
len. Dabei variieren der Umfang, die Qualität und 
die generelle Ausrichtung dieser Ansätze deutlich. 
Spezifische umfangreiche nationale Finanzierungs-
instrumente für benachteiligte Stadtquartiere wie 
in Frankreich oder Deutschland stellen eher die 
Ausnahme denn die Regel dar.

Umfassende, integrierte, überwiegend gebietsbe-
zogene Stadtentwicklungsansätze mit dem Status 
einer nationalen Stadtpolitik finden sich in einer 
Reihe von Ländern, die traditionell solche Ansätze 
verfolgt haben, wie in Deutschland, Frankreich und 
der Schweiz. Diese Politik – und die entsprechen-
den Finanzierungssysteme – bestehen seit Langem 
und haben unterschiedliche Reformen erfahren. 
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Polen hat im Jahr 2015 eine neue und explizite na-
tionale Stadtpolitik verabschiedet. Irland, Serbien 
und die Slowakei arbeiten an nationalen Stadtpo-
litiken, die im Jahr 2017 angenommen werden sol-
len. Sowohl Umfang als auch Grad an Integration 
dieser Politiken können noch nicht festgestellt wer-
den. Der allgemeine Trend weist auf einen Über-
gang von nationalen stadtpolitischen Ansätzen hin 
zu neuen Arten der Mehrebenen-Governance und 
hin zur Übertragung von Zuständigkeiten an regi-
onale oder lokale Regierungsebenen hin. Dieser 
Trend geht oft mit staatlicher Dezentralisierung so-
wie der entsprechenden Verlagerung von Aufga-
ben und Budgets einher. Dementsprechend haben 
umfassende regionale und lokale Ansätze nationa-
le Strategien und Finanzierungen teilweise ersetzt. 
Diese Entwicklung kann in Belgien, den Niederlan-
den und dem Vereinigten Königreich beobachtet 
werden, insbesondere im Hinblick auf die staatli-
che Strategie bezüglich benachteiligter Stadtvier-
tel. Dezentralisierungsbemühungen gehen oft mit 
einem Aufgabenzuwachs für die lokale Ebene ein-
her, können aber auch eine Belastung für Kommu-
nalbudgets bedeuten. Daher sollten die laufenden 
Reformanstrengungen in Belgien, Zypern, Irland, 
Mazedonien, den Niederlanden, Portugal und dem 
Vereinigten Königreich in künftigen vergleichenden 
Studien weiterer Untersuchung unterzogen wer-
den, um deren Effekte in der Rückschau systema-
tisch einordnen zu können.

Der Stellenwert von Raumordnungsgesetzgebung 
wurde gestärkt. Dies wird darin deutlich, dass zahl-
reiche Länder, überwiegend in Südeuropa, Mittel- 
und Osteuropa sowie Südosteuropa legislative 
Reformen zur Erweiterung und Stärkung ihrer Pla-
nungssysteme verabschiedet haben. Eine offene 
Frage ist, inwieweit die Raumplanungsgesetzge-
bung umfassende und integrierte stadtpolitische 
Rahmenwerke ermöglichen und unterstützen kann. 
Die Entwicklungen in jüngeren EU-Mitgliedstaaten 
oder Beitrittskandidaten zeichnen sich durch sehr 
kontextspezifische sozioökonomische Bedingun-
gen aus, die eng mit ihrem kulturellen und histo-
rischen Erbe zusammenhängen. Sie sollten daher 
vor diesem Hintergrund betrachtet werden. 

Es gibt verschiedene Formen horizontaler und verti-
kaler Kooperationsmechanismen in den untersuch-
ten europäischen Ländern. Diese Herangehens-
weisen werden oft durch spezifische Abkommen 
oder Verträge untermauert. Diese können vertikal, 
also zwischen der lokalen und nationalen oder re-
gionalen Ebene, oder horizontal, also zwischen lo-
kalen Behörden selbst, angelegt sein. In Belgien 
oder Frankreich führen diese vertikal angelegten 
Verträge zu gebietsbezogenen, sektorenübergrei-
fenden Ansätzen, die sich auf benachteiligte Gebie-
te konzentrieren. Die französischen Stadtverträge, 

vom Staat, Städten und anderen Interessenvertre-
tern unterzeichnet, definieren maßgeschneiderte 
Strategien zur sozialen, wirtschaftlichen und städ-
tischen Entwicklung benachteiligter Stadtquartie-
re. Stadtverträge in Belgien kennzeichneten bis zu 
ihrer Einstellung im Jahr 2014 das wichtigste nati-
onale Programm zur Unterstützung eines Mehre-
benenansatzes in der Stadtentwicklung. Sie wur-
den von regionalen Ansätzen wie den zwischen 
der Region Brüssel-Hauptstadt und Gemeinden in 
der Region geschlossenen Verträgen zu Nachhal-
tigen Stadtvierteln und Stadterneuerungsverträ-
gen abgelöst. Eine weitere Form vertikaler Verträ-
ge zwischen Staat und Städten ist sektoraler Natur 
und konzentriert sich auf lokales und regionales 
Wirtschaftswachstum. Die City Deals und Growth 
Deals im Vereinigten Königreich übertragen Städ-
ten mehr Kompetenzen zur Förderung lokalen wirt-
schaftlichen Wachstums. Die finnischen Wachs-
tumsabkommen sollen wirtschaftliches Wachstum 
auf Grundlage besonderer Stärken der Metropolre-
gionen fördern. Zudem sind eher horizontal ange-
legte und sektorale Kooperationen und Abkommen 
entstanden. In den Niederlanden bilden lokale Be-
hörden gemeinsam mit Interessenvertretern Part-
nerschaften in themenspezifischen City Deals zur 
Lösung städtischer Herausforderungen. Die nie-
derländische Regierung fungiert hierbei als Mo-
deratorin. Dieses Muster ähnelt der finnischen 
Sechs-Städte-Strategie, einer thematischen Part-
nerschaft zwischen den sechs größten finnischen 
Städten. Laut der Studie ist interkommunale Ko-
operation in vielen Ländern eine besonders be-
deutsame Form der Zusammenarbeit (z. B. in Finn-
land, Mazedonien, den Niederlanden, Norwegen, 
Österreich, Polen, Portugal, der Slowakei, Slowe-
nien oder Zypern). Diese wird oftmals als Mittel 
für eine effizientere Ressourcennutzung und Ka-
pazitätsauslastung auf lokaler Ebene hervorgeho-
ben. Zudem besteht in einigen Ländern ein expli-
ziter Fokus auf Metropolregionen, insbesondere 
Hauptstadtregionen, und auf funktionalen städti-
schen Gebieten.

Viele Länder pflegen besondere Foren, Plattformen, 
Beiräte oder Arbeitsgruppen, die dem Austausch 
zwischen den zahlreichen Akteuren und Interes-
senvertretern in der Stadtpolitik dienen. Die ge-
naue Zusammensetzung solcher Gremien variiert 
von einer Besetzung durch staatliche Regierungs-
vertreter (z. B. in interministeriellen Ausschüssen) 
bis hin zu inklusiveren Plattformen, die eine brei-
te Palette von Interessenvertretern einschließen. 
Dies können öffentliche Bedienstete verschiedener 
Regierungsebenen, Wissenschaftler und Experten, 
Unternehmer und zivilgesellschaftliche Organisati-
onen sein. In dieser Hinsicht erkennen Länder die 
Bedeutung partizipativer Ansätze in der Stadt(teil)
entwicklung an, was verdeutlicht, dass sich die-
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ser Aspekt eines integrierten Ansatzes im europä-
ischen politischen Mainstream etabliert hat. Selbst 
in Ländern ohne umfassende Stadtpolitik verlangen 
die grundlegenden rechtlichen Anforderungen in-
nerhalb der Planungsgesetze eine Beteiligung der 
Interessenvertreter. Gleiches gilt für die Bedingun-
gen der EU-Strukturfonds, die formal die Erfüllung 
des Partnerschaftsprinzips, Akteursbeteiligung so-
wie ganzheitliche Ansätze erfordern.

Es ist zu berücksichtigen, dass die jüngste Wirt-
schaftskrise und reduzierte öffentliche Ausgaben 
eine wichtige Rahmenbedingung für die Bewer-
tung von integrierten städtebaulichen Ansätzen in 
europäischen Ländern darstellen. Eine Stagnation 
oder gar ein Rückgang der Bedeutung von Stad-
tentwicklungspolitik kann demnach eine politische 
Prioritätenänderung, den eingeschränkten finanzi-
ellen Spielraum von Ländern oder eine Kombina-
tion dieser Gründe widerspiegeln. So ergaben die 
Länderumfragen deutliche Kriseneffekte für Länder 
wie Zypern, Griechenland, Portugal und Spanien. 
Bestimmte Kriseneffekte sind allerdings in fast al-
len europäischen Ländern, Regionen und Städten 
zu finden. 

Während sich die nationalen Etats für Stadtent-
wicklung stark unterscheiden und von den Befrag-
ten häufig nicht klar definiert werden konnten, spielt 
europäische Finanzierung in der Stadt(teil)entwick-
lung in vielen europäischen städtischen Gebieten 
eine große Rolle. Die Finanzierungslogik der EU-
Kohäsionspolitik, einschließlich des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), des Eu-
ropäischen Sozialfonds (ESF) und des Kohäsions-
fonds ist sowohl gebiets- als auch personenbe-
zogen. Die jeweiligen gesetzlichen Rahmenwerke 
legen einen deutlichen Schwerpunkt auf integrier-
te Ansätze auf Grundlage der Mehrebenen-Gover-
nance, auf das Partnerschaftsprinzip, auf Subsidi-
arität und auf Verhältnismäßigkeit. Während des 
siebenjährigen Programmplanungszeitraums, ab-
gestimmt mit dem mehrjährigen Finanzrahmen der 
EU, kommen verschiedene territoriale und andere 
Maßnahmen für eine Kofinanzierung in Betracht. 

Insbesondere Länder in Süd-, Mittel- und Osteu-
ropa haben in der Umfrage die Bedeutung der 
Strukturfonds für die Programmplanung und die Fi-
nanzierung der Stadtpolitik oder für Maßnahmen 
zugunsten benachteiligter Gebiete betont. Stadt-
spezifische Instrumente der Kohäsionspolitik, wie 
das Joint European Support for Sustainable Invest-
ment in City Areas (JESSICA)-Programm (für die 
Schaffung revolvierender Fonds für Stadtentwick-
lung) und das Instrument der Integrierten Territori-
alen Investitionen (ITI) (für Programmplanung unter 
Nutzung verschiedener Fonds in bestimmten Stadt-
vierteln) wurden von verschiedenen Ländern auf-

gegriffen. Diese Nutzung unterscheidet sich jedoch 
in ihrem Umfang. 

Zusammengefasst lässt sich feststellen, dass die 
erfolgreiche Umsetzung umfassender integrierter 
Politiken trotz des Einfließens der Leipzig-Charta-
Prinzipien in den europäischen politischen Main-
stream eine große Herausforderung für Länder 
darstellt. Dies bezieht sich insbesondere auf die 
folgenden Bereiche:

 – Umsetzung einer funktionierenden Kombinati-
on von gebiets- und personenbezogenen An-
sätzen, insbesondere in Bezug auf die Entwick-
lung benachteiligter Stadtviertel;

 – Aufbau sektorenübergreifender Strukturen und 
Arbeitsmethoden zwischen und innerhalb Ver-
waltungen;

 – Ermöglichen einer wirkungsvollen Beteiligung 
der Zivilgesellschaft und von Interessenvertre-
tern in bedeutsamen Planungsphasen;

 – Effektive Nutzung öffentlich-privater Partner-
schaften in der Stadtentwicklung im gegensei-
tigen Interesse;

 – Sicherstellung einer nachhaltigen, stabilen Fi-
nanzierungsgrundlage für Stadtentwicklung, 
die sich aus mehreren Quellen und Kofinan-
zierungsmöglichkeiten speist. 

Governance-Trends 

Die Ergebnisse illustrieren einige grundlegende 
Entwicklungen in der europäischen städtischen 
Mehrebenen-Governance. Diese beinhalten eine 
sich verändernde Rolle des Staates, sub-staatli-
cher Akteure (Städte, Regionen, Metropolregi-
onen), der EU und Nichtregierungsakteuren wie 
der Zivilgesellschaft oder Privaten im Hinblick auf 
Stadtentwicklung. Je nach nationalem Kontext 
können sich diese Trends in ihrer Richtung und ih-
rem Umfang unterscheiden. 

Vertikale Formen der Zusammenarbeit illustrieren 
den Trend zur Dezentralisierung, während hori-
zontale Abkommen neue Formen interkommuna-
ler Zusammenarbeit darstellen. Sowohl vertikale 
als auch horizontale Kooperation unterstreichen 
die wachsende Bedeutung von Städten und Regi-
onen, während der Staat als Partner oder Mode-
rator auftritt. Er zieht sich dabei von einer dominie-
renden Position zurück und stellt Rahmenwerke für 
Zusammenarbeit, Finanzierung und Strategien in 
der Stadtpolitik zur Verfügung. Die neuen Koope-
rationsformen betonen die Bedeutung des Part-
nerschaftsprinzips. Die Governance-Struktur der 
Städteagenda für die EU nutzt diese Kooperati-
onsformen und bietet einen Rahmen für die grenz-
überschreitende Mehrebenenzusammenarbeit 
unter Einbeziehung mehrerer Interessenvertreter. 
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Im Allgemeinen ist die EU eine Quelle bedeuten-
der strategischer, regulatorischer und finanzieller 
Rahmenbedingungen in Europa. Im Lichte der Be-
deutsamkeit der Strukturfonds für die territoriale 
Entwicklung wird das neue Rahmenwerk der Ko-
häsionspolitik nach 2020 eine wichtige Bedingung 
für nationale Stadtentwicklung darstellen. Syner-
gien zwischen nationalen stadtpolitischen Ansät-
zen und der städtischen Dimension der künftigen 
Kohäsionspolitik sollten eine möglichst effiziente 
Mittelzuweisung für die Bearbeitung städtischer 
Herausforderungen unterstützen. 

Städte zeigen sich als starke eigenständige Ak-
teure, die an verschiedenen Governance-Arran-
gements und grenzüberschreitender Zusammen-
arbeit teilnehmen. Allerdings sind in manchen 
Ländern auch Entwicklungen in Richtung stärkerer 
Dezentralisierung zu beobachten, die häufig mittel-
bar den Handlungsspielraum von sub-staatlichen 
und oft auch Nichtregierungsakteuren einschrän-
ken. Die angemessene und effektive Einbeziehung 
von Unternehmen, privaten Akteuren und der Zivil-
gesellschaft in der Planung, der Gestaltung und in 
der Umsetzung territorialer und städtischer Politi-
ken stellt weiterhin eine große Herausforderung für 
Entscheidungsträger in ganz Europa dar.

Globale Herausforderungen

Europäische Städte können von den Erfahrungen 
der in dieser Studie behandelten fünf außereuropä-
ischen Länder in Bezug auf nachhaltige und integ-
rierte Stadtentwicklung lernen, da diese Länder un-
ter komplexen und herausfordernden Bedingungen 
zu belastbaren Lösungen kommen müssen. Krea-
tive soziale Innovationen und Initiativen haben in 
einigen brasilianischen Städten positive Verände-
rungen der städtischen Umwelt bewirkt. Beispiele 
sind die Stadt Porto Alegre und ihr partizipativer 
Planungsansatz oder die Stadt Curitiba mit ihrem 
innovativen Bus Rapid Transit System, einer effekti-
ven und mit begrenzten Ressourcen erstellten Ver-
kehrslösung. Chinesische Städte sind große urba-
ne Labore und Testgebiete für die Umsetzung neuer 
Technologien, insbesondere auf dem Gebiet des 
Bauens, in einer Geschwindigkeit und einem Aus-
maß, die in anderen Teilen der Welt unbekannt sind. 
Indien hat ein ehrgeiziges 100 Smart Cities-Pro-
jekt ins Leben gerufen, um die städtische Wissen-
sökonomie zu beleben. In Südafrika liegen zwei der 
grünsten und CO2-neutralsten Städte der Welt, Kap-
stadt und Johannesburg. In den USA ist öffentliche 
Beteiligung stark, während die Partnerschaft mit 
privaten Akteuren stärker ausgebaut ist als in eu-
ropäischen Governance- und Finanzierungsstruk-
turen. Da staatliche Finanzierung in vielen europä-
ischen Ländern an Gewicht verliert, kann ein Blick 

nach Übersee interessante Hinweise für gemischte 
Finanzierungsstrukturen ergeben. 

Ungeachtet der verschiedenen Charakteristika die-
ser Länder unterstreichen ihre Erfahrungen die im-
mens große Bedeutung effizienter und gerechter 
Wege, mit (schneller) Urbanisierung umzugehen. 
Sie verdeutlichen einmal mehr die Notwendigkeit 
proaktiver Planung und integrierter Strategien. Vor 
dem Hintergrund der komplexen Natur der aktuel-
len europäischen Herausforderungen ist eine neue 
städtische Governance auf der Basis von Mehre-
benen- und Multi-Stakeholder-Zusammenarbeit 
vonnöten.

Das Referenzdokument für nachhaltige globa-
le Stadtentwicklung, die New Urban Agenda der 
Vereinten Nationen, setzt sich für effektive natio-
nale Stadtpolitik in Kombination mit Dezentralisie-
rung politischer Macht und finanzieller Mittel ein. 
Im Einklang mit der Leipzig-Charta und der New Ur-
ban Agenda betont die vorliegende Studie die Not-
wendigkeit der Verankerung von Stadtpolitik auf 
übergeordneten staatlichen Ebenen, stellt jedoch 
zugleich fest, dass nationale Stadtpolitiken einen 
multidimensionalen Politikbereich markieren. Die-
ser ist von mindestens drei Achsen gekennzeich-
net: zentralisiert/dezentralisiert, sektoral/integriert 
und top-down/bottom-up. Somit ergibt sich eine 
Palette an möglichen Mischformen.

Ausblick: die Zukunft der Prinzipien 
der Leipzig-Charta

Die massiven europäischen und globalen Heraus-
forderungen wie soziale Ungleichheit, Umweltzer-
störung, Klimawandel, Ressourcenknappheit, Mi-
gration, demografischer Wandel, Globalisierung 
und Digitalisierung erfordern ein starkes System 
der Mehrebenen-Governance in der Stadtpolitik. 
Trotz der allgemeinen Anerkennung der Relevanz 
integrierter Strukturen und Herangehensweisen in 
der Stadtentwicklung und erfolgreichen Initiativen 
zeigt sich, dass deren Umsetzung weiterhin eine 
große Herausforderung für Staaten in und außer-
halb von Europa darstellt. 

Neue Initiativen sollten an den Kernbotschaften 
der Leipzig-Charta gemessen werden. Die neu 
etablierte Governance-Struktur der Städteagenda 
für die EU mit ihren thematischen Partnerschaf-
ten zwischen verschiedenen Regierungsebenen 
und Interessenvertretern bietet einen vielverspre-
chenden Ansatz zur Bearbeitung gesamtgesell-
schaftlicher und stadtbezogener Themen in einem 
europäischen Kontext. Allerdings ist eine stärkere 
Berücksichtigung der Querschnittsthemen wichtig, 
um eine monothematische Herangehensweise zu 
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verhindern. Da viele der Schwerpunktthemen mit-
einander und darüber hinaus mit weiteren sozialen, 
wirtschaftlichen und umweltbezogenen Heraus-
forderungen verknüpft sind, ist die Integration von 

Lösungen und Zielkonflikten eine wichtige Aufgabe 
für alle Beteiligten. Auch die Einbindung einer brei-
ten Basis von Interessenvertretern sollte im Pro-
zess der Implementierung der Städteagenda für die 
EU sichergestellt und kontinuierlich überprüft wer-
den. Die Berücksichtigung der Empfehlungen der 
Partnerschaften und die Etablierung eines integra-
tiven mehrstufigen Governance-Ansatzes für eine 
nachhaltige integrierte Stadtentwicklung werden 
darüber entscheiden, ob die Städteagenda für die 
EU als der funktionale Rahmen zur Erreichung der 
nachhaltigen Entwicklungsziele (Sustainable De-
velopment Goals, SDGs) betrachtet werden kann. 

Die Kernprinzipien der Leipzig-Charta, die eine in-
tegrierte, gebietsbezogene Herangehensweise an 
Stadtentwicklung mit hochrangiger politischer Un-
terstützung und einer breiten Einbeziehung von In-
teressenvertretern beinhalten, sind heute so rele-
vant wie vor zehn Jahren. Um die Grundidee der 
integrierten Stadtentwicklung noch deutlicher mit 
aktuellen gesellschaftlichen Themen und Heraus-
forderungen zu verknüpfen und zugleich eine ver-
stärkte Berücksichtigung stadtpolitischer Themen 
in europäischen Politiken zu erreichen, erscheint 
eine Weiterentwicklung der Leipzig-Charta gebo-
ten. Eine Weiterentwicklung sollte die Schwer-
punktthemen und Governance-Strukturen der 
Städteagenda für die EU und der New Urban Agen-
da als wichtige Meilensteine in der europäischen 
Stadtentwicklungspolitik berücksichtigen. Aufbau-
end auf diesen Strukturen sollte eine Fortschrei-
bung der Leipzig-Charta gemäß ihrer Kernaussa-
gen aus dem Jahr 2007 eine nachhaltige vertikale 
und horizontale Vernetzung von Akteuren, Struktu-
ren und Politiken befördern. 

Bild: Mart Grisel – Speicherstadt Hamburg
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